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VORWORT. 



Im Jahre 1882 hatte die staatswissenschaftliche Fakultät 
der Universität Tübingen fUr die Bearbeitung des von Prof. 
Dr. V. Marti tz daselbst gestellten Themas : >Die Staats- und 

\ ulkerrechtlichen Verhältnisse des Bodensees« den akademi- 
schen Preis ausfj^eschrieben. Diese Materie versprach für den 
Bearbeiter eine reiche Quelle wissenschaftlicher Anregungen 
zu werden. Es galt eine Reihe völkerrechtlicher Grundsätze 
an einem durchaus or^inellen und weitberühmten Objecte 
tfaeils auf ihre praktische Stichhaltigkeit zu prüfen, theils bei 
der Erörterung noch schwebender Ersten dieselben zur Geltung 
zu bringen und damit die theoretische Lösung eines völker- 
rechtlichen Problems zu geben, das seit langen Jaliren die rolitik 
funfer Staaten immer wieder in friedlichen Unterhandlungen 
beschäftigt hatte, von den Männern der Wissenschaft aber bis- 
lang nur wenig beachtet worden war. Aus diesen Gründen, 
so schien es, musste die Concurrenz eine rege , die gekrönte 
Arbeit eine vorzügliche werden. 

Alldn der Termin verstrich, ohne dass auch nur eine 
einzige Bearbeitung eingeliefert worden wäre; eine zweite Auf- 
forderung der Fakultät im folgenden Jahre 1883 blieb gleich- 
falls ohne Resultat. 

Da machte sich denn der Ver&sser, dessen lebhaftestes 
Interesse das Thema sofort erweckt hatte, selbst an die Be> 
arbettung, so gut ihm dies in verhältnismässig kurzer Zeit und 
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neben einer angestrengten beniflichen Thätigkeit möglich war. 
Und wenn er nun heute das Ergebnis seiner Bemühungen unter 
dem Titel: »die Völker- und staatsrechtlichen Verhältnisse des 
Bodensees, historisch und juristisch untersuchte, dem Publikum 
vorzulegen sich erlaubt, so bleibt ihm nur übrig, dasselbe um wohl- 
wollende Beurtheilung seines Versudies zu bitten, den er, wie 
gesagt, erst dann unternommen, nachdem die von ihm sehn- 
lichst erwartete Arbeit aus anderer, vielleicht berufenerer Feder, 
ausgeblieben war. Seine Schrift hat ihre Absicht erfüllt, 
wenn sie den gebildeten Leser zum selbständigen Nachdenken 
über die eigenthUmlichen Fragen der Materie anregt und ihm 
zu diesem Zwecke die nöthigen wissenschaftlichen und sach- 
lichen Momente bequemlich zur Hand reicht Eben diese fest- 
gestellt zu haben, wäre, vermeint er, immerhin nicht ohne 
einiges Verdienst. Ob aber seine eigene Ansicht über die 
Völker- bezw. staatsrechtliche Natur des Sees und deren Con- 
sequeozen durch die gegebene Untersuchung hinlänglich be- 
gründet ist, das zu erwägen wird der wissenschaftlichen Kritik 
vorbehalten sem. 

StuUgiirl, im October 1884. 

Dr. Rettich. 
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1. Die Bedeutung des Begriffes „Hoheitsgebiet des Staates*' 

im AllgememcD. 

Unter Hoheitsgebiet (territorium) des Staates ver- 
steht man denjenigen Theil der Erdrinde welcher äus- 
serlich durch die Staatsgrenze markirt und dadurch von 
den Gebieten anderer Staaten geschieden ist. Was sich 
innerhalb dieser in sich selbst zurückkehrenden Linie 
der Staatsgrenze befindet, sowohl das Staats- und Pri- 
vateigen tlium'), als auch die sog, herrenlosen Sachen 
(adespota), steht in allen Beziehungen zur ausschliessen- 
den oberherrlichen Verfügung eben dieses einen und 
keines ancU^ren Staates. 

Da nun alle Sachen zu einer von diesen drei Arten 
gehören, so gilt die Regel, dass überhaupt jede im 
Gebiete eines Staates befindliche Sache auch der Ober- 

1) Nicht nur der Erdoberfläche 1 Die Bedeutung dieser Unter- 
scheidung würde praktisch werden im Falle von Bcrgwerksbctricbcu 
an den Staatsgrenzen. 

2) Die Staatshoheit iibcr das Pri\ ateigcnihuiti macht skh L^eltend 
im Rechte der Besteuerung und im sog. Expropriationsrechte des 
Staates. 



4 



herrschaft desselben unterworfen sei (quidquid est in 
territoriot est etiam de territorio)'). 

Demnach ist insbesondere dem ausschliessenden Ho- 
heitsrechte des Staates nicht blos derjenige Bezirk unter- 
worfen, welcher von den Staatsangehörigen thatsächlich 
bewohnt und benützt wird, sondern der ganze Land- 
und Wasserbezirk überhaupt, gleichviel ob die einzelnen 
Theile irgend eine Nutzung gestatten oder nicht, mit 
allem, was sich darin befindet, es sei von Natur oder 
durch menschlichen Fleiss, oder durch Zufall*). 

3. Xnsbesondere das Wassergebiet des Staates. 

In Hinsicht auf das innerhalb der Staatsgrenze be- 
findliche Was sergebiet, im Gegensatz zum Land- 
gebiet, ist zu unterscheiden: 

Das F 1 u s s • Wassergebiet, zu welchem alle Ströme, 
Flüsse, Bäche und Kai^e gehören, auch die Grenzflüsse, 
und zwar letztere entweder ganz oder zum Theil , je 
nach der mit dem Nachbarstaate übereingekommenen 
Grenzlinie. 

Das See- Wassergebiet, d. h. die vom Landgebiet 

1) Ausnahmen von der Ausschliesslichkeit des Temtorialpriimps 
entstehen nur durch die Rechte der Exterritorialität und in 
Folge von sog. Staatsservituten. Vergl. hierüber H effter, das 
europäische Völkerrecht der Gegenwart. 2. Aufl. 1881. S. 99 ff. 

2) Vergl. Kl über, Europäisches Völkerrecht. 2. Aufl. 1851. 
Seite 142. 



Digitized by Google 



5 



umschlossenen Seen (Binnenseen, lacus) nebst den klei- 
neren Seen, Teichen und Lachen. 

Das Meerhafen-Wassei^ebiet , d. h. diejenigen 
durch natürliche oder künstliche Ursachen geschaffenen 
Einbuchtungen des Meeres in das Land, welche von 
den Staaten ausdrücklich als ihr Hoheitsgebiet bean- 
sprucht und als solches, etwa durch Befestigungen (Sperr- 
forts etc), sichtbar gekennzeichnet sind'). 

3. Binnenseen, von mehreren Staaten eingeschlossen« 

Es trifft sich nun häufig, dass ein Binnensee zwi- 
schen den Landgebieten zweier oder mehrerer Staaten 
sich ausbreitet, so dass sich die beider- oder melirsei- 



x) Rayneval, institutions du droit de la nuturc et des gens I. 
S. 300 drvickl dies weniger genau mit den Worten aus: üne mer 
totalement enclavee dans les terres d'une nation, fait partie de son 
domaine, et eile peut b. son grd en permettre oa interdire l'entree, 
si eile est susceptible de defense. ^ Le souverain de cc mcme 
pays peut iti^lir une Station pour empScher le passage. Tri£ft aber 
die Voraussetzung vollständiger Schliessbarkeit nicht zu, wie beim sog. 
Küs tenge wäs ser , so kann auch von dner Gebietshoheit im eigent- 
lichen Sinne nicht die Rede sein. Die besonderen Rechte, welche 
sich neuerdings einige Staaten mit Beziehung auf letzteres vorbe- 
halten haben, erschöpfen den Begriff der Staatshoheit keineswegs, 
per Geltungsbereidi der Landesgesetze eistreckt sich immer nur 
auf die Häfen, nicht auch auf das Kttsteiigewässer, in welchem 
fremde Schiffe nur den Gesetzen ihrer Heimath unterworfen rind. 
Verg^l. dazu Bluntschli, das moderne Völkerrecht, 3. Aufl. §§319. 321 ; 
HcUicr, dos europäische Völkerrecht. 6. Aufl. S. 162. 



Digitized by Google 



6 



tigen Staatsgrenzen durch den See berühren, und dieser 
somit als Objekt internationaler Rechtsbeziehiingen er- 
scheint 

In diesem I'^alle bedeuten die Uferstaaten in ihrem 
Verhältnis zum See zunächst eine geschlossene Einheit 
gegenüber allen andern Staaten, die nicht an den See 
grenzen. Dieser, im Gegensatz zur Gesammtheit der 
nicht angrenzenden Staaten gedachten Einheit der 
Uferstaaten steht das ausschliessende Hoheitsrecht 
über den See zu'). 

Sich selber gegenübergestellt haben die Üferstaaten 
aus Naturrecht relativ gleiche Rechte an dem 
See , es müsste denn sein , dass dieses naturrechtliche 
Verhältnis durch irgend «jincn, möglicherweise auch mit 
einem »Vertrage« besiegelten Gewaltakt zum aus- 



i) Der grösste Binnensee der alten Welt, das Kaspische Meer, 
steht unbestritten zur ausschliessenden Verrugung der beiden Ufer- 
staaten Persien undRussland, welche über Hoheitsverhältnisse, Schiff- 
fahrt etc. ohne Einspruch anderer Mächte paktirt haben. Veigl. 
unten Note t. Seite 7. 

Wenn dagegen Calvo, derecho intemadonal teörigo y präctigo 
de Europa y Am^go p. L § 156 sagt: Puede suceder, sin embargo, 
que las costas de los lagos pertenexcan k dos ö mas naciones y 
entonces tendrän que considerarse forzosamente como mares libres, 
so hat er dabei wohl mehr die amerikanischen Verhältnisse im 
Sinne, etwa in Bezug auf die fünf grossen Binnenseen an der Grenze 
der vereinigten Staaten und Britisch-Nordamerika. Indessen scheint 
die »Freiheil« auch dieser Seen zum mindebtea sehr fraghch. 
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»chliessenden Besitze der einen oder anderen Ufer- 
xnacht verkehrt worden wäre'). 

Die natürliche Gleichberechtigung^ der Uferstaaten 
kann nun auf zweierlei Art zur Geluing kommen. 

In dem einen Falle wird der See thatsächlich durch 
ideale oder auf irgend eine Weise im Objecte selbst 
jiiarkirtc Grenzlinien i^^theilt und zwar auf Grund der 
natürlichen Anhaltspunkte der Ausdehnung der Uferbe- 
zirke einerseits und der Mittelltnie des Sees andererseits 
— mit der Wirkung, dass die ausgeschiedenen Theile, 
einschliesslicli aller Accessorien und Früchte'), der aus- 

1) Letzteres wäre allerdings niclit iinflcnkhar. Der Mehrzahl 
der Völkerr-echts-Schriftsteller sclieint diese Annahme sogar sehr 
naheliegend zu sein. Rayneval B. a. a. O, S. 310 sagt kurz: 
A ddfaut des Conventions ils (les lacs) sont censes commune. Allein 
CS ist klar, dass ein solches Verhältnis, bestehe es nun auf Grund 
hundertjähriger Gewohnheit oder eines geschriebenen Vertrages in 
letzter Linie nur durch Uebermacht und Gewalt entstanden sein 
konnte und darum kaum als rechtlicher Zustand gelten darf. Frei- 
DtiOig wird kein Volk auf das natürliche Recht verzichten, das Wasser, 
insoweit es seine Ufer bespült, ebenso zu nützen, wie jeder Nadibar. 
XJebrigens, ist bis jetzt nodi kein Fall eines solchen aussdiliessen- 
den Besitzes vorgekommen. Nur im Friedensvertrage von Tourk- 
mantschai vom as. Februar i8s8 zwischen Persien und Russland 
behielt sidi letzteres — mit dem Rechte des Siegers — die aus- 
schliessende Befiigniss vor, Kriegsschiffe auf dem Kaspischen 
Meere zuhalten, während fiir alle anderen Nutzungen, vor allem für 
die HandelsschiffTahrt , Persien nach wie vor gleichberechtigt blieb. 
Den Vertrag siehe bei ^.lartens N. Rccueil VII, S. 564. 

2) Darunter ist verstanden einmal der territoriale Zuwachs aus 
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sch liessenden partikularen Gebietshoheit je des Hin- 
terlandes unterstellt werden'). 

den ausgeschiedenen Th eilen des Sees in Folge von Anschwemmung 
(allttvio), Rücktritt des Wassers und Inselbildung, sodann das Anrecht 
auf etwaige im Grunde ruhenden Schätze, Alterthümer, IkCneralien, 
sowie Uferbinsen Seepflanzen etc., endlich und hauptaftchfich das 
FischereirechL 

i) Auf solche Weise wurde schon im Jahr 1554 durch einen zu 
Baden abgeschlossenen Vertrag zwischen den regierenden Orten im 
Thurgau und dem Bischof zu Konstanz der Zellersee getheilt. 
Gesetz.Sammlung für den Kanton Thuxgau I. Bd. M$ S. 113. Die 
Abmachung wurde erneuert in dem Vertrag über die Bereinigung 
der Hoheitsgrenze zwisdien der schweizerisdien Eidgenossenschaft 
und dem Grossherzogthum Baden v. J. 1855. § i. lautet: Zwischen 
dem Staatsgebiet des GrossherzogLhums liaden und demjenigen des 
schweizerischen Kantons Thurguu wird von der badischcn Grenze 
unterhalb KonsUmz bis zur Thurgauischen Grenze bei dem ehema- 
ligen Kloster Paradies überall die Mitte des Rheins, beziehunersweisc 
die Mitte des Untersees (Zellersee) als Landesgrenze ange- 
nommen. — Ebendas. 

Bezüglich des Genfersees ist der Schiedsvertrag zwischen 
Savoyen und Bern, abgeschlossen am 30. October 1564 zu Lausanne 
zu bemerken, worin es heisst: „Zum swentzigsten haben auch 
wir du Sehydmeener und Miniere hedaehi, dass einem 
Jeden diu er beiden Parihigen, Nemiiehen FürsiL Dur eh' 
lauehi tu Savey, dessgliehen den Herren von Bern an der 
gereehtigheyht des Seewes, wie ein Jeder Theii dieseiwige, 
sö verr und wyti und wie seine fferrseha/ften, Zandiund 
Fieehen daran gelegen syndt, an demseiwen Seew haben 
soll und weg nüHit benommen noeh entzogen sin solle; 
und solle aber die Mitte ""des Seewes gegen yedentheils 
daran stossender und gelegener tandenund Herrsehaften, 
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Die thatsächliche Ausscheidung einzelner Theile und 
die Einverleibung derselben in das anliegende Staatsge* 
biet kann jedoch nicht auf Grund eines einseitigen Vor- 
gehens der einzelnen Uferstaalen erfolgen, sondern muss 
dasProdiikt gemeinsamer und ausdrücklicher Abmachung 
sämmdicher Uferstaaten sein. Denn aus dem Grunde, 
weil der See, bevor er gctlicilt wurde, nicht t.twa her- 
renloses Gebiet , sondern allen _ Uterstaatcn gc^meinsam 
zugehörig war, müssen auch bei diesem Verhältnis, wenn 
anders überhaupt von einem Rechte die Rede sdn 
soll, die speziell p r i v a t rechtlichen Bestimmungen yber 
das Condominum Geltung finden, weiche dahin lauten, 
dass Uber die gemeinsame Sache selbst oder irgend 
einen reellen Theil derselben zu verfugen , keinem Mit- 
eigenlhumer allein und ausschliesslich zustehe , sondern 
nur dem vereinten Willen aller Eigenthümer 

Hervorzuheben ist noch, dass auch im Falle der 
Theilung kein Uferstaat in Friedenszeiten ohne Zustim- 

so wyt die in /rem Zirckh und Begriff riehen, zu einer be- 
ständigen rechten und heyteren Mar ch ^^esetzt und benambs' 
sei sin.** Sammlung der eidgenöss. Abschiede, Band IV. Abthlg. s. 
S. 1503. Vergl. auch das Erkenntnis der eidgenössischen 
Stände vom Jahre 1681 dahin lautend: „Dass die Mareken in 
Seen und Flüssen die Mitte sey» soll; es wäre denn, dass 
ein ansprechender G egentheil mit Brief und Siegeln 
wider die Eydtgenossen beseheinen könnte, dass ihm selbige 
ganz und allein zu gehörten^" Leu, helvet. Lexikon Bd. 4. S. 159. 
i) Vergl. Arndts, Pandekten § 133- 



mung des anderen die Austrocknung des Sees herbei- 
führen darf, auch wenn er dies durch Massregeln, Icdiij- 
Hch auf seinem Gebiete in Anwendun^^r gebracht, be- 
werkstelligen könnte. Denn dies würde selbstverständlich 
auch die Austrocknung der übrigen Theile des Sees 
herbeiluhrcn. Ein solcher Eingriff aber in den Besitzsland 
des Nachbars wäre ein Bruch des Völkerrechts, welches, 
in Friedenszeiten wenigstens, die volle Integrität des 
nachbarlichen Territoriums zu wahren gebietet. 

Würde dagec^t^n eine Austrocknung des Sees durch 
gemeinsames Vorgehen der Uferstaaten erfolgen, so 
würde die Projecdon der früheren Grenzen auf dem See 
ohne weiteres nunmehr auch die Landgrenzen bilden, 
fa\h nicht vorherige Abmachungen, etwa mit Rücksiclit 
auf die Repartirung der Kosten, anderes bestimmten. 

Auf der anderen Seite ist selbstverständlich die 
Ausübung behebiger Rechte auch auf den fremden 
Theilen des Sees in Folge von Verträgen nicht ausge- 
schlössen, vielmehr öfters, weil im gemeinsamen Interesse 
gelegen, ausdrücklich bedingt 'j. 

i) So insbesondere das Recht der Schifffahrt; die blose 
Cabotage am ci^'cncn l'fcr hatte sonst wohl wenig zu bedeuten. 
Die Uferstaaten übernehmen dann zugleich die vei traf^'sniässi^e Pflicht, 
für die Sicherheit des Verkehrs auf ihrem Be/iike in angemessener 
AVeise Sorge zu tragen. So im Vertrag zwii,chen der Schweiz und 
dem ('ir{)ssherz()gthum Bacicn, betreffend die SchiflTfahrts- nnd Hafen- 
Ordnung für denUntersec und den Rhein zwischen Konstanz und 
SchafifhauseD, vom Jahr 1867. In demselben ist in Art. 2 bezüglich 
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Im zweiten Falle aber bleibt der See unget heilt 
und erscheint somit als ein Condom in ium pro indi- 

dcr Erhaltung des Fahrwassers bestimmt, dass die vcrtrags( hlicsscn- 
den Staaten, jeder innerhalb der Gren/cn seines Gebietes, dafür 
Sorge tragen sollen, dass etwaige künstliche Anlagen, nis: Mühlen, 
Triebwerke, Brücken u. s. w. in der Weise errichtet werden, dass 
die SchiffTahrt dadurch nicht gehindert oder auch nur erheblich er- 
schwert wird. Ferner, dass behufs zweckmnf;siger und gegenseitig 
unnachtheiliger Ausführung von Ufer- und Wasserbauten die Contra- 
henten die Pläne solcher von ihnen beabsichtigten Anlagen sich mit* 
theÜen und sich über die bei deren AusfUbrung in Betracht kom- 
menden Verhältnisse verständigen werden. 

Auch die Fischerei nutzung ist zuweilen nicht an die Ho- 
heitsgrenzen gebunden. Hinsichtlich der Fischerei im Zellersee 
und der Schweiz vom Artikel j des Staatsvertrages zwischen Baden 
(und Rhein) enthält 3o./3i. October 1854 folgende Bestimmung: 
»Unbeschadet der im Artikel I festgesetzten Land es grenze werden 
folgende besonderen Verhältnisse gegenseitig anerkannt: auf dem 
ganzen Rhein und Untersee in demjenigen Umfange, wie dies 
im Artikel 114 der Fischerordnung vom 22. August 1774 sich näher 
bezeichnet fintlet , kann von den IJewohncrn der auf beiden Seiten 
des Sees und Rheins liegenden nach dieser Fischerordnung hierzu 
berechtigten (Jenie-nden die Fischerei und die Vogeljagd nach den 
Vorschriften der erwähnten Fischerorchnmg und unter iler, der Gr. 
Bad. Behörde zi"- Handhabung derselben zustehenden Polizei aus- 
geübt werden. Vorbehalten bleibt eine auf dem Wege der Verein- 
barung durchzuführende Revision dieser Fischerordnung. < Die hier 
vorbehaltene Revision der alten Fischereiordnung vom Jahr 1774 
ist badiscber Seits am 16. November i86x vorgenommen worden 
und es wurden hierbei die alt hergebrachten Grenzen der Fi- 
schereiberechtigung lediglich beibehalten. Der gemeinschaft- 
liche Fischereibezirk des sogenannten äusseren See's 
erstreckt steh hiemach »vom sogenannten Kuhhom am Fall (ober- 
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visis der Uferstaaten mit besonderer Rücksicht auf die 
aus ihm zu percipirenden Nutzungen und als ihr Con- 
dom in at in spezieller Beziehung auf ihre Hoheits- 
bethättgungen auf demselben. 

Fällt damit die geographische Abgrenzung 
der Rechte und IMlichtcn der Ufcrstaaten weg, so ergibt 
sich für die Condominanten, um sowohl im HinUick auf 
die eigenthumsrechtliche wie auf die staatsrechdiche Seite 
des Verhältnisses einen angemessenen Rechtszustand auf 
dem Condominate zu sichern, die Nothwendigkeit, über 
die Art und Weise der gemeinsamen Ausübung ihrer 
Rechte durch Verträge sich zu verständigen, falls nicht 
eine auf stillschweigendem Uebereinkommen beruhende 
und genügend bewährte Uebung besteht. 

Finden es zu diesem Zwecke einzelne Uferstaaten 
fUr angemessen, räumliche G>mpetenzen zu schaffen, so 
benötiiigen sie hierzu nicht die Zustimmung der andern 
Uferstaaten, falls deren Rechte nicht dadurch irritirt 
werden. Eine solche Abgrenzung hat aber nicht den 
Charakter einer völkerrechtlichen Gebietsabgrenzung, 
sondern lediglich den einer organisatorischen Verwal- 
tungsmassregel der Condominanten, um Competenzcon- 
flikte der verwaltenden Behörden zu veimeiden. 

halb Gottlieben) bis hinab auf den Rhein zum Schlösschen Ober- 
Staad und bis zu dem gegenüberliegenden sogenannten Hörnlebnm- 
nen; femer bis zu dem Mooser Steg beim voraialigen Nonnen- 
hause.« Ausgeschlossen von diesem gemeinschafUtchen Fischerei- 
bexirk ist der innere oder sog. Gnadensee, in welchem das 
Fischereirecht dem Gr. Bad. DomänenSrar zusteht 
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völkerrechtlichen Verhältnisse des 
Bodensees. 



Oigitized 



1. Die Rechte der Uferstaaten gegenüber den nicht- 
angrenzenden Staaten. 



Wendet man nun die vorgetragenen völkerrecht- 
lichen Sätze auf die besonderen Verhältnisse des Boden- 
sees') an, so miiss zunächst constatirt werden, dass der 
See der ausschliessenden Gebietshoheit 
der ihn umgebenden Staaten untersteht. Kein 
anderer Staat kann nach Völkerrecht weder irgendwel- 
ches Nutzungsrecht an den See verlangen , noch auch 
das Recht, in die Ordnung der eigenthümlichen Rechts- 
verhältnisse dieses Gewässers einzugreifen*). 

x) Unter i»Boden&ee< begreifeD wir im Folgenden nach Mass- 
gabe der of&üeUcn Auffassung der Uferstaaten den sag. Obersee 
unddenVeberlingersee. Vgl. Schlussprotokoll zur internatio- 
nalen SchüEfahrts- und Hafenordnung fUr den Bodensee vom as.Sep* 
temberx867, i. Zum Artikel i: »Man ist darüber einverstanden, dass 
unter Bodensee der Obersee und der Ueberlingersee verstanden 
sein und dass die Regelung der Schifffahrtsverhältnisse (Ur die obere 
Rheinstrecke von der Mündung des Rheins bis Rheineck-Gaisa«, 
sowie für den Untcrscc und die Rheinstrecke bis Sc haft hausen be- 
sonderen Vereinbarungen zwischen den an^reiucnden Uferstaaten 
vorbehalten bleiben solLv: 

a) bo schon der Lindauer Jurist Christoph Wegeliu, der 



i6 



Obgleich dieses Recht als klares und positives Na- 
turrecht erscheint, so waren die am Ufer Herrschenden 



zum erstenmale die Re( htsverhältnisse des Bodensees zum G^en- 
stand wissenschaftlicher Untersuchung machte, in seiner (in einigen 
Lehrbüchern des Völkerrechts fälschlich dem Jenaer Professor 
Bttder atugeschriebenen) Diss. de dominio roaris Suevici 
vulgo lactts Bodamici vomJahri749| indem er, S, 96, zwischen 
einem dominium universale und einem dominium particu- 
lare unterscheidet, und ersteres ausschliesslich den Ufetstaaten vor- 
behalten wissen will: Quapropter etiam mare Suevicum, seu lacus 
Acfonius amplissimus et famigeratisstmus inter omnes quos habet Ger- 
mania, ab omni aevo non solum adgnoscit Imperium ac dominium 
universale CircuU Suevici seu potius statuum adjacentium 
colle^ctive sumtorunt, sed etiam jurisdictionem pardculajrem, 
quam sibi vindicat quilibet pro raäone territorii sui. Unde prindpes 
et Status circufi suevici si non in specte tarnen in genere Imperium 
exercere dicuntur in hoc mari particulari ac intermedio. 

Ebenso i. J. 1 7 64 M a 1 1 h a u s S e n 1 1 c r von L o e z e n in seiner 
Diss. inaug. de jure ii.ivmU ncc non merratoribus 11 e c 
aliis rivibus sed nautiset opificihus ft/t/i ^£/ir/i£/c/i u nJ 
ziinJJtigtnSchiffUuten) lih, et imp. civitatis I.indaugiae 
in mari Suevico sen lacn Rodamico juxta statuta ])riva- 
tive et solitarie c o 111 j) e t c nt e, cum ronnexis, Seite 12: Po- 
puli igitur, qui terras circa niare Suevicum sitas occuparunt, mare hoc 
simul per usum et exercitium piscationis et navigationis suum fecerunt, 
eoque ipso uti terrarum ilU adjacentium domint evaserunt, sie et 
ipsius lacus nostri dorn ini um acqu i s i v erunt. Jus enim re qua- 
dam occupata et sibi vtndicata pro arbitrio suo utendi et fruendi, 
ab eius occupatione, possessione et usu omnes alios 
excludendi didtur dominium. Und wdter Sdle 14: Statibus 
lacum Bodamtcum accolentibus illius dominium eo minus denegari 
potent, quo magis requisita domtnii locum hic habent. Niminun 
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doch mehr als einmal genöthlgt, dasselbe mit Waffen- 

üfewak L.'^t.i^Ln fremde Ant^friffe zu vertheidigen. So 
kamen gegt^n Knde des 14. Jhdts. die Appenzeller von 
ihrem Territorium häufig an die Ufer des Sees, um von 
den anlandenden und aus^renden Schiffen Tribut ein- 
zutreiben und zugleich den Fischern die ausgestellten 
Netze zu leeren. Um sich vor dieser Bedrückung und 
jeder anderen Beeinträchtigung ihrer Rechte zu sichern, 
schlössen dit' Ijedcutendsten Stadt(t am See , Konstanz, 
Ueberlingen, Buchhorn'), Lindau, Arbon etc. im Jahre 
1362 ein Bündnis, welches bis 1488 dauerte, in diesem 
Jahre durch den Hinzutritt der Ritter vom S. Georgen- 
schild neu gefestigt und schliesslich unter den Schutz 
des schwäbischen Kreises gestellt wurde. Das Bünd- 
nis von 1362 ist die älteste historisch festge- 
stellte Thatsache, welche die Ausübung von 
Hoheitsrechten auf dem Bodensee beur- 
kundet*). 

ort upari , al) aliorum conimunione separatim sfne tniuria haben. 

cui>lü(iia dctincri, contra muadcnles tlefeiidi, ab inuasoribus iniustis 
vindicari potest. 

1) Das heutige Fi icdridishafon. 

2) Jani indc A. 1362. Focdus illud speciale inter socias ciuitatcs 
roaritiiuas, denen alioi Pun dt- Stadt e n am See, ah: Co- 
sfattM, Lindau, Vebtrlingen, Buchhorn etc. sub auspiciis 
imperatoris Caroli IV. originem coepit contra Abhencellensts^ 
tunc tempore quietia et pacis publicae impalientes , et ita tarn 
mutuae defenstonis, quam publicae tranquiUitatis gratia, ad tutan- 

Rettich, fiedewM. 2 



Einen ungleich ge&hrlicheren Angriff auf ihre Redite 

erlitten die Ufertenitorien .<4< l^' n Ende des i6. Jahr- 
hunderts von Seiten des Er/.hauses Oesterreich. I.etz- 
teres war im 15. Jahrhundert durch Kauf in den Besitz 
der Grafschaft und Stadt Bregenz und 1548 auch in 
den der Stadt Konstanz ') gekommen. Auf Grund dieser 
beiden Erwerbungen versuchte nun das Erzherzogliclie 
Haus ein »dominium eminens« über den ganzen See zu 
begründen , indem es anfieng , die Kreuzerschifife des 
schwäbischen Kreises an der Ausübung der Getreide- 
ausfuhr-Polizei') mit bewaffneten Schiffen zu verhindern, 
wobei die Österreichischen Soldaten zu wiederholten 
Malen die gröbsten Gewaltthätigkeiten sidi zu Schulden 
kommen liessen. Der Kreis wandte sich zunächst, im 
Jahre 1703'), an den Kaiser selbst um Beseitigung dieser 

dam quoque libertatem nauigattonis et commerdonim in mari 
Sueuito durauerat ad tempora usque Foederis Suettici a Ciuitati* 
bus cum s0€ietaU Eqnesiri Clypei S* Georgii in An. 1488. 
coficlttsi cum omnia anteriora foedera spectalia sublata tunc vellet 
impefator Fridericus IIL Wegelin a. a. O. S. 29. In ein» 
Note fügt er die Quellen- bei : InMatricula A. 1431. in Hussiticat 
Expeditionis usum confecta, dictae civitates foedere societate ex* 
presse numerantur apud Schilterum Inst. Jur. Publ. Ti II. in 
Anschlag wegen des Mus siten" Kriegs p.66. Ebenso Annales 
Lindau. MSti. ad an. 1441. 

1) Vcrgl. unten. 

2) Vergl. unten. 

3) Diese und die folgenden Daten finckn sit Ii in J. J. Moser, 
teutsches Nachbarliches Staatsrecht etc. 1773, S. 440 fif. W egelin, 
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Missstände, die besonders auf Rechnung des österreichi- 
schen Commandanten zu Konstanz fiefen. Am 27. Febr. 

desselben Jahres erklärte die Kaiserl. Kanzlei : 

'So vil die gegen den Vice- Commandanten zu Costanz ge- 
kiagte Excefsen angthet , solche haben ihre kaiserliche Majestät 
keinesufeges approbiret, sondern dieselbe durch dero t&Uieke Oester^ 
reichische Hof-Camley schon vor einiger Zeit, Sebald sie deren 
Nachrickt erlangt, dergestalt ahnden und absteüen lassen^ da/s 
hinfur dergleichen nicht mehr zu befahren seyn werden, anbey 
jt'doi/i gnädigst nicht zweifeln, Fürsten und Stände werden es 
nicht ungleich deuten, sondern vielmehr gern sehen, dafs derzeit 
die in dem Bodensee auf und abgehenden Schiffe zuweilen visi- 
tirt werden, indeme sie suverlässige Nachricht haben, da/s nun 
und denn einige feindliche Gelder übersuibringen tentirt werde,* 
Diese SchifTsvisitation sah aber der schwäbische 
Kreis keineswegs gern ; er hielt sie vielmehr mit Recht 
für einen Eingriff in seine Hoheitsrechte auf dem See 
und wandte sich darum bald darauf, im Jahre 1704, 
abermals an den Kaiser um 

^Remedur derer auf dem Bodensee leidenden BcscJiiverden.'t 
Der Kaiser erklärte sich darauf 1705, 20. Mai: 
* Wegen Einstellung der geklagten Excefsen am Badensee 

a. a. O. S. 27, erwähnt die VorgSnge, die er zum Thcil selbst mit- 
erlebt, mit den Worten : Sed initio huius saeculi, quum anno 1699. 
ratione fmctuum in Helvetiam exportatonim Cirrulus ad conser- 
uandum jus et Imperium suum auspiciis Directoris Circuli naues quas- 
dam comparari iisque mare circumuehi jiississet, intercesserunt 
A ustr /a € i rci militaris praefecti Consfn nt ievses t\Br iga utin i 
et hisce excursiombttSp quae quotannis üeri solebant, grauiter sese 
opponentes, antea inauditum dominium emines «bi arrogarunt' 
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ist alles dergestaUen verfüget und voUssegen u*nrdeH, da/s der 
Crays damit ohne Zweifel vergnüget' werden wird* 

Allein auch dieser Bescheid erwies sich alsbald als 

eine leere Vertröstung; die Ausschreitungen des Mili- 
tärkommandanten zu Constanz dauerten fort. Der Kreis 
musste sich somit überzeugen, dass er vom Kaiser selbst 
sein Recht nicht erhalten könne, und dass ihm nichts 
anderes übrig bleibe , als sich womöglich selber zu 
helfen. 

Er verstärkte darum zunächst die Bemannung seiner 

Kreuzer, um dieselben den östern'ichischen Soldaten ge- 
genüber für alle Fälle widerstandsfähig zu machen und 
wandte sich dann im Jahre 171 1 an das Kurfürstliche 

Wahlcollegium ' j mit der Klai^e wider Oesterreich: 

» Da/s Oesterreich und dessen Oberämter sich eines sogenann- 
ten Doniinii maris vor nicht langer Zeit anmasseten ; da dock, 
nach denen beyge/ügten Rat ionibus, solches von denen ad littora 
Locus Bodamid gelegenen Ständen privative und unwiderspro- 
chen exerdrt worden seye,* 

i) unter BerufuDg auf die Wahlcapitulation, deren Art 8, 
§ 6 lautete: So l Uder Kaiser weder am Rhein noch sonsti' 
gern Sc hi/f baren Gewässer im hL deutsehen Reich he in 
armirier Schiff saus lagere, Licenten und andere unge- 
wohnliehe Exactionen, oder was sonst en zu Sperr und 
Verhinderung der Commerden, vornehmlieh aber der 
Rheinischen und anderer Churfürsten» Fürsten udd 
Ständen des Reichs zu Schaden und Schmäler ung ihrer 
habenden Regalien und anderen Gerechtigkeiten cr^^ 
statten oder zulassen. J. J. Moser a, a. O. S. 442. 
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Diese rationes finden sich in Johann Christian 
Lün i g*$ Codex Gennaniae diplomaticus, tom. n. unter den 
*Gravamina , welche die Siände des tdbl. Schwäbischen Crayses 

ivider die Land- Voggüy und Landgcricktt in ScJnvaben , dem 
CiiJtrfurstl. CülUgiv auf di in Wahltage zu I'ftuikfnrth am Mayn 
idiergtben lassen, de Anno Jpi, nebst darziigeliörigen Bey lagen, 

Das Schriftstück, welches nicht nur ein bewährtes Testi- 
monium bildet ilir die Geltung unseres Satzes bezüglich 

der ausschliessenden Rechte d< r Ufcrmiichte , sondern 
auch zugleich eine ebenso interessante wie drastische 
Schilderung der damaligen politischen Verhältnisse an 
und auf dem See bietet, hat folgenden Wortlaut : 

RA TIONES 
Warum dem h'ächst- lobl. Erts- Hau/s Oester- 
reich von dem hoch-löbl. Schwäbischen Cray/s, und 

Sonde r Jii 1 1 1 1 c h disseu lu und au d i ni Boden- See 
situirten Fürsten und Sdiudru, das sogenannte 
und neuerlicher Dingen praete ndire ndc dominium 
maris weder in petitorio noch posseitorio eingestanden 
werden könne. Und zwar 

L 

Ist notorisch , ivas messen der frcye Boden-See bifs auf 
Costants, S7i'isc/ii u dcvi sclnvabisilii n Kray/s und der Eydgenossen- 
Schaft die Gräntz-Sclieidung constituiret, und tvie nun 

IL 

Die gerade Lim von einem Termino bifs zum andern von 
lauter Crayfs-Ständten, benandtlichen Hoch-Stifft Costantz, Hay- 

ligenherg, Salutansiceil, Weingarthen, Montfortk, Fugger, Uber- 
lingen, Lindau, Buchhorn etc. besetzt wUrd, 
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Also haben auch du selbe 

III. 

Nicht aUein seorsim sumpti nach eines jeden Rgcht und 
Extension ihre höhende Jurisdiction auffm See wUrklieh und 

rukiglich je und allezeit exercirt, sondern auch 

IV. 

Bei annähenden Feinds-Gefahren diesen See, als die GränUen 
des Krayfses n^Ulst geschlossener Aüiansen in wSrkliche /V> 
fension gesetzet, sonderheitHehen aber die Vestung Lindau, samt 
andern sogenandten haltbaren Plätzen eine gezvisse und Recess- 
inä/sige An zahl Schiffe armirtt. allcrmasii u allein in gegenujar- 
tigern zu End lauffendem Seculo drey unterschiedliche mahlen, 
und ziuar letztmahls in Anno 1677. unterm Praesidio und Di- 
rection des Hoch'FUrstiich' Costantsischen Herrn Cantzler Eber' 
hards geschehen ist, derentwillen auch die jedesmalige Original' 
Recefs atmoch vorhanden seynd. Und noch weiters 

V. 

Bei let fr f 'I intern Frantzösischen Friedens-Bruch in anno 
1701. der Herr General Staden, datnahliger Commendant in Co- 
Staufs, des Seligsiverstorbenen Herrn Bischoffen HochfiirsÜ. Gna- 
den, lauth vorhandenen Schreiens gants angeUgefdUch ersucht 
hat, dass dieselbe mittelst Dero Authorität eine Renovattou er- 
meldt er letzteren See- Allianz vennögen ivoläen, 

Ja es Jiaben 

VI, 

Nicht allein die jederweilen cotnmandirenden Kay^L Herren 
Generalen, in specie aber beede Feld'MarchaUen von Stahrenberg 
und Caprara das Hoch- Für stliclie Cnyfs^Ausschreib'Ampt um 

nathdiirftige De fension und Bedeckung des Boden-Sees sum (oftem 

ttiständigst ersucht, sondern 
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Ihre Kayserl Majestät Selbsten Schrift- und mUndUck durch 
eigene Ahschickung ihrer Ministrorum , smoohl heede ausschrei- 
bende Fiirstcn ins^i^fsautt, n/s ^usiiitrJwitlich des Herrn Bischoffen 
zu Costantz tiochfurstlichc (htadeii in particulari idU rgnädigst 
requirirt, dass dieselbe dett Boden-See beschlossen halten , und 
mithin auf demseU>en dero ins Reiche ausgeloffenen Kays. Man« 
data exequiren toaiken, so auch jedesmahls manu aimata erfotgt^ 
Zumahlen dabei 

vm. 

Dieses Speciale icohl ad notam zu nehmen ist, da/s nach- 
deme dermateinsl von des IMiich-Schwäbischen Krayses besteUten 
Inspe^om ein schweuseri^hes Schiff atUiquiret und überwältiget 
worden, derentwülen aber zwischen demselben und der Eydt- 
Genofsschaft grosse Mifsverständnifs entstanden, der Herr Baron 
de Neveu , als Kayserlicher OesterreicHischer Envoye, bey der 
ordinari Tag-Satzung zu Bauden sich proprio motu ins Mittel 
gelegt, mithin des Krayses Parthey von selbsteii verfochten , zu 
gesclnveigen einen Buchstaben in efen Mund genommen hat, da/s 
dem Höchst-Löblichen Ertz-Hat^fs Oesterreich einige Jurisdiction 
auff dem See gebühre, Wie dann 

IX. 

Notorium, da/s der Kray/s mit dispouireu und exequiren 
je und ailwegen absolute 7>er/ahren, und hierunter von nieman- 
den einige Contradiction gehabt hat, sondern es hat sicJi viel- 
mehrers 

X. 

hn (iegeutheil ergeben , da/s die Oesterreiehisclie Beamte 
soivohl zu ßregentz als Sfocknch, nachdem dieselbe armirter auff 
dem See auszuUmffen, und demnechst einige Sc/iiffe anzufahren 



sich unterstanden , jedesmahls detn» laedirten Tkeil Satisfaction 
verschaffen, und twt dergieichen Excursionen alKgüchen abgehen 

müssen, gleich wie nun 

XL 

Fürsten und Stände ihrer Kaiserlichen Majestät und dem 
Heil. Romischen Reich mit theuren Pflichten verbunden seynd, 
also will sich nicht gebühren, dass dieselbe sothane fines Imperii 
so leichter Dinsrf i*erlassen, und sowohl demselben, ah sich Selb- 
sten ein impai tibUs i'rafjiuiiz r u - li Jun sollen, Gestalten dieselbe 

XU, 

Als Prindpes & Status Imperii mit ihren angrSntstenden 
Land und Leuten sich dca Jus Finium so gar wider das 
Volcker-Recht nimmermehr benehmen lassen können, noch auch 

ixH'rden, bei'orab 

XIIL 

Weil man ex parte Oesterreich zu diesem See keinen Zu- 
tritt hat, als einer Seits wegen der Stadt Costants, andererseits 
aber qua Inhaber der HerrS^taft Bregents. So 7>iel das Erstere 

hctrijft, da ist inäuniglichen bekannt, tveme dieselbe annoch heut 
cu lof!^ (iffu i/ t t , t(n(l (lass auiJi t- tu! liehen dem 1 loch ■ löblichen 
hrtz-tlau/s ein mehrers nicht zukounnen könnte , als "was sie 
selbst bi/s anhero ingehabt ; GleicJtwie aber so gar die Eydtge- 
no/sschaft derselben weiter nicht als auff einen CanoU'Schu/s 
und swar ^vriragsmä/sig die Jurisdiction eingestehet, also lä/st 
sich ohnschwcr schliefsen, was man ex parte CircuH thun werde, 
da insonderheit die Schiedmark swischen Ihro, dem Hoeh-Stifft 
Costantz , und Fürstin litu Hanfs IleyliiXenbt rg gh ichsnin -ror 
dem Thor stehen, sie auch st lösten von cim ni I )ominiü des Boden- 
Sees sich bi/s heut zu Tag niehts träumen lassen : Das ander 
bemndtlichen Bregentz war ein Mont/ortisch Städtel , deme die 
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Vestung und Reiclis-Stadt Lindau gUicksam die Thür schliesset, 
und würdt sich sein Ubtag nickt ßnden, dqfs hey seUtigem Pf and- 
schaff äieken Tractat dem Erts^Haufs eine Handbreit ^risdictian 
auff dem See überlassen worden^ so da/s diesem allem nach nicht 
SU ersinnen ist, aufs was Ursachen oder Fundament das Hoch- 
Löblicht lirtz-l laufs oder i icluit JirLrs iLr Author 7'on diesem 
Tumult zu tiuigt'fH Tttulo iints Universal-Dotutnii den gering- 
sten Grund nur eines Schein-ReclUens solle hervor ziehen können, 
etc, etc. Zu geschweigen der an dem See gelegenen Fürsten und 
Ständen habenden andern Docuntenten, Lehen-Brieffen und der- 
gleichen stattliehen Behelffen, welr W selbige jsu Behauung ihrer 
Hfsanher ruhiglich und ohnwidersprechlich innegehabt^ und exer- 
cirter See-yurisdiction halber bey Händen haben, folglich Krafft 
des Westphälischen Fr iedtn- Schlusses ß 8. in dieser ihrer wohl- 
hergebrachten Possessioii vel quasi, sonderheitlieh des Juris tcrri- 
torialis, unter keinem Titul noch Schein, wie der innner Nahmen 
haben mag, zu turbiren seyend, gestalten dann Oesterreich seine 
Activität niemahlen auff dem See zu extendiren gesucht, sondern 
in Cäsibus , ttw selbiges in seinem Gebieth solche sich exprefse 
reserviret , dem Crayfs alle Disposition auff demxlben abstdute 
eingestanden hat. etc. etc. 

Worbei pro coronidc iduI r-ii noch -.weiterer Special- Inf or- 
mation allein dieses annoch mit anzuliättgen, 

l 

Was massen während der Zeit dieses Kriegs das Oesterrei- 
ehisclte Ambt £U Bregentz einen so genannten Lieutnant und 3 
oder 4 Musquetiers auff dem See kreutsen lassen, diese aber im 

Mörspurg aufs einge holet , 4 gantser Wochen lang mit Arrest 

belegt, und so lang nicht entlnsscii i^.'clUn , bifs gedachtes Ambt 
solche mit j^oß. vor die Ar iaigskosten , auch attdern ijo ff. zu 
wohlverdienter Straff redimiret lud* 
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Der noch lebende Land-Schreiöer Roth zu Stockaih, als der- 
selbe sich gleicher Weise unterfangen , auff dem See ein Schiff 
ansukaUen, derentmiüen dem HoehFürstlicken Costentziscken 
Depuiirten auff Special-Befehl defs Herrn GenertU-Lieutmmts 
Marg-Gr äffen su Baaden-Baaden HoehfUrstl. Durckl. in Gegen- 
zi'art des Kayserlichen Hof-Kni i^s-Ratlis Herrn Burckhardts von 
der Clee r.u Ih rri nberg ein fonnliche Abbitt thun , sich auch 
dabei obligiren müssen , auf Befeh lt Sr. Hoch-FürstL Gnaden 
Sick SU stellen, wohin utid wann dieselben es verkatgen, mithin 
auch zu thun, was sie ihm bedehien werden. 

III, 

Hat die Commendanischaffi sn Costants sieh eines und defs 

andt rn uttternomvu n , derentivillcn aber derüsclben zu)n Iheil 
Leuth und SchiJJr manu arm ata himveggenommen ivordcn, tJwih 
aher und einsmahl der Vice-Cmnmendant Baron von Weylsdorff 
aus AUergnädigster Verordnung Kayserlic/ter Majestät sothann 
seine Charge in loco satisiactioiiis qidttiren mü^en, de^s auch 

IV, 

Das Nellenburger Amt zu Stockach den geringsten Acafs 
zum See niclu habe, ivie%>JoJil solcher demselben immerhin obzzvar 
neuerlich in dem Dorff Sernatingen zu erzwingen suchet , da 
jedoch der Land-Grafschaff NcUcubnrg in Stibi\i^er Gegend ledig- 
liehen nichts gelnihret, als die hohe oder Medeßtzische Obrigkeit, 
hingegen der Reicksstadt Ueberlingen das Jus Territoriale cum 
Omnibus effectibus , sonderlich der Schiff- Fahrt und dem See- 
ZoUs-Regali zuständig ist etc. etc. 

i) Wege Ii n, als Sohn der freien Stadt Lindau, schliesst steh 
diesen AusiÜhrungen, die er gleichfalls wiedergibt, aus voller Ueber« 
Zeugung an: Et ita quoque res se habet! ruft er aus. A.a.O. 8.29. 
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Man sieht, der schwäbische Kreis, gewissermassen 
die völkerrechdiche Zusammen&ssung der verschiedenen 

SünclcTterritorien auf der deutschen Seite des Sees, war 
ebensowenig wie die Eidgenossenschaft auf der anderen 
Seite, durchaus nicht gewillt, seinen Hoheitsrechten über 
den See durch eine fremde Macht irgendwie Eintrag 
geschehen zu lassen. 

Die ebenso logische ab Icemige Sprache der Be- 
schwerde, dazu mehr oder weniger nachdrücklich unter- 
stützt durcii den WidL-rstancl der schwahisclicn Kreuzer, 
erreichte indes gleichwohl ihren Zweck nicht. Der 
schwäbische Kreis war viehnehr genöthigt, dieselben 
Klagen auch auf dem Wahltag im Jahre 1741 vorzu- 
bringen '). 

Aber auch damals erzielte er keinen Erfolg; noch 
lange Jahre hindurch blieb das eigenmächtige Gebahren 

Oesterreichs auf dem See nach wie vor dasselbe. Noch 
ums Jahr 1755 wurde geklagt; 

^Da/s die OesUrretekische Repraesentation cu Cfstatfg denen 
am Bodensee Hebenden Reiehsständen ihre auf gevAsse DistrikU 
zugehörige JurisdicHonem marinam sich zu eigen machen suche, 
und sich die Inquisition und Bestraffung in allen Fällen Oft- 
masst , ohne auf Besitz oder Recht im (^eringstni "u rrßt ctiren V- 

Erst die grossen Kriege der folgenden Zeit, welche 



1) J. J. Moser, Beyl. zur Wahl-Capit. K. Kails VIL Part I, 

p. 15, 19. 

2) Ebentlcrs., Tract. vou der K. Stände Landen p. 13. 
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Oesterreich alle seine Kräfte und Aufmerksamkeit ander- 
weitig anzustrengen zwangen, brachten dauernde Abhilfe. 

pKTuliten nun diese Ein^Tille in die ausschliesscndcn 
Rechte der Ufermächte lediglich auf Gewalt und Willkür 
halb-mittelalterlicher Politik, so erfuhren ihre Ansprüche 
in neuerer Zeit von Seiten einiger Vertreter der Volke r- 
r e c h t s - W i s s e n s c h a f t wenigstens in gewisser Bezieh- 
ung gleichfalls Beanstandung. Man machte nämlich gel- 
tend, dass der See vom geologischen Standpunkte aus 
betrachtet »nur* als eine » Verbrcitcrunq- « des Rheins 
erscheine, und dass aus diesem Grunde das ausschlies- 
sende Verftigungsrecht der Uferstaaten zu Gunsten einer 
Wcltintemationalität wenigstens zu Zwecken der Schiff- 
fahrt insofern eine Beschränkung erleiden müsse, als für 
dieselben Nationen, denen der Rhein vermöge der inter- 
nationalen Conventionen zugänglich sei, auch das Stück 
Rhein, »Bodensee« genannt, geöffnet sein müsse '). Allein 
diese Theorie ist nicht stichhaltig. Denn es ist keineswegs 
ausgemacht, dass der Bodensee ohne den Zufluss des 



i) Vergl. Blantschlii das moderne VölkenecKt etc. s. Aufl. 
§ 3x6. Bluntschli erwähnt zwar den Bodensee nicht ausdrücklich, 
seine Theorie könnte indes in Europa nur auf diesen »Flusssee« 
und eventuell den Genfersee Anwendung finden. 

Vergl. auch H 0 n s eil, der Bodensee und die Tieferlegung seiner 
Hochwasserstande, S. 15: Es ist der Rhein, der das Regime des 
Bodensecs in erster Linie bestimmt und ist letzterer von jeher als 
T Ii eil (.les Rheins angesehen worden. 
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Rheins nicht existiren würde. Vielmehr ist anzunehmen, 
dass die übrigen Zutlüsse und das lokale Quell- und 
Meteorwasser allein das Bodenseebecken gleichfalls zu 
lullen im Stande wären'). Der Abfluss würde nur ein 
entsprechend cferinL''erer sein. Ist somit die natürliche 
Abhängkeit des iiodensees von seinem Hauptzufluss 
keineswegs feststehend, so können auch die Rechtsver- 
hältnisse des Sees nicht durch diejenisren des Rheins 
präjudiciert und erschöpft sein, abgesehen davon, dass 
überhaupt in keinem Falle der blosse geologische Zu- 
sanmienhang der Objekte ohne weiteres auch den recht- 
lichen bedingen wurde. 

Die Auffassung des Bodensees als einer Verbrei- 
terung des Rheins widerspricht aber auch durchaus 



i) Vergl. den AufsaU »der Bodenseec in dem Werke : das Kö- 
nigreich Württemberg, eine Beschreibung von Land, Volk und Staat. 
Herau^egeben vom statistisch-topograpblsdien Bureau. I. Bd., S. 316. 
Demnach hat der Rhein, als Hauptzufluss, ein Einnigsgebiet von 
6564 qkro. Die übrigoi grösseren Zuflüsse: 



Dombimer Ach 




137 


Bregenzer » 




832 


Laiblach 




103 


Argen 




667 


Schüssen 




822 


Rothach 




»34 


Scefclder Ach (mit 


Stockach 




und Radolfszellci 


Ach) 


1647 



zusammen 4349 qloiu 



Dazu kommen noch ca. 42 kleinere Zuflüsse, Bäche etc, deren 
Kegengebiet nicht berechnet ist. 
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dem unmittelbaren Eindrucke des I5eschauers. Wer, 
etwa vom Hafendamm zu Friedrichshafen aus , sein 
Auge Uber die meergleiche Fläche schweifen lässt, würde 
die Ursache über der Wirkung äuch dann vergessen, 
wenn das Seebecken thatsächlich nur vom Rhein seine 
Füllung emphenge. Damit ist freilich für die nüchterne 
Wissenschaft wenig bewiesen. Aber es darf wohl her- 
vorgehoben werden , da.ss Rechtsverhältnisse , die auf 
Grund der geologischen Unselbständigkeit des Sees 
geschaffen würden, im natürlichen Rechtsbewusstseb der 
Uferbewohner keine Nachfuhlung fänden, wenn sie sonst 
anders geordnet werden müssten. 

Uebrigens ist diese Theorie vollständig im Widep 
Spruch mit den Thatsachen , wenigstens soweit unser 
See in I Vagc kommt, aufgestellt. Als zu Anfang dieses 
Jahrhunderts die verschiedenen kleinen Sonderterritorien 
am See sich zu den festen Körpern der heutigen Ufer- 
Staaten a^c^reL^icrt und damit im europäischen Conzert 
Stimme gewonnen hatten , wurde die poHtische Selb- 
ständigkeit des Sees gerade mit Rücksicht auf den 
Rhein von den übrigen Mächten dadurch thatsächlich 
anerkannt, dass auf den Conventionen von Wien und 
Mainz der Bodensee ausdrückUch vom »Conventionellen 
Rhein« ausgenommen wurde'). Die Schifüahrtsver- 
hältnisse des Sees blieben der besonderen selbsLaii- 



i) Vergl. Oppenheim, der freie Khein, Seite i3i. 
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digen Regelung der Uferstaaten vorbehalten, welche 
auch bald nachher auf einer gemeinsamen Conferenz 

vereinbart wurde. Ob sich wohl die Uferstaaten bei 
dieser Uebereinkunft einen damit motivirten Einspruch 
der Niederländer oder Franzosen hätten gefallen lassen, 
falls es im Interesse jener gelegen wäre, einen solchen 
zu erheben, dass diese Machte auch bei der Ordnung 
der Rheinschifflahrtsverhältnisse Stimmen (Uhrten? 

Gewiss nicht ! Der Bodensee ist vielmehr ein durch- 
aus selbständiges Objekt des Völkerrechts, unumschränk- 
tes Hoheitsgebiet der Üferstaaten-Gesammtheit; seine 
eigenthümlichen Rechtsverhältnisse sind mit denen des 
Rheines nicht gegeben; sie /u ordnen steht nur den 
See- und nicht auch den Rhein-Uferstaaten oder gar an- 
deren Mächten zu. 



II. Die Rechte der Uferstaaten unter sich. 

I. Di» aidchlMrechtigwig der UfentMten. 

Das den Bodensee umsäumende Land, welchem, als 
ein einheitliches Ganzes aufgefasst, das ausschliessende 

Huheitsrecht über den See zusteht, setzt sich nun aus den 
Sonderterritorien der fünf Staaten Baden, Württemberg, 
Bayern, Oesterreich und der Schweiz zusammen. Es 
entsteht somit die Frage , wie diese Staaten in ihrer ' 
Eigenschaft als selbständige Glieder der berechtigten 
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Gesammtheit sich selber in ihrem Verhältnis zu dem 
gemeinsamen Hoheitsgebiete gegenüberstehen. 

Alle erscheinen zunäclist thatsächlich als gleich be- 
rechtigt, keiner ist von dem natürlichen , völkerrecht- 
lichen Mit^Hoheitsrechte durch irgend einen Gewaltakt 
ausgeschlossen, und dieser Rechtszustand herrschte von 
Alters her am See 

Es bleibt somit übrig, zu untersuchen, ob die Ufer- 
Staaten ihre gleichen Rechte in der Weise ausüben, dass 
sie dieselben auf allen TheÜen des Sees zur Geltung 
bringen, oder ob der See auf Grund der völkerrecht- 
lichen Normen getheilt ist und die einzelnen Theile 
Icdii^lich der Hoheit des anliegenden Staates unterstellt 
sind, sowie endlich, ob diese Theile durch gemeinsame 
Grenzverträge ^tstanden, oder durch Uebung seit un- 
vordenklicher Zeit geschieden sind. 

Die Beantwortung dieser Frage knüpft sich natur- 
geihäss am besten an die Darstellung derjenigen histo- 
rischen Vorkonunnisse an, welche sich als Folgen der 
besonderen RechUsaiisprüche der einzelnen Uferstaaten 
darstellen. 



i) Vergl. Seutter a. a. O. S. 20: Vi hiiius (naturalis) iuris Status 

Lacum nostrum arcolentes quideni oiniics :u- singuli libcrtate natu- 
ral! gaudciit, (luaijuaucrsum et in singulis iiiaris partilms nauigandi, 
piscandi, rümmL-rriiKnie c vcrrendi, nisi quatenus iura hat:c per leges 
et conuentiones publicas restricta reperiantur. 
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a. Baden. 

Das heutige Grossherzogthiim Baden, soweit es an 
den Bodensee stösst , setzt sich aus den (i( bieten der 
ehemals reichsiinmittelbaren, später österreichischen Stadt 
Konstanz, des Bisthums Konstanz und des ehemaligen 
Fürstenthums Fürstenberg zusammen. 

Das Fürstenthum Fürstenberg rechnete einen Theil 
des Bodensees zu seinem ausschliessenden Hoheitsge- 
biete, welcher durch eine Linie begrenzt wurde, die sich 
in gerader Richtung von der Münduni; der Schüssen bis 
zum Horn bei Konstanz, von da dem Ufer entlang bis 
Petershausen bei Konstanz zog und in ihrer Fortsetzung 
den LclxTliiiger See derart theiltc, chiss sie in der Ge- 
gend von Dingelsdorf in den See trat und nördlich von 
Ueberlingen bei Goldbach wieder zur Landgrenze wurde. 

Von dieser Linie wird in einem im Stadtarchiv zu 
.Konstanz aufbewahrten l^iauc aus dem Jalire 1798 ge- 
sagt, dass sie -»umfaHgget die äussere Grenz des Bodensees, 
welche annoeh dem kochfürsti. Haus Fürstenberg mit eUliglicher 
yurisdutüm sugehdt^.* 

Ueber Ursprung und Art dieses ausschliessenden 
Hoheitsrechtes , sowie auch über die räumliche Be- 
grenzung gibt W egelin*) folgende interessante De- 
tails: Possessores comitatus San-Montani a longo secu- 
lorum intervallo omnimoda iurisdictiune siuc uihr kolun 
/4frstiüh und GkUdtUchen Obrigkeit in inferiori etus parte a 

i) A. a. ü. S. 46. 
Ratticb, Bodes« ee. ^ 
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Caesare et imperio jure bcneficario inuestiti sunt, etqui- 
dem ab ostio amnis ScAu/sii per lineam rectam ad 
pontem usque CamtanHenstm^ veluti definiuntur hi linutes 
maritimi in tabulis antiquissimis , Iiis verbis : ron der 
Schlissen in di'n Bodensee, und durch den See gen Petershausen 
an die Rheinbrugg , und von der RJmnbrugg gen Dingelsdorf 
in die Linden, und von den Landen gen Sermatingtn. c Atque 
in hoc tractu maris Sueuici nom solum ab omni aeuo 
tarn alta quam lorestali jurisdictione adversus quem- 
cunque usi sunt, et innumeros eius actus cum in caussis 
delictonim, tum in caussis forestafibus exercuenint, seu 
ctiam atlhuc ipso facta certis temporibus in sig-num om- 
nimodac iurisdictionis nauibus mare circumvehuntur , et" 
ludis jacuiatorius , expiosionibus tormentonim , aliisque 
actibus possessionem continuant. 

Die Ausscheidung dit^ses Bezirkes aus dem See 
beruhte also iediglich auf der WUlicür eines Feudalaktes, 
der freilich in damaliger Zeit ein durchaus ordnungs- 
massiger Faktor der politischen Rechtsbildung war'). 

i) Vergl. Punkt XIII der rationes in der Beschwerdeschrift 
des schwäbtscben Kreises. S. 34. 

9) Uebrigens hätten die Härten, mit welchen die Hoheit den 
Nachbarn gegenüber gewahrt wurde, ohne Zweifei des öftem zu 
Streitigkeiten führen müssen, wenn die kleinen städtischen Gemein- 
wesen nicht vorsichtig genug gewesen wären, alle Misshelligkeiten 
mit der mächtigen Grafschaft möglichst zu vermeiden. Die Stadt 
Ueberlingen beispielsweise war von dem Heihgcnbergischen Ho- 
heitsbezirke derart eingeschlossen, dass ihr, wie Wegelin berichtet, 
die Jurisdiktion „a//£0/ au/ 10 Kuthcn oder 1^0 IVer ckschuh 
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Als jedoch das iMirstenthum i. J. 1806 unter die 
Landeshoheit von Baden, Württemberg (und Hohenzollem- 
Sigmaringen) kam , mirden die neuen Grenzlinien nur 
bis an das Seeufer gezogen, somit nur die Landgrenzen 
festgestellt, des Seegebietes geschah in den betrettendcn 
Verträgen mit keinem Worte Erwähnung, weder dass, 
noch wie es unter die Nachfolger vertheilt werden solle. 

Auch bis auf den heutigen Tag wurde kein den 
früheren fürstlicli lürstenbergischen See-Hoheitsbezirk 
betreHendes Uebereinkommen getroffen, weder zwischen 
sämmtlichen Uferstaaten , noch auch nur zwischen den 
zunächst als Nachfolger in Frage kommenden Staaten, 
zwischen Württemberg und Baden. 

jn dem See hinein von der Siadtmaur oder dem Landt, 
iederzfit des Jahrs vor angehenden Wass€r s auszurech^ 
nen oder zu messen*', zustarifl. Verc^l, auch Reck, in Tr. de 
Jurisdict., Forest. C. i , § 5, \vcl< her berichtet; Heiligenberg 
trägt sogar den Forst auf dem Bodensee, zton der Schüs- 
sen an bifs an die Kheinbrugg bey Constanz von dem H, 
Reich »u Lehen, veluti probaium est in causa Heiligen^ 
berg eontra Ueberlingen, einen auf dem Bodensee abge- 
fangenen Hirsch betreffende Einen ähnlichen Fall eraählt 
Wegelin a. a. O. S. 47: Et cum ex parte Coenobii Salemitani 
(Salmanswei^ cm quippe olim iurisdictio a possessoribus Co- 
mitatus San' Montan i tantummodo *u Hcltz und Feld concessa 
fuüt, paucis abhinc annis prope vicum Mauraeensem pali aliquot 
ad metam jaculatoriam constituendam in more inmitterentor, eoque 
ipso speciem quandam iurisdictionis maritimae sibi airogare vellent, 
huic actui possessores Comitatus San-Montani in continenti contra- 
dizenmt, dejectis et diiutis palis in aqua defiads. 
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Daraus iolgt, dass heute den beschriebenen Theü 
des Sees keine Grenzlinien von deni übrigen See tren> 
nen, dass er somit nicht der ausschliessenden 
Staatshoheit Badens unterstellt ist. 

Was da^eiien den an das Konstanzische Gebiet an- 
stossenden Theü des Sees, insbesondere den sog. Kon- 
stanzer Tritter (Trichter) , betrifft , so wurde derselbe 
sowolil in Tülge selbstsüchtiger Forderungen von Kon- 
stanzischer Seite, als auch der eigenthümlich verwickelten 
politischen Verhältnisse der Ufergebiete wegen schon 
triahe Getifenstand von Grenzstreitigkeiten und Verträgen 
mit dem schweizerischen Nachbar. 

Diese Verhältnisse stellt der Schweizer Aepli in 
seiner verdienstvollen freilich, lediglich historischen 
Abhandlung über die Hoheitsrechte der schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft auf dem Bodensee ') fol- 
gendermassen dar: 

»Herzog I'Viedrich von Oesterreich war dem Papste 
Johannes XXIII. behülflich gewesen, am 22. März 141 5 
von Konstanz und der Kirchenversammlung weg zu ent- 
fliehen. Von letzterer wurde desshalb über den Papst 
sowohl, als über den Herzog Acht und Bann ausge- 
sprochen und jedermann aufgefordert , den Herzog zu 

i) Historische Darstellung der Hoheitsrechte der schweizerischen 
Eidgenossenschaft auf dem Bodensee von Landammann A. O. Aepli, 
in den Mittheilungen des historischen Vereins in St. Gallen. Neue 
Folge, a. Heft. 1870, S. 151 £ 
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bekriegen , um ihn zu nüthigen , den entHohc nen Papst 
wieder zurück zu bringen. Die Execution im Thurgau 
vollzog, unmittelbar unter dem Reichsbanner, der Burg- 
graf I'Viedrich von Nürnberg. Frauenltrld wurde von 
demselben eingenommen und alle Angehörigen Oester- 
reichs im Thurgau schworen dem Könige zu Händen 
des Reiches den Eid der Treue. Nachdem die Land- 
grafschaft dergestalt zu Reichshanden gezogen worden 
war^ verkaufte König Sigmund zwei Jahre später die 
Vogtei in der Stadt Frauenfeld um fl. 1500 und gleich 
nachher das auch von den Eidgenossen gewünschte 
Landgericht um fl. 1600, nacli Andern um fl. 6000, an 
die Stadt Konstanz. 1418 fand eine Aussöhnung zwi- 
schen dem Herzog und dem Könige statt , in Folge 
deren crsterm die Landvogtei über den Thurgau und 
die Mannschaftsrechte für den Krieg wieder eingeräumt, 
die Vogtei in der Stadt Frauenfeld und das Landge- 
richt dagegen, über welche Simnund nicht mehr dispo- 
niren konnte, der Stadt Konstanz belassen wurden*). 

Diese Stadt, die somit in den Besitz eines nicht 
unwesentlichen Theiles der Landeshoheit über den Thur- 
gau gelanc^ war , schien nicht ungeneigt zu sein , die 
Landgrafschaft mehr und mehr an sich zu ketten imd 
die volle Landeshoheit zu erwerben. Allein dies wurde 
durch die Eidgenossen verhindert. Nachdem der Thur- 

i) Vergl. hierüber und das folgende: Pupikofer, Geschichte 
des Kantons Thurgau. 
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gau, als unter ösicrreicliischer Landvogtei stehend, einen 
nicht unerheblichen AntheÜ an dem alten Zürcherkrieg 
genonunen hatte und von daher bei den innem Kan- 
tonen nicht j^ut an<i^eschrieben war, suchten diese sich 
der Landgrafschaft zu bemeistern. Ein Anlass hiezu 
zeigte sich bald, nachdem Herzog Sigmund von Oester- 
reich wegen Streitigkeiten mit einigen geistlichen Herren 
in den Bann gethan worden war. Im Herbst 1460 
kündeten zuerst Luzern und Unterwaiden dem Herzog 
den Frieden; ihnen folgten die übrigen alten Orte, ohne 
Bern. I i ciut'nft'ld L-r^ab sich und am 26. SL-pt(Miiber 
huldigten die Thurgauer ihren neuen Landesherren. 

Nachdem die VII Orte dergestalt in den Besitz der 
Landvogtei gelangt waren, ergaben sich des Landesge- 
richies wegen bald Misshelligkeiten zwischen ihnen und 
der Stadt Konstanz. Diese fUhrten im Jahre 1474 zu 
einer schiedsrichterlichen Erledigung , kraft deren es 
den thurgauischen Unterthaiu n frei stund, in Zivilsachen 
nach Belieben den eidgenössischen oder konstanzischen 
Vogt, beziehungsweise das landvögtliche Oberamt oder 
das Landgericht, zum Richter zu wählen. Dem letztem 
ausschliesslich blieb die Str^fgericlusbarkeit, doch immer- 
hin mit dem Vorbehalt, dass auch der eidgenössische 
Vogt Vergehungen strafen durfte, die der konstanzische 
ungeahndet licss. Diese sonderbare Theilung der Ge- 
richtsbarkeit, d. h. die Aufstellung zweier in Zivilsachen 
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ganz, in Strafsachen eventuell koordinirter Gerichte, 
erbte sich fort bis zur helvetischen Revolution. 

In Folge gegenseitiger Verl^iiu^rung wuchs trotz 
des Vergleichs von 1474 der Streit wegen des Land- 
gerichtes. Im Jahre 1495 kam es zwischen zusammen- 
gelaufenen 600 Mann aus Uri, Unterwaiden und Zu£»-, 
denen sich nu hrerc hundert Thurgaucr angeschlossen 
hatten , zu Thätlichkeiten mit der Stadt Konstanz, 
lind als die Eidgenossen mehrere Konstanzer Bürger 
und unter denselben auch den nach Zürich reisenden 
Bürgermeister abgefangen hatten, drangen sie darauf, 
dass ihnen als Lösegeld fUr die Gefangenen das 
thurgauischc Landgericht abgetreten wt^rde. Obschon 
die übrigen Stände dieses gewaltthätige Vorgehen ge- 
rügt und das improvisirte eidgenössische Heer gezwun- 
gen hatten, sich wieder aufzulösen, beharrten die Orte 
Uri, Unterwaiden und Zug gleichwohl darauf, dass ihnen 
als Entschädigung von der Stadt Konstanz entweder 
4000 fl. bezahlt oder das Landgericht abgetreten werde. 

Bald (lcir,u;l l>rach der Schwabenkrie^ aus. Vor- 
züi^^lich in Folge des Sieges der Eidgenossen bei Dorneck 
und der immer grösser werdenden Unlust seiner Leute, 
den Krieg fortzusetzen , wurde Kaiser Maximilian zum 
Frieden gedrangt. Eine Hauptbedingung desselben war 
die Abtretung des thurgauischen Landgerichtes, worauf 
der Kaiser anfänglich durchaus nicht eingehen wollte. 
Schliesslich kam man überein , die Entscheidung dem 
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Herzog Ludwig Maria Sforda von Mailand anheim zu 
geben, dessen Spruch zu Basel am 15. Wintermonat 

i4qry dahin iifing: den Eidijenossen gebühre das Land- 
gericht mit allen Rechten und Pertinentien, wie solches 
seiner Zeit von den römischen Kaisem gegen eine ge- 
wisse Summe der Stadt Konstanz tiberlassen worden 
sei, mit dem Vorbehalte jedoch, dass dasselbe von Nie- 
manden wieder zurückgekauft und zu Händen genom- 
men werden könne, ausser von den römischen Königen 
tiiid Kaisern selbst und zwar um die Summe von 
20 0(X> fl. Damit gelanL,^ten die Eidgenossen in den 
vollen Besitz der Landeshoheit. 

Das Landgericht erwarben tn dieser Weise nidit 
bloss die VII alten im Besitz der LaiidvugLei befmd- 
lichen Orte, sondern auch die Orte Bern, Freiburg und 
Solothum, welche am Kriege Theü genommen hatten. 
Da die VII Orte aber eifersüchtig auf der Einhaltung 
ihrer bisher behaupteten Rechte und Einkünfte bestan- 
den, so wurde auch die durch den Vertrag von 1474 
ins Leben gerufene Einrichtung der Koordinirung des 
Landvogteiamtes und des Landgerichtes beibehalten. 
Nocli im 17. Jahrhundert stunden sich die Hinkünfte 
beider Gerichte ziemlich gleich; im 18. Jahrhundert aber 
nahm die Bedeutung des Landgerichtes ab , nachdem 
nach dem Toggenburgerkrieg auch Bern unter die re- 
gierenden Orte aufgenommen und dem Landgerichte 
seit 17 12 die Befugniss, über das Blut zu richten, ent- 
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zogen worden war und das landvögtliche Oberamt, ob- 
schon die Unkosten der vor demselben geßihrten Pro- 
zesse viel bedeutender waren , als der vor dem Land- 
gerichte geführten, sich mehr und mehr auch der allei- 
nigen Jurisdiction in Zivilsachen zu bemäclitigen gewusst 
hatte 

Genau welche Competenzen dem Landgerichte in 
dem Zeitpunkte zustunden, als es in den Besitz der X 
Orte kam , sind wir nicht im Falle , anzugeben. Aus 
der Landgerichtsordnung von 1555') geht über die 
Organisation und die Befugnisse des Landgerichtes Fol- 
gendes hervor: 

Landrichter, an der Stelle des frühem Landgrafen 
oder dessen StclK erireters. war der Landvogt, der hui 
wieder durch den Landammann vertreten wurde. Er 
hat Gewalt, das Landgericht mit 12 ehrbaren Männern, 
die ihm gefällig sind, zu besetzen, lieber das Blut zu 
richten, nimmt er noch 12. Das gemeine und freie 
Landgericht hat zu richten in ehrverletzenden Sachen 
und Zuredungen , die das Malefiz belangen , auch in 
Appellationen, die für sie kommen (in ZiMlsaclicn , Von 
den Gerichtsstäben, von welchen nicht nach St. Gallen 
an den Pfalzrath oder nach Konstanz an das bischöf- 

t) Fäsi» Staats» und Erdbeschreibung. Zürich, 1766. Band 3. 
S. 163. 

2) Veigl von Waldkirch, gründHche Einleitimg xa den 
eidgenössischen Bundes- und Staatshistorien. 1724. 

3* 
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liehe Gericht appcllirt werden konnte) , und so Jemand 
um Geldschulden geladen, der das Fug hat. Von dem 
Landgerichte weg konnte noch an die XOrte appellirt 
werden. In Malefizsadien hatte es namentlich Über fol- 
gende Vergehen zu urtheilen: i. Beschimpfung des 
I^drichters, seiner Obern oder des Landgerichtes selbst. 
2. Todtschlag. 3. Grosse Schwüre und Gotteslästerun- 
gen. 4. Selbstmord. 5. Diebstahl. 6. Mörderei. 7. Ke- 
tzerei. 8. Hurerei. 9. Täuferei. 10. Falscher Eid und 
Eidbruch. 11. »so einer an Staab globt, syn Fürgeben 
soll walir sein und sich ein Anders vorfmdt« (falsche 
Angabe vor Amt). 12. Frieden mit Werken brechen. 
1 3. Auflauern und Verwunden auf freier offener Reichs- 
strasse. 14. »Wann einer den Andern über Frieden vss 
syncni 1 luss erfodert vnd sicli verschuldte mit Wunden 
vnd derglychen « . 15. Friedbrechen mit Gewaltandrohung. 
16. Gewaltthat an Personen und Gütern auf freier Land- 
strasse. 17. Aenderung ütfentlicher Marken und »Lähen*. 
18. »ßrecliung des Gleydts , so der Landricliter von 
Todtschlägem oder andern Sachen, die an das Land- 
gericht dienten, ertheilt hat — doch den VII Orten an 
ihrem Gleydt unnachtheilig« . 19, Der hohen Obrigkeit 
verfällt das Gut des Flüchtlings wegen böser That. 
20, Ebenso das des Todtechlagers, »der Lyb desselben 
verfällt des Fntlybien Fründtschaft* . 21. Die lalirende 
Habe eines Hingerichteten verlalk der Obrigkeit » den 
Erben dagegen das liegende Gut, doch den Gläubigem 
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ohne Schaden , denen auch die fahrende Habe abge- 
treten wird, wenn das liegende Gut nicht zur DmskM^ii^,.,. 
der Schulden hinreicht. 22. Der Obrigkdt gehören 
femer »Fahl und Erbfähl von den lediijen Kindern«, 
doch den Rechten Anderer unnachtlieilig. Ueberhaupt 
»diente in das Maleüz alle bösen Sachen und Thaten, 
damit ein Mensch syn Ehr, Lyb und Leben verwtirken 
möchte« , mit Ausnahme der Bestrafuncf derer , »die 
gegen Verbot in Krieg lauften, was laut Schiedspruch 
des Bürgermeisters von Waadt vom 23. Februar 1549 
Icdiij^lich dt^n Orten, welche die Landvogtei besitzen, 
und nicht den X das Landgericht innehabenden Orten 
zukömmt! 

Aus dieser Landgrerichtsordnuncf cfeht sonach her- 
vor, thiss das Landgericht im Besitze der hohen Ge- 
richtsbarkeit war. Wer nun diese auszuüben befugt 
war, hatte damit auch die Hoheitsrechte über die an- 
grenzenden Gewässer erlanift. welche also ursprünglich 
dem Landgrafen, dann der Stadt Konstanz und nun den 
Eidgenossen, resp. den X Orten zustunden.« 

Der erste Grenzconflikt nun zwischen Konstanz und 
dem Kanton Thurgau entspann sich gegen Ende des 
17. Jahrhunderts und fand seinen vorläufigen Abschluss 
in einem Vertrag zwischen Kaiser Leopold I., dem Schutz- 
herrn der Stadt und den im Thurgau regierenden Orten 
im Jahre 1668. 

Die nähere Veranlassung dazu war, abgesehen von 

i 
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den crre^rendcn Nachwirkungen der erwähnten politischen 
Wandlungen, folgende : 

Die Stadt Konstanz hatte das Interimsedikt Karb V. 
zurijckq;ewiesen (1548) und sollte deshalb proscribirt 
werden. Um die Gefahr zu vermeiden, verzichtete die 
Stadt auf ihre Reichsunmittelbarkeit und begab sich in 
den Schutz des Erzherzogs Ferdinand von Oesterreich. 
In dieser Emiedriq^unir als österreichische Frovinzialstadt 
mochte sie sich doch der Zeit erinnern, da sie im Be- 
sitz des thurgauischen Landgerichts und damit, wie wir 
iresehen . auch der hohen Gerichtsbarkeit über einen 
grossen Theil des Bodensecs i^estanden hatte. In den 
Verlust dieser Rechte nur mit Widerstreben sich fiigend, 
wachte sie um so eifersüchtiger über die Achtung und 
Einlialtung ihrer mannigfaltij^en Zoll-, Markt- und Zunft- 
privilegien , deren Wirkungen , wenigstens solange die 
Landgra&chaft Thurgau noch unter österreichischer 
Herrschaft stand, sich weit über den Kreis ihres Weich- 
bildes ausdehnten. Nicht ohne Grund hatte sie schon 
bei Abtretung des Landgerichts an die X Orte die Be- 
fürchtung gehegt, dass aus derselben auch eine Beein- 
trächtigung dieser Privilegien folgen konnte und daher 
von Kaiser Maximilian verlangt , dass ihr wenigstens 
die Abtretung des thurgauischen Gebietes von Güttingen 
bis Steckborn als Kntsch;idiL;unL:' für drn X'criust des 
Landgerichts zugesichert werden möchte, ein Begehren, 
das freilich unerfüllt blieb. Nichts desto weniger suchte 



Digitized by Google 



45 



sie ihre Privilecfien so giit als möglich auch dem nun 
schweizerischen Gebiete gegenüber aufrecht zu erhalten. 
So erhob sie, als im Jahre 1659') einem Sebastian 
Oberteuffer in Ermatingen die PL'\villiL,ainL; ertheilt wor- 
den war, eine Schwarzfärberei zu errichten, Einsprache 
dagegen und brachte es dahin, dass die bereits ertheilte 
Konzession wieder zurückgezogen wurde. Im folgenden 
Jahre wurde sie freilich wieder zugestanden , nachdem 
dem Flecken Ermatmgen ein Markt und die Betreibung 
»aller geschwomen Handwerke < bewÜligt worden war. 
Noch eifdrsücluig^er vvacluti sie darüber , tlass in der 
Nähe keine neuen Landungsplätze errichtet würden, wo- 
durch die regierenden Orte sich indessen nicht abhalten 
liessen, ihr 1650 zu drohen, dass, wenn sie nicht die 
Zölle auf die im Jahre 1638 vereinbarten Ansätze re- 
ducire, im Thurgau eine bequeme Marktstätte ausge- 
mittelt und ftir den Waarenverkehr auf dem See ober- 
halb und unterhalb der Stadt Zollhäuser und Wa^enfüh- 
ren angelegt werden sollten. Ein besonderes Augenmerk 
hatte Konstanz auf eine kleine Scfaifflände, Hömle ge- 
nannt, wetche in dem dem Kloster Kreuzlingen zugehö- 
rigen Gerichtsgebiete lag, das unmittelbar an die Stadt 
grenzte und welche ursprünglich nur dazu bestimmt ge- 



1) Diese, sowie mehrere später erzählte Vorfölle sind der amt- 
lichen Sammiung der älteren Eidgenössischen Ab» 
schiede entnommeD. 



« 
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Wesen zu sein scheint, es dem in Konstanz verbürger- 
reclueien Kloster möglich zu machen , die landwirth- 
schaftUchen Produkte aus seinen überseeischen Besitz- 
ungen, der Herrschaft Hirschlatt im Tettnangfischen, aus- 
zuladen. Weil vielleicht schon damals auch andere 
Gegenstände dort ein- und ausgeladen wurden, oder 
a\is Furcht, dass sich nach und nach ein förmlicher 
Landune^splatz dasL-lbst entwickeln möchte, beschlossen 
die Bürger von Konstanz , sich der befürchteten Kon- 
kurrenz zu entledigen. Im Jahre 1676') begab sich der 
Rathsherr Philipp Schultheiss von Konstanz mit Bewaff- 
neten auf jenen Platz und beseitigte mehrere zum i\n- 
binden von Schiffen bestimmte Pallisaden. Auf das 
Begehren des Landvogtes im Thurgau, dieThäter aus- 
zuliefern, . III Lw ortete die Stadt, dass sie hiezu nicht ver- 
pflichtet sei, und auf die Forderung, dies mit Brief und 
Siegel zu beweisen, sandte sie ein blosses Recepisse ein. 

Bald nachher entstanden neue Streitigkeiten, welche 
eiiie ernstere Gestalt annalimen. Waldkirch') erzählt 
darüber folgendes: 

^Als im yunius 1680 neun Fischer, des GoUeskauses Müm- 
sterlingen Gericktsangehdrige, auf dem See fischten, fuhren einige 
Costnitzer Büri^tv mit i^tzvchrter Hand au ff sie aufs , scJiusscn 
auf sie und führten fünf davon gefangen in die Stadt. ' Als 



i) Akten im Kantonsarchiv Zürch. 
a) Von Waldkirch a. a. O. IL S. 633 fl. 
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nun die im TJiurgmv regieretidcn Orte hienon Nachricht er- 
Jialten, waren sie zvegen dieses von d^r Stadt Costnitz uni)ejugt 
priUendir enden Datninii auf dem Bodenset sehr empfindlich, 
ii/sen demnach in ihren Archiven nachschlagen, was für Docu- 
metUe*) dieser Sache halben vorhanden sein mächten, da sich 
dann heiter erfunden, dass jeweilen die Fräfel und Verbrechen, 
die sieh an der thurgauischen Seiten des Bodensees begeben 
und zugetragen, xwn dem Landvogt im Timrg'&w abgestraft 
worden. 

Bevor die diesfalls mit der Stadt Konstanz, resp. 
den österreichischen Beamten daselbst angehobenen 

weiischiclnii^en Verhandluncfen zu einem Absclilusstj 
gekommen waren, ereignete sich ein neuer Gewaltakt 



1) Unter diesen Doknmenteii sind nicht etwa Vertntgsurkunden 
über ränmliche Hoheitstheilungen zu verstehen , sondern lediglich 
L ntcrsuchungsakten über Verbrechen, deren Schauplatz der liodcu- 
see gewesen. 

2) W e g c 1 i n a, a. O. S. 33 berichtet darüber : Proindc cum anno 
1680. Co n s l <i n ( i c n i (■ s iicscatores quosdam J/jV y/ 5 /(■; // // i^v //- 
ses in l.aru i»ropc rivitatcm arinata manu adorti csscnt, et anno 
1682. nauem quaiulani [»er milites siios diripiiissent, et ludaeos quos- 
dam ea vectos mulctassent, non impune haec attentata tulerunt, 
sed confoederati JJelvetioru ni , quibus suprema iurisdictio Tur^ 
gouiens is oompetit, illa aduersus Co nstantiam, et praetensum 
nouc dominium, infractionemque iurium Helveticorum in mari 
vicino grauiter ulti sunt, retinendo per modum repressaliantm 
Census, Zinsen und Gütten, qnos Constantienses eines a 
Turgouiensibus esdgebant 
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Im JaJire 1682 fielen Konstanzer Soldaten ein von 
Hagenau nach Botügkofen bestimmtes Schift auf dem 
oüfenen See an und nöthigten dasselbe, in die Stadt zu 
fahren. Einige darin befindliche Juden wurden gefengen 
gesetzt und ihnen vier Pferde weggenommen. Die X 
Orte waren aber keineswegs gewillt« die Sache einfach 
gehen zu lassen. Sie befahlen vielmehr dem Land- 
vogt , vwc Waldliirch weiter berichtet, i>dafs er smvolU 
die Stadt Costnits , als aiich diejenigen Partikularen, weUlu 
die erster e und diese letztere GewalUkat aus^geübt, für sich 
sitiren , mit geziemender Straff belegen, im Fall des Aus- 
bleibens aber der Ct^stnitser Schulden (i. e. Guthaben) und 
Effetti im Tkurgcw mit Arrest zu belegen , wobei na- 
mentlich die Einkünl'te von den Gerichten Altnau 
und der Eggen betroffen werden sollten. Die vor- 
derösterreichische Regierung legte sich nun selbst in's 
Mittel und trachtete vor Allem , den angedrohten Se- 
quester rückgängig zu machen. Der Vollzug wurde 
zwar auf der Tagsatzung zu Baden 1683 sistirt, »Jedoch 
mit diesem heitern Vorbehalte , da/s die wm der SUtdt Costnits 
verübte Infraetioii ohne länger ti W rzng reparirt, die juden los- 
gelassen , ihnen ihre P/erde und dem Schißmann die abgenom- 
mene Bufse wieder gegeben werden^. Endlich trat auch die 
oberösterreichische Regierung mit dem Gesuche auf, 
ida/s man inhalten möchte, haben aber , wie Waldkirch 
fortfährt, die löblichen X Orte es gleiclnvohlen bei der einmal 
ge/a/Oen Resolution gelassen und den vorigen Befehl wiederholt,^ 
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— wobei indessen mit Rücksicht auf das Zustandekom- 
men eines Vergleichs die Execuiion eingestelh blieb'). 

Aus den weitschichtigen Verhandlungen'), welche 
erst im Jahre 1685 ihren Abschluss fanden, sind insbe- 
sondere folgende Einzelnheiten für unseren Zweck be- 
merkenswerth. 

Im Jahr 1681 erkundigte sich der Vorort Zürich 
bei dem Abte von St. Gallen nach den Gerechtigkeiten, 
die derselbe auf dem Bodensee besitze. Fürstabt 
Gallus Alt antwortete am 13. Januar: 

itBis dahin haben steh von so gestalteten Jurihts weder Ver' 
trag »och einig de/swegen tferii^ Aetus erfinden lassen. Es 
sind aber sowohl unsere in Gott ruhenden Vorf ohrer «ds Wir 
Selbsten der uue^ezweiffelten und hcständiii^en Meinung gewesen, 
da/s glt ii h IV ii iL r Inhimst i 'Einsehen Unstni LMnden und dem 
Reich die March sei , also auch die Jurisdiction von Unsern 
an^euBenden Orten sich bis in die Hälfte des Sees er' 
streckt und würden Wir die an solchen Gegnenen ereignende 
Fräfel als ein unserer Jurisdiction zustehende Sach in aUweg 
zu behaupten suchen.*. 

Bei einem am 15. April 1681 stattgefimdenen Ver- 
hör des Oberrichters Henrich und Kanzk i Verwalters 
Hagen von Konstanz vor dem Landvogte in Thurgau, 



1) Ausser Waldkirch a. a. O. siehe darüber auch Rahn, 
Annal. Helvetic. p. 1069, 1083, xios. £benso Lexikon BasiL 
voc Bodens ee. 

a) Akten im Kantonsarchiv ZilriGh. 

Relkich* BodtM«. 4 



so 

welche statt des vorgeladenen Rathsherrn Philipp 

Schultheiss erschienen waren, eröffneten Jene: 

» Vermeim'nd ihre Herrn Prinzipalen (nämlich der Magistrat 
von Konstanz) bevoraub aber Ihre Kaiserüche Majestät, dajs 
die JurwUetum auf dem Bodensee und in specie an dem Ort, 
aüwo die PßM umgehauen worden, ihnen gehörig und also was 
ihr Rathsverwandter Philipp Schultheiss gethan, wohl befugt 
und aus ihrem Befehl beschehen seyn, wie sie dann vor 200 und 
mehr Ja/iren hcro probiren wollen , da/s underschiedlich hoch 
und niedere I rafel, so auf dem See bcgnftj^t )! , l oti ihut u nbi^e- 
strafft worden; hetend nun die üblichen Ihurgews regirende 
Ort bessere Fundamente, als aber sie Mif zuweisen, woUtend sie 
ein solches gern vememen^).* 

Schon eine andere Sprache führte der kaiserliche 

z) Es mag bei dieser Gelegenheit daran erinnert werden, dass 
die Rechte, welche Konstanz auf dem See geltend machte , auch 
nach Ansicht der österreichischen R^erung nicht etwa von der 
Herrschaft Oesterreichs, sondern von der frühem unabhängigen 
Stellung der Stadt selbst und ihren ehemaligen Gerechtsamen her- 
geleitet wurden. Die Eidgenossen hatten steh nämlidi zur Begrün- 
dung ihres Standpunktes auch auf die mit Oesterreich abgeschlos- 
sene Erbeinigun;^' von 1477 berufen, worauf die osterreichisclie Re- 
gierung in Insbrurk am 27. Mai 1684 unter Anderni Folgendes cr- 

wiederte: > da/s Sye (die r e }^ i er c >ui c 71 Orte) hierin Ja Iiis 

nit mit Tro Kay. May . sondern allein itiii der Siait Kon- 
stanz zu t/itni, u fi d daz sich daz ex parte jetzt hesegier 
Statt prätendircnäe jus, so d t e <i e / /> ig e von denc n Ze i t e n an, 
da Sye an noch eine Genieine Reichs- und gar nit österr. 
Statt g€wesi, herfuhrt und nit auf die Rrbeinigung qualh- 
fiziren lasse und volglich auch nit auf die darinn vorge* 
sehene Fermb zu erörtern siehe etc.** 
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Rath und tyrolische Vizekanzler Franz Christoph Rass- 
ler , Freiherr von Gamerschwang , welcher später die 

Unterhandlungen für die Stadt leitete, indem er in einem 
vom 29. Mai 1664 datirten einlässlichen , den Fall der 
Juden beschlagenden Schreiben an Zürich den X Orten 
das Recht zur Einmischung in diesen Handel nur des- 
wegen streitig machte, weil das von Hagnau nach Bot- 
tikofen bestinunte Schiff näher bei dem deutschen als 
dem schweizerischen Ufer weggenommen worden sei 
und dann ausdrücklich beifügte: 

x Also da/s wann man schon dieser Seits die bis anhero von 
der Herrn Bydtgenossen zum Fundament v&rangeUelite Maxime, 
deffs nämiichen ein zwischen stveien terriioriis gelegenes Wasser 
beeden Obrigkeiten sue dem kaiben THeü quifod fmrisditHmem 
migekore nU eontroversirte, welches jedoch hey Abhandlung der 
Hauptsach TvUrd müssen erörtert und untersucht werden , der 
vorgt'gang£U€ Actus mit dm J^irdcn durchaus nit an liuim 
solchen Ort vorgigaugen , u-clclu n die Herrn Kydtgenossen der 
Jurisdiction halber ansprechen konnten.* 

Endlich kam zu Baden am 5. Dezember der ge- 
nannte Vertrag zwischen Kaiser Leopold und ^^denen VII 

alten Orten des 'riiurginv und den al/dasigem Maleßz partici- 
pir enden III Orten, wegen dem Bodensee, ob der Stadt Constanz 
gelegen^» zu Stande, der am 28. Mai 1687 vom Kaiser 
rattficirt und am 14, Juli gl. J. zu Baden im Aargau 
ausgewechselt wurde. Als Veranlassung des Streites 
wird in dem Vertrage selbst angegeben ^eine nachbarliche 

i) Vergl. oben S. 8. Note i. 
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Mi/sz'erständni/s und Sttu iti^kdt Wi\!^rn der hohen und maUfizi- 
schen Oberkeit auf dem Bodensee oberhalb der ^adi Konstanz 
in dem sogenannten Trieter, welche die iitadt Qmstang durch- 
geksnds ikro sugek&rig su sein vermeint, die Herrn Eydtgenossen 
aber bemeldte Oberkeit von dem tkurgauisehen Territorio an bis 
in die Mitte des Wassers iron beiden Gestaden prStendirt habtn^. 

Dieser Vertrag lautet nun in seinen wichtigsten 
Bestimmtingen dahin: 

^Brstlicken solle die im Streit gelegene holte Obrigkeit auf 
dem Eingangs bemeldeten DistriH des Bodensees oder sogenann- 
ten Konstanzischen Trieters den UMkhen X Orten in dem meh' 
ren n Bezirk fürders nnansprechig verbleiben , der Stadt Kon- 
stanz aber aiicli ein Theil davon ht iuinitlich auf Eintnusoid 
fünfhundert geometrisdie Schritte von der Luggen vor der Stadt 
an (welcher Be&irk hiemähst bei einem AMgenschein eigentlich 
SU bemerken und su determiniren) und sonsten durchgehends die 
niedere Gerichtsbarkeit ebenmäfstg tn^ehbren, dergestaiten , dafs 
sowohl die hohe als die niedere Oberkeit bei ihren Gerechtsamen 
in edlweg geschirmt seyen.* 

Leider wurde aber der vorbehaltene Auj^enschein, 
nach welchem der Konstanzische Hoheitsbezirk auf dem 
See thatsächlich festgestellt und bemarkt werden sollte, 
nicht vorgenommen. Wenigstens liegen keine Akten 
darüber \ or '). Auch entspannen sich bald nachher 
wiederum Streitigkeiten, die gerade in der geometrischen 

z) Veigl. darttber den »Bericht der eidgenössischen Kanzlei 
über die Hoheitsrechte (der schweizerischen Eidgenossenschaft) 
auf dem Bodensee« , erstattet von dem eidgenössischen Kanzler 
Am Rhyo 1945. Manuscript im Bundesaichtv su Bern. 
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Unbestinuntheit der vereinbarten Grenzlinie ihren Grund 
hatten. 

Obschon nämlicii die von dem Rathsherrn Philipp 
Schuitheiss umgehauenen Pfähle nach Abschluss des 
Rassler'schen Vertrages wieder eingesetzt worden waren, 
so Avurdcn dieselben doch schon 1693 wiederum umire- 
hauen, dann wieder hergestellt, 1733 unter dem Schutz 
österreichischer Soldaten abermals beseitigt, 1735 von 
denThurgauem zum dritten Mal wieder cini^esetzt. Die 
Thurgauer begnügten sich jetzt aber nicht mehr mit der 
blosen Restaurirung , sondern beklagten sich energisch 
bei der dsterretchischen Regierung, welche nicht umhin 
konnte, die Angelegenheit genauer untersuchen /u lassen. 

Aus den damals gepflogenen Untersuchungen und 
Verhandlungen ergibt sich folgendes. 

Am thurf^auischen Ufer bestanden von Alters her 
imd unangefochten von Konstanz Schiftländen zu Aknau, 
Güttingen, Uttwil und Hartnau oder Luxburg. In spä« 
terer Zeit wurde von den regierenden Orten auch Bot- 
tikofen oder viehnehr einem dort wohnenden Partikularen 
eine Schiftlände bewilligt und daselbst ein Gredhaus 
erstellt, ein Gredmeister geordnet und der GredzoU er- 
hoben , ohne dass von seiten der Stadt Konstanz Ein- 
rede geschehen wäre. Anders verhielt es sich mit der 
Schifflände am Hömli , unterhalb des Klosters Kreuz- 
lingen und in dessen Gerichtsbarkeit, an der gleichen 
Stelle gelegen, an welcher sich die seit einem Jahrhun- 
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dert von Konstanz angefochtenen Pfähle beiden. Von 
derselben wurde schweizerischer Seits behauptet, dass 

sich die regierenden Orte zu allen Zeiten berechtigt ge- 
halten haben, iiir den Fall, dass Konstanz die Zollver- 
träge nicht genau einhalten würde, sowohl an diesem 
als iin .uiilcren Orten Schiit liinckn, Mai kL-^LaUca ii s. \v. 
zu errichten, und dass ferner diese Stelle als ein unent- 
behrlicher Zufluchtsort fiir fremde und einheimische 
Schiffe bei stürmischer Witterung angesehen worden sei, 
weshalb auch die hohe Obrigkeit daselbst auf Kosten 
des Landes habe Pfahle einschlagen lassen. Es wurde 
beigefügt, dass diese SchiiTlände von Zeit zu Zeit that- 
sächlich benutzt worden sei , so oft nämlich die Stadt 
Konstanz und die dortigen Zolleinnehmer vertragswid- 
rige Zölle bezogen haben. Gerade in dem Umstände, 
dass an diesem Landungsplatze zum Nachtheile des 
Stapelplatzes Konstanz zeitweise Güter ein- und ausge- 
laden wurden , lag nun für Konstanz das Motiv , die 
Aufhebung desselben zu verlangen, und da den bezüg- 
lichen Reklamalionen kein Gehör geschenkt werden 
wollte, so wurde auf die Gefälle des Klosters Kreuz- 
ungen in Schwaben Sequester gelegt. Dies veranlasste 
das Kloster, sich in die Sache direkt zu mischen und 
bei den regicrtjnden Orten sowohl als der vorderöster- 
reichischen Regierung in Freiburg auf Beilegung des 
Streites hinzuwirken. 

Schliesslich beriefen sich beide Parteien auf den 
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Rasslerschen Vertrag- , atijs welchem jede herauslesen 
wollte , dass der durch die beregten Pfähle markirte 
Seebeztrk ihrer ausschliessenden Verfugung unterstellt 
sei. Die eidgenössischen Stände behaupteten, dass nach 
dem Willen dieses Vertrags die Grenze auf der See- 
fläche zwischen Konstanz und der Schweiz durch eine 
gerade Linie gebildet werde , welche von demjenigen 
Punkte anfangend, der 1500 geometrische Schritte von 
den Luggen vor Konstanz in die Mitte des Sees abge- 
messen wird nach dem äussersten Punkte der gemein- 
schaftlichen Landgrenze bei der Rauchenegg gezogen 
würde; auf solcln- Weise würde die Konstan^ische See- 
grenze gegenüber der Schweiz die Form eines in den 
See hinausragenden spitzen Winkels bilden, und es 
würde demnacli L,^egen die Rauchenegg zu die Entfern- 
ung dieser Grenze» von den erwähnten Luggen ab ge- 
messen, sich allmälig verkürzen. 

Im Widerspruch mit dieser Annahme beruhten die 
Ansprüche der Stadt Konstanz und der österreichischen 
Regierung auf der Voraussetzung, dass die Seefläche 
zwischen dem schweizerischen Gestade Uberall wenigstens 
1500 geometrische Schritu^ von den erwähnten Luggen 
ab gemessen, der Stadt Konstanz gehöre, und dass die 
Entfernung derselben von den Luggen vielmehr um so 
grösser werde, je mehr sie sich von dem gemeinsam 
einverstandenen Funkle in der Mitte des Sees entferne 
und dem schweizerischen Gestade sich annähere : mit 
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einem Worte: Von dem gemeinsam emverstandenen 
Punkte in der Mitte des Sees bilde die Wassergrenze 

nicht einen s|jitzcn Winkel nacli der gemeinsamen Land- 
grenze bei der Rauchenegg gezogen, sondern vielmehr 
einen rechten Winkel nach dem schweizerischen Gestade 
ob Kreuzlingen gezogen. 

Erst im Jahre 1786 kam der Streit zumAbschluss 
und zwar durch einen Vergleich einerseits zwischen 
Kaiser Joseph II. und andrerseits den VIII alten , die 
Landgrafschaft Thurgau regiercncU n und den II an dem 
Maleiiz' und Landgericht theilhabenden Ständen der 
Eidgenossenschaft. Danach wurde der Umfang des 
Kün.stanzischen 1 loheitsbczirlces auf dem Bodensee auf 
Grund des Rasslerschen Vertrages entsprechend den 
österreichen Ansprüchen ausgemessen; die betreffende 
Stelle des Vertrags lautet'): 

yNach Inhalt des t)btn (rwahnten KafsUrischen Vertrages 
(d. h. des Vertrages von j6S[^) soll van der iMggen vor der 
SkuU KtmstoMg an, als der Teraiinus a quo, die isoo geomet- 
rischen Sehriüe (jeder xu j Schuh gerechnet) in Unea recta 
usque ad teraiinum ad quem, sodann in gerader Ldme gegen 
das Gestad Thurgau, und von da wieder dem Gestade nacht wo 
zzuischen Wasser und Land die natürlichen Grensen nach der 
Zu- oder Abnahvu des }>odt nsces vorhanden, bis an das Eck 
der Stadt Konstanz eben bemeldter Stadt dte hohe Obrigkeit 
nach der von den beiderseits gemainschaftlich zugezogemn Geo- 
metrieverständigen entworfenen und hier beiliegenden Mappa 

i) Am Kbyn a. au O. S. 15. 



Digitized by Google 



57 



fes^esttzet, und für die Zukunft bestimmt verbleiben. Und wie 
im Uebrigen dieser durch die Wassermerk au^emarchiete Besirk 
ausgemmmeH, aü übrige hohe JurisdicHon auf dem Bifdensee 
denen hohen Ständen uuansprüchig veHdeibet, so wird auch der 
Stadi Konstans ihre niedere Gerichtsbarkeit nach dem rvdriliclwn 
Inhalt des Rafslcri^chen Traktats fernerhin gleichmäfsig beibe- 
halten und gefUhret. « 

^Die auf diese Art in den ütadt Konstanziscfien Juris- 
dietumsbesirk kommende, an dem segetumnten Hör nie stehende, 
6 bis 10 Zoll dicke Pfahle werden stwar von den eic^enössischen 
hohen Ständen an die Stadt Kon^ang, Jedoch unier der ansdrück' 
liehen Beding nifs überlassen , dafs solche Pfähle von der Stadl 
Konstanz in Rücksicht der für die ß^esanwiU Str-Ansafsen hier- 
durch i ffriehienden allginu itwn SicJu-rlu it der Schijffakrt tds ein 
Zufluchtsort der durch einen Seesturm oder Orkane sich in Ge- 
fahr befitullichen Sehifen beständig unterhalten und dem in die- 
sem Bezirk sich ereignenden Aigaiig des eint- oder anderen 
Pfahles von Seiten der StacU Konstang ohne Anstand wieder 
ersetiset werden adle.^ 

Die Eidgenossenschaft hatte somit in diesem Grenz- 
streite durchaus den kürzeren gezogen. Die Hoheits- 
bezirke der beiden Contrahenten wurden nicht durch 
die Mittellinie des Sees, resp. des Tritters geschie- 
den , sondern der ganze Tritter , bis an das schweizer 
Ufer, wurde der Stadt Konstanz zugetheüt Die Ursache 
der Hartnäckigkeit, mit- welcher Konstanz auf dieser, 
den Satzungen des Völkerrechts widersprechenden Aus- 
mittelung des Seegrenze bestand, dürfte wohl besonders 
darin zu suchen sein, dass es in hohem Grade im In- 

4* 
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teresse der Sicherheit der Stadt als eines befestigten 
Platzes lag, schon auf Grund der Territorialhoheit alle 

etwa auf Uebernimpclungf abzielenden Vorkehrungen und 
Anstalten auf dem See sich möglichst weit vom Leibe 
halten zu können. Diese Rücksichtnahme wurde im 
Vertrage selbst ausdrücklich betont, indem weiterhin 
festgesetzt wirde: 

%Dafs gleich wie die hochiobltchen Orte bis dahin ein son- 
derbar treues Aufsehen für der ütadt K^nstans Skkerheit und 
ConservaHoK bezeiget, als einen Ort, daran dem eit^en&ssischen 
Wohl' und Ruhestand nicht wenig gelten, als0 auf der tkur- 
gauisehen Seite in dem Bodensee in gettnsser Distanz nichts 
so/i /ics au fißt hauet, noch sonsten andere Neuerungen vorgenmnmen 
odt v die frcii- ScinjjjaJirt gtheimiit ict viitii so/t. da/s dadurch 
resp. gedachter tUaät Berechtigung, 6icfurli€it und Rechte ver- 
nachlässigt werden mikhten,€ 

Hatte man sich nun schweizerischer Seits von An- 
fang an nur mit Widerstreben zu den Bedingungen des 
angeführten Vertrages verstanden, so fiel vollends , als 
Konstanz offene Stadt wurde, und die politischen Ver- 
hältnisse zu friedlichem Bestände sich ausgestaltet hatten, 
der einzig^c Grund der einseitigen Grenzrco-cdung fort. 
Nachdem auch von der badischen Regierung die Billig- 
keit einer den neuen Verhältnissen entsprechenden Re- 
g^lirung der Grenze zuL^cgeboi worden war, kam es 
im Jahr 187$ wiederum zu einem Vertrage ') , durch 

t) Derselbe wurde durch KaiserL Erlass vom 24. Juni 1879 für 
das deutsche Reich als rechtsgültig publictrt. R.G.Bla 111879. ^0.35. 
S. 307. 
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welchem »in freundnachbariicher Weise«, wie es in den 
Eingangsworten heisst, die bisiang »in BetrefT der Grenze 

an und auf dem Bodensee bei Konstanz waltenden An- 
stände« beseitigt werden sollten. 

Es heisst nun in Artikel i des Vertrages: »Die 
Grenze zwischen beiden Staaten über den Strandboden 
und das Seegebiet südlich von Konstanz liegt in der 
gegenwärtigen Eigenthumsgrenze von J. Butz und £. 
Eberle bis zu dem einspringenden Winkel der Seemauer 
und von da ab in der Richtung auf den südlichsten 
Punkt des nördlichen Ufers des Konstanzer Tritters bis 
zu dem Punkte, wo diese Richtungslinie mit der gera- 
den Linie sich schneidet, welche von der Mitte des Tliur- 
mes des Konstanzer Bahnhofgebäudes nach dem Mittel- 
punkte einer Geraden zwischen dem vorgedachten Ufer- 
punkte und der peq^enüberfiegenden Spitze des südlichen 
Ufers bei der oberen iiieiche i^ezogen wird. Von jenem 
Sdinittpunkte bis zu diesem Mittelpunkte bildet im Tritter 
die sie verboidende gerade Linie und von dem letzteren /' 
Punkte ab die Mitte desselben die Grenze.« 

Dadurch sind voraussichtlich die hundertjährigen Strei- 
tigkeiten zwischen den beiden Staaten endgiltig erledigt und 
der Vertrag hat damit seinen Zweck vollständig erfüllt. 

Bei genauerer Untersuchung erscheint jedoch das 
staatsrechtliche Resultat des Vertrags als ein ganz eigen- 
thumliches. Wir erinnern uns, dass das von Baden 
beanspruchte strittige Gebiet nicht aus- 
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schliessend badischer Seebezirk, sondern 
ohne von dem übrigen ungetheMten Seege- 

biete durch eine auch nur einseitig- festge- 
stellte Grenzlinie geschieden zu sein, condo- 
minales Gebiet ist. 

Daraus folgt, dass Baden nicht das Recht zustand, 
ohne Auftrag und Zustimmung der übrigen Hoheitsträger 
dieses Condominates einen Theflungsvertrag abzuschlies- 
sen, dass also der Vertrag vom J. 1878 jene in keiner 
Weise verpOicluen, noch ihre Rechte; beschränken kann '). 

Im äussersten Falle konnte Baden nur gewisser* 
massen als negotiorum gestor der mitberechtigten Con- 
dominanten mit der Schweiz contrahiren. Die rechtliche 
Wirkung des Vertrages besteht dann nicht etwa darin, 
dass durch die vereinbarte Grenzlinie badisches Gebiet 
von schweizerischem geschieden wurde, sondern vielmehr 
lediglich in der ausdrücklichen Anerkenntnis der Schweiz, 
dass von der übereingekommenen Grenzlinie ab gegen das 
badtsche Territorium zu: der See nicht der Hoheit 
der Schweiz, sondern der Hoheit der von 
Baden vertretenen Condominanten untersteht. 

Wer diese Condominanten sind, werden wir später 
sehen. Vorerst ist als Resultat unserer bisherigen Unter- 
suchung festzuhalten, dass kein Theil des Sees 
ausschliesendes badisches Gebiet ist. 

1) So auch Sarwey in seinem Staatsrecht des Königreichs 
Württemberg I. Bd. S. 25, Note i. 
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Mit diesem Ergebnis stehen nun freilich einige offi- 
zieUe Auslassungen und Mittheilungen Badens im Wider- 
spruch , allerdmgs nicht aus neuester Zeit. Zunächst 
ersclieint in dieser Beziehung eine Stelle im Schluss- 
protokoli zur internationalen Schiffiahrts- und Hafen- 
ordnung für den Bodensee, verhandelt zu Bregenz den 
2 2. Sept. 1867, bemerkenswerth. Es heisst dort in i. 
zum Artikel i : Wenn auch bezüglich der Durchführung 
dieser Massregeln') den Regierungen der Bodensee- 
Uferstaaten ein Rechtsanspruch gegenüber Baden nicht 
eingeräumt ist , so wird sich die grossh, badische Re- 
gierung doch dazu verstehen, vorzugsweise auf die Auf- 
hebung der SchifHiahrtsschranken an jenen Uferplätzen 
hinzuwirken, welche ihr dazu von einer der Regierungen 
der übrigen Uferstaaten etwa möchten bezeichnet wer- 
den. Bei der Aufgabe des Privilegiums der badischen 
Dampfechifflfahrt bezüglich des Ueberlingersees geht die 
grossh. badisch c Regierung von der Voraussetzung aus, 
dass die Verwaltungen der übrigen Dampüschifffahrts- 
institute sich an einer regelmässigen Befahrung der 
Haupthafenplätze dieser Seestrecke in gleicher Weise 
betheiligen, wie dieses bei den wichtigeren Hafenplätzen 
des Obersees auf Grund der jeweilen vereinbarten 
Kurspläne zu geschehen pflt^i^t. Seitens der Kommis- 
säre der übrigen Bodensee-Uferstaaten wird es über- 



i) Nämlich nur Ordnung und Sicherheit der Schifflahrt. 
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nommen , die thunlichste Berücksichtigung dieses Wun- 
sches 2U empfehlen. Femer wird badischerseits beiGe- 
legteiüieit der Freigebungf des Ueberlingersees das Ver- 
langen erleichterter zollamtlicher Abfertigung des Güter- 
verkehrs über die rechte Rheinseite zwischen Frankreich 
und der Westschwdz einerseits, und dem ober^ Rhein- 
thale und der Ostschweiz andererseits , mittelst soge- 
nannter Gelcitscheine, wie sie bei gedachtem Verkehre 
auf der linken Rheinseite in Anwendung gebracht wer- 
den, geltend gemacht Die schweizerbehen Kommissäre 
sind zwar über diesen Gegenstand nicht instruirt, geben 
jedoch die Billigkeit dieser Forderung zu und erklären 
sich zur Empfehlung der Erfüllung dieses Wunsches 
bereit, c 

Es scheint demnach Baden bei Gelegenheit dieser 
Conferenz ein ausschliessendes Hoheitsrecht über einen 
bestimmten Theil des Sees zur Geltung gebracht und 
dasselbe bis zu einem gewissen Grade von den Ufer- 
staaten audi anerkannt gefunden zu haben. 

Irrigerweise bemerkt aber Aepli*), dass man auf 
derselben Konferenz sich diihin geeinigt habe, im Sinne 
eines von Baden eingebrachten Entwurfs die 
Zutheflung der Seefläche zu den angrenzenden Staaten, 
unmassgeblich und besserer Einsicht vorbehalten , bei 

i) Aepli, a. a. O. S. 153. Uebrigens war der Autor, Regie- 
ningsratli Arnold Otto Aepli, einer der Bevollmächtigten der schwei- 
zerischen Eidgenosäenschaft auf der Bregenzer Conferenz. 
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den Regierungen zu beantragen. Auf die Bitte des 
Verfassers um Auskunft Uber die Details dieses Vor- 
schlags wurde demselben vom Grossherzogl. Staats- 
nrnuBterium die Antwort'), »dass bei der informatorischen 
Besprechung über die Grenzverhältnisse auf dem Bodensee, 
"Nvelche i^^elecrentlich der Ikegcnzcr Konferenz st;ittland, ein 
Entwurt Badens über die Zutheilung derSeelläche an die 
Uferstaaten nicht eingebracht worden ist. Es hat um 
jene Zeit lediglich ein bedeutungsloses Projekt derarti- 
ger Zutheilung bestanden, welches von einer unterge- 
ordneten, mit den staatsrechtlichen und Grenz- Verhält- 
nissen nidit vertrauten Behörde ( ) verfasst 

worden war. Falls dasselbe bei der BreL^enzer Bespre- 
chung vorgezeigt sein sollte, wird es auch als solches 
bezeichnet worden sein « 

Daraus geht zweifelsohne hervor, dass vor der Bre- 
genzer Konferenz eine Theilung des Bodensees unter 
den Uferstaaten nicht bestanden und dass auf dersel- 
ben eine solche möglicherweise besprochen, jedenfalls 
aber nicht ausgefülirt worden ist. 

Wie nun aber bei dieser Lage der Dinge und ins- 
besondere bei solcher Auffassung der badtschen Regie* 
ruiiu Notizen über thatsächliche Vertheilunor des Sees 
in badischen amtlichen Mittheilungen zum Drucke ge- 
langen konnten, ist doch nur dann erklärlich, wenn an- 
genommen wird , dass man zur betreffenden Zeit an 

i) Ifittelst Schicibens vom 19. Juni 1884. 
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massgebender Stelle sich gleichwohl mit dem Gedanken 
einer Theüung des Sees getr^en hat. Im »Jahresbe- 
richt der Grossh erzog], badischen Landescommission 
über die Zustände und Ergebnisse der inneren Verwal- 
tung itir das Jahr iS66, veröffentlicht auf Anregung des 
Grossh. Ministeriums des Innern, Carlsruhc 1867«, wer- 
den die an die Amtsbezirke Konstanz, Stockach, Ueber- 
lingen und Radolfszell angrenzenden Bodenseeflächen in 
genauem Ausmass als Bestandtheile des badischen Ge- 
bietes angefüiirt'j. 

Und diese amtliche Auslassung ist nicht die einzige. 
In der topographischen Karte über das Grossherzog- 
thum Baden nach der alls^emcinen Landesvermessung 
des GrosslierzogL militärisch-topographischen Bureaus 
Blatt 55 — vom Jahre 1849 ist die badische Landesgrenze 
von Ziegelhof bis in die Mitte des Sees und von diesem 
Punkte ab der Längenachse des Sees nach bis zur 
badisch-schweizerischen Landgrenze bei Konstanz einge- 
zeichnet. 

Nun darf man doch -wohl annehmen , wie auch 



i) Nach diesem Berichte wird den betreffenden Amtsbenrkea 
die Seeflftche des Boden- und Untersees in folgender Weise xuge- 
schieden: Konstanz 1,218, Ueberlingen 1,273, RAd<^sseU 0^590 oBdei- 

len. Dabei ist jedoch zu bemerken , .dass die Ausmessung eines 

Theiks des Zellcrsccs als badischen Gebiets in vollständig berech- 
tigter Weise in Gemässheit des Vertrages von 1854 geschah. V^gL 
oben Seite 8 Note i. 
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Ae p 1 i ') gethan hat, dass eui militärisch-topographisches 
Bureau, welches im Auftrage der Regierung ein karto- 
graphisches Landesbild entwirft, vor allem über die Lan- 
desgrenze genau informirt sein müsse. 

Allein das war früher. In der neuen topograpliischcn 
Karte des Grossherzogthums Baden, bearbeitet von dem 
Grossherzogl. topographischen Bureau, Blatt 162 ^ ausge- 
arbeitet 1879 und 1880, ist diese Grenzlinie gestrichen, 
und nur die im Vertrage von 1879 vereinbarte Grenze 
in Gestalt einer ohne Fortsetzung und Schluss im See 
verlaufenden Linie eingezeichnet. Bezüglich dieses Curio« 
sums einer Landesi^'^renze wandte sich der Verfasser 
noch im besonderen an das Grossherzogl. badische 
topograhpische Bureau in Karlsruhe um Aufschluss. Er 
erhielt hierauf die Antwort*) : 

»Auf gefällige Anfrage vom 24. Juni 1. J. haben 
wir ergebenst zu erwidern die Ehre, dass für die neue 
topographische Karte des Grossherzogthums i : 35000 
diesseits allo-emein der Grundsatz aufc^eslcllt und einofe- 
halten worden ist, Wassergrenzen nur durch Amorcen 
an ihren Anüuigs- und Endpimkten oder auch bisweilen 
nodi an einzelnen Zwisdienpunkten anzudeuten. Eine 
Ausnahme hiervon wurde bezüglich des konstanzer 

ij Aepli a. a. O. Seite 152 sagt: »Baden war, soweit dessen 
Gebiet betroffen ist, ohne erst eine Verständigung mit den übrigen 
Uferstaaten abzuwarten, faktisch bereits (mit der Theilung) vorge- 
gangene und führt /.um Ucwcisu die oben gegebenen Ziliern an. 

2) Durch Schreiben vom 19. August 1884. 
Retticb, fiodeoMe. C * 
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Tritters gfemacht , in welchem die Grenzlinie durch 
den Vertrag vom 28. April 1878 in ihrer ganzen Aus- 
dehnung vollkommen genau festgelegt worden ist. 

Nicht bekannt ist diesseits, auf welchen 
Grundlagen oder Theorieen s. Zt. die Grenz- 
linie durch den Bodensee construirt worden 
istl« 

Unsere Beweisfiihning ist somit durch diese authen- 
tische Auslassiinq- vollkommen gerechtfertigt. 

Kein Theil des Bodensees ist ausschltes- 
sendes badisches Hoheitsgebiet. 

b. Die Schweiz. 

Das Bodensee-Ufergebiet der schweizerischen Eid- 

gcnossenschalt entwickelte sich aus den ei(lL;cn(')ssischen 
ehemaligen Sonderterritorien der gtnneinsamen Land- 
vogtei Rheinthal t der fürstäbtisch S. Gallischen Ober- 
vogtei Rorschach und der gemeinsamen Landvogtei 
Thurgau. Im Jalire 1728 giengen die verschiedenen 
Landeshoheiten in die »eine und untheilbare helvetische 
Republik« auf, welche ihrerseits im Jahre 1803 sich 
zur heutigen schweizerischen 1 Eidgenossenschaft mit der 
bisher bestehenden Kantonsverfassung umbildete. 

Verträge, durch welche der Eidgenossenschaft 
im Ganzen , oder den drei früheren Sonder-Territorien 
im Einzelnen ausschliessende MoheiisreclUe Uber Tiieile 
des Sees zuerkannt worden wären, liegen mit alleiniger 
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Ausnahme der bereits erwähnten badisch-schweizerischen 
Uebereinkonunen nicht vor. Durch letztere wurde in- 
des nur ein minimaler Theil des nach völkerrechtlicher 
Voraussetzung zwischen Baden und der Schweiz zu 
theilenden Gebietes ausgeschieden. Bezuglich des weit* 
aus grösseren Theiles des tluirL^auischen Ufer^;cbietes, 
sowie des ganzen Ufergebictes des Kantons S. Gallen, 
kann es sich somit nur um die Erforschung eines etwai- 
gen Gewohnheitsrechtes handeln. 

Im Allgemeinen war nun dieses schweizerische Ge- 
wohnheitsrecht schon im Jahre 1681 durch ein Erkennt- 
nisse) der eidgenössischen Stände gewissermassen codi- 
fizirt worden und zwar dahin, od aß die Mar cht n in 
Seen und Flüssen die Mitte seyn soll ; es wäre denn, 
da/s ein ansprecht- n der Gegentkeil mit Brief und 
Siegeln wider die Eydtgenossen besckeinen könnte, 
da/s ihm selbige allein und gan» gugek9rten»€ 

Ob aber und wie dieser allgemeine Grundsatz im 
besonderen auf dem Bodensee zur Geltung kam, darü- 
ber fehlen positive ofhzielle Daten. Wir müssen uns 
daher auf die Darstellung derjenigen historischen Vor- 
kommnisse beschränken, die sicli entweder uimiiLLelbar 
um die fraglichen Hoheitsverhältnisse drehen , oder die 
uns wenigstens Schlüsse auf die schweizerischen 
Rechte und Ansprüche an den Bodensee zu ziehen 
gestatten. 



i) Vergl. oben Note i Seite 8. 
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Aus diesen historischen Thatsachen geht nun allerdings 
hervor, dass die Schweiz, resp. ihre Rechtsvorgänger 

in früherer Zeit ihre Hoheitsrechte auf dem Bodensee 
dem ganzen Ufer entlang bis in die Mitte des Sees 
ausgedehnt und dieselben bei entstandenen Zwistigkeiten 
im Verhältniss ihrer jeweiligen Macht mehr oder weniger 
naclidrücklich gewahrt haben. 

Zum ersten Male, wenigstens soweit uns durch Auf- 
zeichnung überliefert ist , sahen sich Ausgangs des 
dreissigjährigen Krieges die Eidgenossen in die Lage 
versetzt, über ihre Hoheitsansprüche auf dem See sich 
zu äussern. Einem hierüber erstatteten Berichte') We- 
gelin's, ehemaligen Stiftsarchivars in S. Gallen, ent- 
nehmen wir Folgendes: 

Damals (im Jahre 1648) geschah es nämlich, dass 
das MarktschifT von Ueberlingen durch kaiserliche Sol- 
daten von Bregenz, die demselben in einem Versteck 
zu Horn im Miihlbach auflauerten, in der Nähe von 
Rorschach gewaltthätiger Weise weggenonmien und als 
Beute nach Bregenz abgeführt wurde. Alsl^ald Hess 
der schwedische Kommandant zu Ueberlingen'), Oberst 

i) Wegelin, Eidgenöss. und in specie St. Gallische Terri* 
torialgerechtsame auf dem Bodeosee und alten Rhein, soweit diese 
Gewässer den letztmaligen Kanton St Gallen berühren, vom 27. 
Febr. 1839. Manuscript im Kantonsarchiv. 

a) Ueberlingen war damals noch in der Gewalt der Schweden. 
Vergl. unten. 
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VoldchmeTi die Forderung der Restitution und Schaden- 
ersatzes an St. Gallen ergehen, in der irrigen Meinung, 
es gehöre jener Ort, aus welchem auf das Schiff Spähe 
gehalten worden, zu dem fiirstl. S. Gallischen Territorium. 
Nachdem man ihn rlicksichtlich dessen eines anderen 
belehn liatte , schien er sich anfänglich begütigen zu 
lassen, bald aber erneuerte er seine Forderung und 
zwar aus dem Grunde, weil die Stelle des Sees, 
wo der Ue bc rfal 1 des Schiffes erfolt^'-t sei, zur 
Rorschachischen Botmässigk eit gehöre. Um 
seinen Reklamationen grösseren Nachdruck zu geben, 
schickte Oberst Volckhmer den Generalauditor Joachim 
Schenckh nach St. Gallen. Ueber die hienach gepflo- 
genen Verhandlungen wird Folgendes berichtet: 

*Man habe nü gu achten, so meinte der Generalauditor, 
wo der Feindt sich verschlafen und in insidiis gtli'gen, sondern 
IVO er das Schiff angefallen, und diss seye auffrverths gegen Ror- 
schaeh und also uff dem RorschachiscJun terrltorio geschehen; 
begehre er defs7vegen die restitution von Rorschachischer Ober- 
fcheitf weil Jede Oberkheit schuldige Ihr territorium sicher zu 
maehen und sm hatten und dem Berauben wieder su dem Sei- 
nen gu ver^lffen Als ihm neben anderem geantwortet: 
posito es seye die Abnemrnung des Schiffs geschehen, wo man 
v&rgibt, so seye doch Rorschetch khain restitution schuldig, dann 
Rorsch ach prah >hi}, re seine Jurisdiktion nitt so iveyt in den See 
hinein. Sonder man achte, die Jurisdiktion gehöre der Eydt- 
genossenschaft insgemein, ^velches abzunemmen, i. da/s die 
Fischenz gemein, 2, da/s man einen Maleßkanten vom alten Rhein 
herab und von Steinach neben Horn herauf nachher Rarschach 
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f Hehren möge , dock weder die Staadische noch die HoraUche 
Oöerkheä darumb begrüesU und also wohl erschetnek, da/s man 
uff dem See fchain particularem jurisdictionem prätendire^). 
Warauf er replteierte: wo deme also, Seye der See den Sehwe* 
den; woüen ein Blockliaus vor der RorsehaekischeH SteUe bauwen 
oder Ankher allda werfen und ihren Feinden aufpassen. Ist 
Ihme aber geanhvortet worden : ivann schon Rorschach und St. 
Galien solches dissiviulieren wollten, wurden es doch die Herren 
Eydtgenossen nit zuegeben. 

Sowenig der Abt von St. Gallen geneigt war, dem 
schwedischen Kommandanten von Ueberlingen das ge- 
raubte Marktscliift zu vergüten, und daher in Behaupt- 
ung seiner Territorialrechte auf dem Bodensee mit sel- 
tener, mit späteren Behauptungen keineswegs in Einklang 
stehender Bescheidenheit auftrat und sich hint(!r die 
Eidgenossenschaft , als den zuständigen höheren poHti- 
schen Verband, zu verstecken suchte, so sehr blieb der 
schwedische Kommandant entschlossen , den geistlichen 
Herrn der beabsichtigten Brandschatzung nicht so leich- 
ten Kaufes zu entlassen. Die Verhandlungen wurden 
daher theils in neuen Konferenzen, thetls durch Korre- 
spondenz fortgesetzt. Dem schwedisclien Kommandanten 
lag vorzüglich daran, den Abt zu einer bestimmten Er- 
klärung zu drängen, wie weit er seine Territorialrechte, 
etwa einen Kanonenschuss weit vom Ufer entfernt , so 

i) Altenrhein und Steinach gehörten damals unter die St. Gal- 
lische, Staad untt-r die Rheinthalischc und Horn unter die Inur- 
gauiüciic Landeshoheit Siehe Aepli a. a. O. S. 165. 
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weit als die lüclL^enossen die jlnlandungen und Hostili- 

täten% verboten hatten , geltend mache , mit dem Be- 
deuten , dass was ausser dieser Grenze liege, nicht 
etwa den Eidgenossen , sondern den Schweden ge- 
höre , wo sie, die Schweden, sich schon selbst Iielfen 
würden. Der Fürstabt sah indessen wohl ein, dass, 
wenn er auf das Ansinnen eingehen würde, er jeden- 
falls zu kurz kommen miisste. Würde er, wie es dreissig 
Jaiire später geschah, Hoheitsrechte bis in die Mitte 
des Sees piiLtendiren, so hätte der Raubanfall offenbar 
in seinen Gewässern stattgefunden, womit das Entschä- 
digungsbegehreii der Schweden einigen Grund fände, 
wenigstens nach »Schwedenrecht«. Würde er dagegen 
seine Hoheitsrechte nur auf einen schmalen Streifen 
Wasser beschränken, so lict er Gefahr, Rechte einzu- 
büssen, die er bisher besessen hatte und überdies den 
Hafen von Rorschach durch schwedische Wachtschiffe 
blokiert und die SchifüTahrt auch den Ufern entlang 
gefährdet zu sehen. Er beharrte deshalb darauf, dass 
man durchaus nicht wisse , ^nh das Schiff in Unserer, oder 
der Herren Eydtgenossen Seefurisdikti&n, soweit wir dUseUnge su 
prätindiren haben möchten, Juiiwcggtumiuiun ivorden^.. Endlich 
kam üim einer der vier Schirmorte, Luzern, zu HUfe, 
indem derselbe an den Vorort Zürich schrieb: %dafsdie 
yurisdiktim, darumb die Frag ist, und womaeh dieser Handel 
mm'irt ^curtt, uns durc heinander principaitter berührt^, wodurch 



7« 



die Sache in die Tag^essatzun^ L^czoij^cn und als eine 
gemeineidgenössischc behandelt wurde. 

Die Verhandlungen dehnten sich bis. ins Jahr 1649 
aus, erfuhren schliesslich aber die einfi3u:hste Erledigung 
in Folge des plötzlichen Abzuges der Scliweden von 
den Gestaden des Hodensees. 

Nach dem eben erzählten kann Uber die damaligen 
Ansprüche der Eidgenossenschaft bezüglich der 1 loheits- 
rechte auf dem See kein Zweifel sein; das erwähnte 
Erkenntnis der eidgenössischen Stände fand auch auf 
dem Hodensee Geltung: Die Mittellinie des Sees 
sollte die eidgenössische Hoheit bemarken. 

Dasselbe geht aus dem Verlaufe eines ähnlichen 
Konfliktes zwischen der Schweiz und dem schwäbisdien 
Kreise hervor, der sich gegen Ende des 17. J. gleich- 
£ails anlässlich eines Raubanfalls entspann. 

Nach den staatswirthschaftlichen Begriffen jener 
Zeit war es nämlich Pflicht der rUrsorgenden Polizei, 
Stetsfort ein gewisses Quantum Getreide in eigenen Ma- 
gazinen vorräthig zu halten, um damit den Unterthanen 
in Zeiten der Noth i^^eg^en massigen Preis beizuspringen. 
Ehe diese Staatsmagazine nicht mit dem voraussichtlich 
nöthigen Quantum Brodfrüchte gefüllt waren, durfte in 
die Nachbarländer Getreide entweder gar nicht , oder 
nur in obrigkeitlich festgesetzten Quantiiäten ausgeführt 
werden , die je nach den geltenden Preisen , als den 
Merkzeichen des Angebots, resp. Vorraths, grösser oder 
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geringer angeschlagen wurden. Besonders rigoros wa- 
ren die Vorschriften , welche die Komausfuhr nach 

der Schweiz von den Städten des schwäbischen Kreises 
am Bodensee aus betrafen. Hier war der Verkehr zu 
keiner Zeit frei, vielmehr die Ausfuhr inmier sowohl auf 
eine bestimmte Menj^^e, als auch auf gewisse Plätze be- 
schränkt'). Vom Jahre 1733 an wurde mittels Rescripts 
Kaiser Karls VI. das Recht der Getreideausfuhr nach 
der Schweiz »für alle Zeiten« auf die Städte Ueber- 
lingen, Buchhorn , Lindau , Bregenz , Konstanz und Ra- 
doifszell beschränkt und als Motiv hieftir angegeben: 

1) Weg^lin II. a. O. Seite 40 gibt dar\ibcr folgende Notiz: 
'1 aiib enim i>ubutclio fiuiyicnturam in Hclvctiain ciusque pagos con- 
foederatos, iis tantum ku is niari confinibus permissa est, (luibushoc 
ius speciatim concessuni est, et quae in Recessibus circuli secundum 
modum pro rationc ncccssitatis publicac (leüiiitum quanti 1200, 
800, 400 medimnorum (Malterj quauis hebdomade ctiain certis die- 
bus aut, si propter tempestatera adversam et coeli intemperiem fieri 
Qon potuit, proxime insequentis exportandi nominata sunt, ud se> 



quens Schema declarat 

Lindaui« expoxtari possunt die Saturni medimni 305 

Langenaig« die Mercurii toa 

Buchhonua die MercuiU 103 ' 

Mersburgo die Mercuiii 106 

Uberlioga 205 

UldingA I03 

CoDstantia die Veneria 70 

Bregcntta die Veneris 102 

RadolfiscUa die Mercurii «05 

Summa me(&nn(Mrum 1200 
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7veil ansonsten wtth r die Vtföatt der wegen eii^enen Ahnangels' 
(hier ex rationc Publici je%u'ils erforderlichen Traidspcrr cum 
effectu bewürket f noch die extractiones der Contrabanden und 
Kriegmothdürften verhütet, noch denen ZoUdefraudationen be- 
gegnet ^ noch weniger dem LandtsverderHichen MUntsunwesen 
gestUeret, am allerwenigsten aber der Fruchthandel auf dem 
Reichsboden conserviret werden Iwndte. 

Bei solchen Verhältnissen konnte der schwäbische 
Kreis nicht umhin, auf dem See selbst Polizei zu hand- 
haben. Er liess zu diesem Zwecke eigene Jagdsduffe 
kreuzen , welche die Angabe liaticn , die Ufer iiacli 
schweizerischen Getreideschitien abzusuchen,* und diesel- 
ben in Zeiten der Getreidesperre wegzunehmen. Dem- 
zufolge ereigneten sjich nicht selten Territorialviolationen, 
d. h. Gewaltthätigkeiten gegen Schifte, die sich in den 
der eidgenössischen Hoheit unterworfenen Gewässern 
befanden. 

So wurde gegen Ende des Jahres 1693 "^'t 
1 1 5 Malter Korn beladenes von Rheineck nach Ror- 
Schach bestimmtes Schiff zwischen Altenrhein und Staad 

von schwäbischen Kreuzern gewaltthätig wei^'^gcnomnicn. 
In den hierauf von Seiten der Tagsatzung gegen den 
schwäbischen Kreis erhobenen Beschwerden wurde aus- 
drücklich betont , dass das Schiff im schweizerischen 
Territorium weggenommen worden sei, somit ein dop- 
peltes Vergehen vorliege, nämlich Raub und Gebiets- 
verletzung. Nach langwierigen Verhandlungen brachte 
man es endlich dahin , dass der Markgraf von Baden 
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1500 fl. Schadenersatz zu zahlen sich verstand. Dage- 
gen wurde für die Gebietsverletzung keine Genugthuung 

zui^^'e.standen, und zwar aus dem Grunde , weil schwei- 
zeriüche Schifte das schwäbische Jagdschitt bis in die 
Höhe von Wasserburg veHoIgt und demnach sich eben« 
falls einer Gebietsverletzung schuldig gemacht hätten. 

Wir erkennen daraus, insbesondere aus dem Motiv 
zur Entscheidung des Streites, unzweifelhaft das Vorhan- 
densein einer wenn auch nicht geometrisch , so doch 
intellektuell genau fixirten See-Grenze zwischen der Eid- 
genossenscliaft einerseits und dem schwäbischen Kreise 
andererseits, je als den höheren politischen Verbänden 
der verschiedenen Sonderterritorien auf den beiden 
Längsseiten des Sees"). 

1) Auch die schweizerischen Schriftsteller des vorigen 
Jahihunderts sprechen sich in diesem Sinne aus. So <;a«rt L eu, Hel- 
vetisches Lexikon Bd. 4. S. 159: Weilen nun das eine Ufer dieses 
Sees grössten Tbeiles an die einigen Eyd^oiössischen Stadt und 
Orten sugehörigen Landgraffschaft Thurgan, und ein Tbeil auch in 
den Stift St. Gallischen Landen gelegen, als gehöret auch die hohe 
Gerichtsbarkeit über einen halben Theil des gegai solche Land 
angrenzenden Sees an dieselbige. 

Ebenso Fäsi, Staats* und Erdbesdireibung , Zürich 1766. 
Bd. 3. S. 146: die dermaligen Grenzen der Landgrafschait (Thiir- 
gau) sind: Gegen Morgen der Bodensee . . . gegen Kfitteraacht aber 
der Rhein und der Unter- oder Zellersee, und zwar so, dass die 
eydtgcnössische Hoheit his auf diL- Mitti: des Hoden- oder 
Untersces und des Rheins sich erstrecket, wo selbige die Landgraf- 
schaft 1 hurgau bewässern. 
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Aber auch Oesterreich gegenüber wahrte die 
Schweiz ihre Hoheitsrechte. Im Jahre 1744, während 
des österreichischen Erbfolgekrieges, wurden zwei Alten- 
rheiner Schififleute , welche Kälber von Rheineck nach 
Uttwii hinabführen wollten, etwa eine Viertelstunde unter 
dem Rheinhom von österreichischen Soldaten^ die sich 
im Rheinholz versteckt gehalten hatten, überfallen und 
sanunt der Schiffsladung nach dem österreichischen Ge- 
biete gebracht. Auf die Besdiwerde des Oberamtes 
Rorschach , dass der AngrifT »auf dem Territorio des 
Gotteshauses S. Gallen« stattgefunden habe, wurde der 
Vorfall als Missverständnis bezüglich der erhaltenen 
Ordre entschuldigt und die Beute wieder herausge- 
geben •). 

Die österreichische Regierung zeigte sich überhaupt 
mehr wie der schwäbische Kreis geneigt, die Hoheitsrechte 
der Eidgenossenschaft auf dem See zu respektieren. Sie 
that dies sogar in Fällen, wo eine gewisse moralische Ver- 
pflichtung keineswegs vorzuliegen schien. In den Jahren 

Ebenso endlich Hartmann, Versuch einer Beschreibiing des 
Bodensees, St Gallen 1800, indem er von den Rechtsamen der 
Deutschen und Schweizer sagt, dass sie sich von ihren Ufern bis 
Mitten in den See erstrecken. 

VergL auch das schweizerische Kartenwerk: lev^e et dessin^e 
par J. J. Weissi aux fraix de J.B. Meyer it Aarau dans les aandes 
1786—1802. Gravde par Guerin Pichler et Scheuermann, in 
welchem die schweizerische Landesgrenze den See hälftig theilt 

i) Siehe Aepli a. a. 0. Seite 177. 
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ijji und 1772 hatte der schwäbische Kreis wegen 
herrschender Theuerung wieder einmal Fruchtsperre an- 
geordnet , die er durch seine Ja^dschifte mit solcher 
peinlichen Sorgfalt überwachen liess , dass kein Schiff 
auf dem ganzen See, mochte es wo immer segeln, vor 
Gewaltthaten beschützt blieb , sobald es nur Getreide 
geladen hatte. Besonders in den Gewässern des Fürst- 
abtes von St.Gallen machten sich die schwäbischen Kreuzer 
zu wiederholten Malen empfindlicher Gebietsverletzungen 
schuldig. Als die diessfallsigen Verwendungen der Tag- 
satzung bei den Fürsten und Städten des schwäbischen 
Krebes ohne erheblichen Erfolg blieben, gieng letztere 
mit ihren Beschwerden vor die vorderosterreichische 
Regierung in Freiburg im Breisgau. Diese wurde bei 
der Kreisversammlung vorstellig , erwirkte Schadener- 
satz ftir das weggenommene Getreide und erliess zu- 
gleich mit Zustimmung des Kreises die Weisung an die 
Jagdschiffe , künftighin keine von einem Orte der Eid- 
genossenschaft zu einem andern fahrenden Schiffe mehr 
anzuhalten*). 

War somit bis zu dieser Zeit die Eidgenossenschaft 
sorgfältig auf die Geltendmachung ihrer Hoheitsrechte auf 
dem Bodensee bedacht , so erschlaffte gegen Ende des 
Jahrhunderts mehr und mehr ihre Energie in dieser Be- 
ziehung. Die Ursache lag vornehmlich in ihrer veränderten 
politisdien Stellung, wie solche durch die im Jahre 179S 

i) VergL den angel Bericht von Amrhyn S. 19^ 
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erstandene helvetische eine und unthcilbare Republik 
begründet wurde. Damals war der Krieg zwischen 
Frankreich und Oesterreich aufs Heftigste entbrannt^ 
ein i^^rosser Theil desselben wurde auf schweizerischem 
Gebiete geführt, auf dem Bodensee bestanden sogar 
Kriegsflottillen. Dass unter solchen Umsänden durch 
die bewaffneten Scliiffe des einen oder anderen der 
Krieg führenden Theile der Bodensee nach Belieben, 
ohne Rücksicht auf die schweizerischen Hoheitsrechte 
befahren wurde , lag in der Natur der Dinge ; ebenso, 
dass die Behörden der Helvetik sich nicht veranlasst 
hnden konnten , wegen der auf solche Weise began- 
genen Gebietsverletzungen Beschwerden zu fuhren , die 
wahrscheinlich doch keine Berücksichtigung gefunden 
hätten. Ausserdem gedachte die Schweiz sich für alle 
Unbill durch eine Vergrösserung im Osten, nament- 
lich durch das österreichische Vorarlberg schadlos zu 
halten, welche ihr als Frucht der am 19. August zwi- 
schen ihr und der französischen Republik abgeschlossenen 
Offensiv- und Defensiv-AQtanz in Aussicht gestdlt wor- 
den war'). Gemäss der in Paris am 23. Hornung 1805 
erlassenen Bundesverfassung machte die eine und un- 
theilbare helvetische Republik wieder einer schweizeri- 
schen Lidgenossenschaft Platz , und die den Bodensee 



i) Zufolge des angef. Boichts von Amrhyn wäre dies »in 

§ I der geheimen Artikelc des genannten Vertrages bestimmt 
worden. 
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begrenzenden schweizerischen Landscliaften wurden in 
die neuerriditeten souveränen Kantone St. Gallen und 
Thurg;au aufgenommen. Bei Gelegenheit dieser Vereini- 
gung der Soiidcrterritorien mit tlem übrigen Eidgenössi- 
schen Gebiete wäre nun , sollte man meinen , der An- 
lass gegeben gewesen , durch irgend einen politischen 
Akl die auf hundertjähriger Gewohnheit beruhenden 
Hoheitsrechte auf dem See den anderen Utermächten 
zur unzweideutigen Kenntnis zu bringen. Eine derartige 
Kundgebung schien auch beabsichtigt zu sein. Im Brach- 
monat des Jahres 1809 war es einer AbUieilung Tyroler 
geliingen, von Bregenz aus zu Schiff Konstanz zu über- 
rumpeln ,und das vorhandene Kriegsmaterial mit sich 
zu tuhren. Die Landesregierung erliess nun thatsäch- 
lich an den eidgenössischen Obergeneral den Befehl, 
geeignete Vorkehrungen zu treffen , damit die schwei- 
zerischen Hoheitsrechte auf dem Rhein bis in den Thal- 
weg, auf dem See bis in die Mitte behauptet würden'), 
insbesondere sollte nicht geduldet werden, dass bewaff- 
nete Schiffe die Mittellinie übersetzten. Allein bei die- 
sem Befehle hatte es sein Bewenden, dass irgend welche 
militärische Vorkehrungen zu dem gedachten Zwecke 
getroffen worden seien, ist nicht bekannt. 

Im direkten Widersprucli mit dem lc:iterid! 11 Ge- 
danken dieser Anordnung steiien nun die wenige Jahr- 
zehnte später erfolgten offiziellen Auslassungen der Eid- 

i) V^g;l. Bericht von Amihyn S. 22. 



So 



genoüsenschaft , welche als die jüngsten Kundgebungen 
zur Kennzeichnung der heutigen Stellung der Schweiz 
zur Bodenseefrage massgebend sein mUssen. Sie invol- 
vieren einen vollständigen Verzicht auf die 
früheren, gewohnheitsrechtlich fundirten 
S ond e r- Ansp r üche zu Gunsten der Con- 
dom i n a 1 i t ii t des See s. Ende der dreissiger 
Jahre drangen nämlich die Vororte bei den Grenzkan- 
tonen darauf , ihnen überall , wo die schweizerischen 
Landesgrenzen noch nicht genau festgestellt seien, an- 
zugeben, wie weit sich die Hoheitsrechte bisher erstreckt 
hätten. Vollständige Unkenntniss herrschte insbesondere 
Mangels jeder staatsrechtlichen Fixirung über die 
Hoheitsrechte auf dem Hodensee, wenn auch die Mittel- 
linie des Sees jedem Schweizer als Landesgrenze vor- 
schweben mochte. Auf eine diesfallsige Anfrage des 
Vororts Luzem im Jahre 1838 wurde geantwortet: 
» Auch ohne dokumentarische Ausmittelung sei das dies- 
seitige Ufer von der Rheinmündung bis an die St. Gal- 
lische Grenze tmfem Arbon unbestrittenes Schweizerge- 
biet. Seit 1803 haben mit den jenseitigen Behörden 
keine Erörterungen über die Grenze auf dem See statt- 
gefunden. Man wäre daher ausser Stande zu 
behaupten, dass ein ThetI des Boden- 
sees und welcher als zum Kanton St. Gallen 
gehörig angesprochen werde. Uebrigens 
müsste man auch die Wünschbarke it einer Aus- 
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mittelung der Grenze bestreiten, weil Verfas- 
sungen, poKdsche und administrative EintheQungen der 
beiderseitigen Länder als genügendes Siirro^ u angeführt 
werden können, das in kaum zu erwartenden Anständen 
für beide Theile massgebend sein würde.« 

Auf eine weitere Anfrage des Vororts Zürich wurde 
indessen die eidgenöshischc Kanzlei angewiesen , die 
fraglichen Hoheitsrechte zu ermitteln und Bericht darü- 
ber 2u erstatten. Der damalige eidgenössische Kanzler 
Am R h y n unterzojLf sich der Aufjy^abe , konnte jedoch 
in Folge mehrfacher Verhinderungen erst im Dezember 
1845 Resultat seiner Forschungen in Gestalt eines 
ziemlich umfangreichen, wenn auch keinesweg^s vollstän- 
digen Berichtes dem \'ororte vorlegen Am Kiide 
setner Darstellung fügte er den Antrag bei: >£s mochte 
bei allen Vorfallenheiten, sowohl durch die eidgenössi- 
schen Behörden , als durch die an den Bodensee an- 
grenzenden Kantone die schweizerische Hoheit auf dem 
Bodensee Uberall an schweizerischen Gestaden und von 
denselben bis in die Mitte des Sees behauptet und bei 
allfallsigen Verhandlungen über Bereinigung oder Fest- 
setzung der gegenwärtigen Grenzen zwischen der 
Schweiz und den an den Bodensee angrenzenden Staa- 



1) Es ist der von uns mehrerwähnte >Bericht der eidgen&s- 

sis( hen Kanzlei an den h. eidgenöss. Vorort über die 
H olic i tsrechte auf dem Bodensee«. Manuscript im Bundes- 
archiv. 

Rettich, BodeaM«. 6 
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ten — Oesterreich , Bayern , Württemberg , Baden — 
dahin gewirkt werden , dass die schweizerische Hoheit 
bis in die Mitte des Sees, wie dieselbe theils auf förm- 
lichen Verträgen, theils auf ausdrücklicher Anerkennung 
der angrenzenden Staaten beruht, durch einen beson- 
deren Vertragsartikel gewährleistet werde.« 

Indessen hatte die Anregung mit diesem Berichte 
ihr Bewenden, und der Am Rh yn 'sehe Antrag blieb, 
wie der Bericht selbst, im Bundesarchiv begraben. 

Eine Anfrage des Hundesraths endlich vom Jalir 
wurde vom Vorort dahin beantwortet: »Ks be- 
stehen weder ältere noch jüngere Verträge'). Jeder 
Staat sei an seinem Ufer unbestritten Herr und Meister. 
Im See sei niemals eine Grenzlinie gezogen worden. 
Blose Theorieen aufzustellen, ob der See ein allgemeines 
Territorium der Uferstaaten bilde, oder ob jedem der- 
se]l)en sein Antheil zuzuscheiden sei, könne nicht Aufgabe 
der antwortenden Behörde sein.« — 

Wir können somit folgendes Endresultat dieses 
Theiles unserer Untersuchung aufstellen : 

Die Schweiz hat bis gegen Ende des vorigen jahr- 

i) Während Am Rhyn von »fönnliclien Verträgenc redet, wird 
hier das Vorhandensein solcher bestritten. Der Widerspruch ist 
indes nur ein scheinbarer. Am Rhyn rechnete den aWerdiiu^ , 
durch Vertrage gctheiltcn Zcllcrsee (siehe oben S. 8. Note 1) mii 
zum Rodcnsee. Die antwortende liehördc dagegen hatte nur den 
eigentlichen Uodeusee im Auge, vergass dabei freilich die Grenzver- 
träge bezüghch des Konstanzer l'ritters. 
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hunderts den See bis zur Mittellinie in ihr Hoheitsgebiet 
einbezogen. Sie hat aber heute zufoIg;e ausdrücklicher 
Negieaing einer Grenze i m See den betreffenden Theil 
von ihrem, nunmehr durch die Uferlinie begrenzten 
Staatsgebiet ausgeschieden und sich mit denjenigen 
Rechten in ihrem Verhältnis zum See begnügt, welche 
ihr in Ermangelung von Theilungsverträgen aus Natur- 
bezw. Völkerrecht gebühren, mit den Rechten eines 
Condominanten '). 

i) Auch Aepli kommt in seiner angeführten Schrift zu diesem 
Resultat. Dagegen versäumt er nicht, anzudeuten, dass er die Stellung- 
Dahme der Schweiz nicht et^va als eine aus Rechtsgründen /u bcan- 
spruchende, sondern als einen Verzicht auf ihre guten Rechte im 
Interesse freundnachbarlichen Zusammenlebens angesehen wissen 
möchte. Das Prinzip* dass auch auf dem Bodensee, wie auf an- 
deren Binnenseen die Hoheitsrechte der angrenzenden Uferstaaten 
bis in die Mitte ausgedehnt würden, sei dadurch nicht berührt. Es ' 
zur Geltung zu bringen , sei sich vorzubehalten für die Eventualitfit 
eines Krieges und etwaiger Verkehrsstörungen 1 Aepli scheint aber 
hiebei das bei der Schaffimg des Rechtszustandes leitende >Prindp< 
mit dem Rechtszustande selbst zu verwechseln. Allerdings wenn 
die Uferstaaten zur Theilung des Sees schreiten würden, so wür- 
den sie nach Naturrecht die Mittellinie des Sees zu Grunde zu legen 
haben. Eine solche Theiluntj kann aber nur die Folge gemein- 
samer Vereinbarung und gegenseitiger Anerkennung sein. Von 
selbst tritt dieser Zustand nicht ein, vielmehr ist der See 
thatsärhlirh solange conflominitim pro indiviso inii Hc/.ug auf seine 
Nut2ungcn und Condominat mit Kucksicht auf die Hoheitsverhält- 
nisse, als die Theilung nicht vollzogen ist. 

Vergl. auch die »Topographische Karte der Schweiz, 
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Dann nimmt aber die Schweiz in dem mit Baden 

treschlossenen Grenzvertrage von 187?^ ganz dieselbe 
Stellung ein wie letzteres. Auch die Schweiz grenzte 
in diesem Vertrage durch eine nur an einen Uferpunkt 
anschliessende Linie einen Theil des Sees auf einer 
Seite ab, der durch keine anschliessende nnd 
bis zum zweitenUferpunkte fortgesetzteLinie 
von condominalem Gebiete geschieden ist. 

Auch schweizerischer Seits konnte somit , analog 
wie auf badischer Seite , die rechtliche Wirkung des 
Vertrages nur in der durch ihn von Baden erlangten 
Anerkennung bestehen, dass von der vereinbarten Linie 
ab y in der Richtung gegen das schweizerische Terri- 
torium, der See nicht badisches Hoheitsgebiet ist Ein 
ausschliessend schweizerischer Seebezirk ist durch den 
Vertrag nicht geschatlen worden. 

Ist somit erwiesen, dass die Grenzlinie des genannten 
Vertrages, was Baden betrifft, nicht badisches, sondern 
condominales Gebiet, und was die Schweiz betrifft, nicht 
schweizerisches, sondern condominales Gebiet von dem 
jenseitigen Bezirke getrennt hat, so bleibt nur übrig, die 
Frage zu beantworten , ob die beiderseitigen Condo- 
mirianten verschiedene , oder ob es die einen und die- 
selben sind. 

Wir werden im Folgenden sehen, dass das letztere 

vermessen und herausgegeben auf Befehl der eidgenössischen Behör- 
denc p in welcher die Grenzlinien nur bis aum See gesogen sind. 
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der Fall ist. Zunächst möge nur das Erwiesene fest- 
gehalten werden, dass kein Theil des Sees aus- 

schliessen des Schweizergebiet ist. 

c. Oesterreich. 

Das österreichische Bodenseeufergebiet') kamt im 

13. J. durch Kauf an dar, 1 Ial)sbiir'^^LT Haus und blieb 
mit Ausnahme der Zeit von iiio$ — 1814, in welcher 
es zusammen mit Vorarlberg bayerisch war, im öster- 
reichischen Besitz. 

Wie auf Grund dieses Uferterritoriums') das Erz- 
herzogliche Haus um die Mitte des 18. J. eine Art 
Schutzherrschaft, oder wie die gleichzeitigen Schrift- 
steller es nannten, ein dominium universale oder cminens, 
über den ganzen See sich anzueignen bestrebt war, ha- 
ben wir schon oben^) ausfuhrlich dargelegt, ebenso 
wie dieser Versuch an dem energischen Widerstand des 

1) Die österreichische Uferstrecke bh'eb von der Erwerbung 

an bis heute unverändert dieselbe. Wegelin a. a. ü. S. 17 be- 
schreibt sie fülgenderniaisen : In capite lacus tractus Bri^antium 
et Phaniensis sive Feldkirch, a lluuio Liblach ad Rhctiuin 
usque spatio iinius müliaris et dimTdii sc extendit, quique continet 
oppiduin ß r i i;a nt in u m, Aui^iam tna iorcm, veluslissinnim i> 
diciini ordinis coenobium, cum Pagis Ä^f/r///, Fussach, Gaifsau 
et Rhora, dominium adgnoscit Archi-Ducum Austriae. 

2) Und zugleich im Besitze der Schutzherrschaft über die Stadt 
Konstanz. Vergl. oben S. 44. 

3) Vergl. oben S. \% ff. 
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schwäbischen Kreises scheiterte und schliesslich in Folge 
der gefährlichen kriegerischen VerwiQkelungen, in welche 

Oesterreich an einem andern Ende seines Gebietes ge- 
rieth, gänzlich aufgegeben wurde. 

Es bt dies die einzige offizielle Kundgebung Oester- 
reichs über scijic I luhcitsrechtc über den See geblieben; 
irgendwelche Auslassungen nach dieser Zeit liegen nicht 
vor. Insbesondere hat es weder mit der Gesammtheit der 
Uferstaaten , noch auch nur mit seinen beiden Nadibar« 
Staaten, Bayern und der Schweiz Verträge über die Aus- 
scheidung eines österreichischen Seebezirkes geschlossen. 

Demgemäss lassen auch die offiziellen statistischen 
und topographischen Publikationen Oesterreichs den Bo- 
densee gänzlich ausser Beachtung und Berechnung. 

Oesterreich begnügt sich demnach mit den allgemein 
nen Rechten eines Condominanten, insbesondere mit dem 
Schutz seiner Unterlham n in SchiftTahrt und Fischerei 
auf dem See, sowie mit Sitz und Stimme in Conferenzen 
der Uferstaaten, die spezielle See- Angelegenheiten von 
gemeinsamem Interesse /u ordnen berufen sind ; es 
rechnet aber keinen Theil des Sees zu sei- 
nem Staatsgebiete. 

d. Bayern. 

Das Bodensee-Ufergebiet des heutigen Königreichs 
Bayern ist markirt und ausgezeichnet durch die ehemals 

freie Reichsstadt Lindau, wälu"end der Zeit ihrer Reichs- 
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unmittelbarkeit weitaus der bedeutendste und politisch 

einflussreichste Platz am See. Ein qrosser und qfenau 
bestimmter Theil des letzteren war üirer aussclüiessen- 
den Hoheit unterworfen, so dass man mit einem gewis- 
sen Rechte von einem lindauischen Seebezirke*) 
innerhalb der deutschen Hälfte des Sees reden mochte. 
Die littorale Ausdehnung des alten lindauischen Ge- 
bietes — des grössten Theiles des heutigen bayerischen 
— ist in alten städtischen Urkunden folgendermassen 
beschrieben : 

*Uff unsern Grunät, nehmliüi iwt der Liblach an bi/sgeu 
Degelstein; oberkalb der Stadt tm der LMach an, tind under- 
haib der Stadt bi/s gen Wasserburg hinab , item swiseken der 
U^aeh und Degelstein.* 

Von dieser Uferlinie als Grundlinie an erstreckte 
sich das lindauische See-Gebiet auf der einen Seite bis 
zu den »Griindt und Haidinen« des österreichischen 
Uferbezirkes und auf der anderen Seite hinaus in den 
See bis zu einer itiealen Linie, die von dem Schweizer 
Ufer nicht weiter entfernt war, als vom lindauischen, 
»auf der halben See« 

Dominium partinilarissiimiin lici VVei^elin, im (icgcnsalz 
zum düininiuin partiruliLrc anderer L lemiächtc , welches sich auf 
die »(jründi und Haldinen< beschränkte. 

2) Vergl. Punkt XIII der rationes in der Beschwerde des 
schwäbischen Kreises, S. 25. 

3) At vero Lindau ia omnimodam jurisdictionem Gebieth 
und Gericht auf dem Boden see non modo eo vsque, quovsque 
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Innerhalb dic^s Bezirkes übte die Stadt Lindau 
sämmdiche Hoheitsrechte aus , die einerseits vermöge 

der natürlichen lü^cnart des ( jcbiets , andererseits ver- 
möge ihres staatsrechtlichen Verhältnisses zum scliwä- 
bischen Kreis bezw. zum deutschen Reich überhaupt in 
Frag-e kommen konnten. So insbesondere das jus in- 
dagandi et pt:rsequendi und das jus prensionis. Nur 
städtische Beamte hatten das Recht, innerhalb des lin- 
dauischen See-Bezirkes Frevler zu verfolgen, aufzugreifen 
und zu verhaften , eine Uebung , die von den benach- 
barten Territorialmächten des öftem ausdrückliche Aner- 
kennung erfuhr'). 

Mit diesem Rechte lief naturgemäss parallel die Pflicht, 



• mare vadosum vcl rliuosum prope riuitatcm sc extendit, et lantum 

nauf ihren Gründen und Haldinen«. vt alii vicini Status, ncc 
etiam ad mensuram tormenti explosi, sed ad medium usque iacum 
et quousque lacus ille alten regioni vel tenrae magis vicinus non 
est, a maioribus traditam accepit, eamque absque vlla vnquam con^ 
tradictione legitima tum vetusUs temporibus, tum recentioh aetate 
per centenos actus possessorios exetctiit, id quod üinuroeris feie 
praejudictis et testimonüs luculentissimis , tarn Circuli Sueuüi, 
quam ipsorum Statuum Austriaeorum et Helvetitornm vidno- 
nim satift superque probari posset Wegelin a. a. O. S. 54. 

t) Et sie vice versa vicini quoque Status saepe a civitate Zfff> 
dauia postnlanint, ut ilH qui in man et quidem in altero di- 
stricttt territoriali, ad medietatem eius se extendente fiuanora 
commtserant, sisterentur et traderentur.. Ex recentioribus huc per- 
tinent praejudicia vtriusque generis de anno 1676. 1686. 1687. 1714. 
1729. 1733 etc. Wegelin a. a. O. S. 54- 
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durch sorjrfälti^e und umfassende Ausübung der Polizei 
die Ordnung und Sicherheit des Sees zu behüten. Die 
Stadt waltete dieser Pflicht mit der dankenswerthesten 
Sorgfalt, und zwar nicht nur auf dem Gebiete , über 
welches ihr die Hoheit kraft eigenen Rechtes zustand, 
sondern auch als Mandatarin oder Exekutiv-Organ ') des 
schwäbischen Kreises weit über ihren Hoheitsbezirk 
hinaus"), insbesondere wenn es f;alt, den Getreideschiffen 
in Zeiten einer vom Kreise verhängten Fruclitsperre 
abzupassen*) oder einer ausgezeichneten Persönlichkeit 

1) Quemadmoilum vcro non facile in omnibus riuitiitibus eius- 
mocli naues exploratoriae et excubiioriae coraparari et armari pos- 
simt, ita quoque plerumque haec cura Principi et Episcopo Co^ 
siantiensi qua Directori Circuli, ab hoc autemciuitati ////// <zf«/a« 
in superiori Lacus parte coramittitur. W e g e 1 i n a. a. O. S. 30. 

a) Non tantum in districtu suo ordinario (Lindauenses hoc Re- 
gale) et quousque dominium et Imperium Civitatis maritimum re^ 
gulariter patet, sed et longe ultra limites et in toto ac univefso 
fere mariSuevico amatis suis et civitatis insignibus omatis nauibtis 
exploratorits et excursoriis ab omni aeuo . . . exigente casu et ne> 
cessitate publica exercuenint Wegelin a. a. 0. S. 57. Ebenso 
Seutter a. a. O. § 31. S. 30. 

3) Quid? quod Lind au tat tam superiori; quam nouissimo 
bello cum Gallis gesto, prohibita rerum hostilium et {nimentorum 
exportatione a Circulo jus indagandi persequendi et conquirendi 
securitatis maris et tluruiiuiin infestalorcs ae(|ue ac transgressores 
cdictorum ])ublicorum , iusio litulo ipsi (iiuicsitum , ita vindicatum 
et dcfcnsuni est , ut de facto illud in hunc iisque diem , diirante 
adhuc interdicto frumentario , nullo contra dicente et inq^ediente 
non solum in districtu suo ordinario et quousque eius dominium 
se extendit, sed in superiori quoque lacu, quam latc patet, ab ea 
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das Ehrengeleite zu geben'), oder endlich Handel und 
SchifiTahrt auf dem See vor kriegerischen Belästigungen 
zu schützen '). 

Die Wahrung dieser politischen Rechte bezw. die 
Erfüllung der ihnen entsprechenden Pflichten stellten 
indes an das Budget des verhältnissmässig kleinen Ge- 
meinwesens enorme Anforderungen. Zwar standen die- 
sen Ausgaben gewisse Annahmen aus socialen Vor- 
rechten gegenüber. So hatte die Stadt Lindau vor 
allem den »Zunllzwang« über die Fischer und Schiffer 
desjenigen Theiles des Sees , der von einer geraden, 

exerceatur. Hinc saepiustrftnsgressores usque adHdvetiae aliasque 
oias persecttd sunt» eonroque naues interdictb framentis onustas dett- 
nuerunt, et ereptis framentis fisco addixenint. W eg elin a. a. O. S.58. 

1) Anno 1598. Marggrauitts Burgauitnsis omnisque eins comi* 
tatus nauibus Lindauens tum exploratoriis, nore solemni et solita 
honoris testificatione , man Fussaco Lindauiam, et A. 1604. 
Archidux Ma ximiliafius ß r cgcntia Cons tantiam traductus 
est. Ebenda. 

2) So schon im dreissigjährigen Kriege gegen die Schweden! 
Durantc bello tricennali comphires naues nrmatae suiu ad liberum 
in niari commercium tuendum et prohibtnidas excursiones frcqiientes, 
quibus Su eci, tum Vö er Ungarn , Maina u tarn et castellum Longae 
Argat tencntes , infestabant Lacum Bodamicum , in eoqtie lata 
dominabantur. Obsessis tum civitatibus Coti staniiae, Ueher' 
lingae et Buchhomac, necessaria, quae ad adparatum belli et 
victum pertinent, inde subuecta sunt» item copiae adductae ad 
frangendum et profligandum hosttum iropetum, id quod praesertim 
A. 1633 et 1634 non absque successu prospero contigit Wege! in 
a. a. 0. S. 55. 
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zwischen Rheinhorn und Argenhorn gezogenen Linie be- 
grenzt wurde'). Sie zog aus dieser Institution immer- 
hin nicht unbedeutende Einnahmen, thetls indirekte durch 
häufige Zusammenkünfte etc. der Zunltmitglieder in der 
Stadt, theils direkte durch Beiträge und Bussen Dazu 
kamen die reichen Einkünfte, welche die Stadt aus ihrer 
allerdings beschränkten Stapel und Niederlags-Gerechtig- 
keit zog^j. 

x) In spede autem competit Lindauensibus a temporibus 

antiquissimis potestas illa frtbunitia in districUi Lacus superioris 
ampliori a cornu Rheni dA cornu usque Argae, ciii subjccti sunt 
non solum omnes ac singuli pihcalorcs, ([ui in co tractu dcgunt, in 
specic B r e^eniini. Ha rdtenses , et qiii sunt I'ujsuci, in Au- 
gia, IVaJscrburgi , A/gae, Nonnenhorn, qui in caiisis ac 
rclms piscatoriis ibi ins Uicunt et petimt. Wegelin a. a, O. S. 51. 
Dazu die einschlägigen Akten im Stadlarchiv zu Lindau, 

2) So findet sich in der Lindauer Fischer- und Schiffer-Zunft 
^Satz und Ordnung* vom Jahre 1422 foli;cnder Zunft-Erlass: 
Ich Hanss Gerung zu den Ziien Zunf/tmtister der Viseher 
und Sthe/fleut »ue Lindaw, und wir sin Ainliff vtr* 
jthent, dass wir mit IViilen und Haute des Bürgermtisttrs 
und des Eaut zue Lindaw ufgesezt habentf dass alle Vi' 
scher interhalb dem Argenh&rn und interhalb dem Riess- 
horn von dem Sompstag zu Vesperzeite uuz an den Sonen- 
tag zue Mitternacht erherklichen füren sont, darzu die 
vier Frawen taage. Jt die dru hoch zit, die Neze nit 
heben noch vischen sollen » by 10 seh Illing Costenzer 
Pfenning 

3j Letztere besass die Stadt nach Wegelin a. a. (). S. 59 
s-a tempore inimenioriali ob coninioditatem et rationem silus, portus 
excellentiam , praccminentemque prae aiiis civitatibus in mari po- 



Digitized by Google 



92 



Diese Einnahmen verringerten sich indes mehr und 
mehr, sowohl in Folge des allmäligen Niedergan<^res des 
Zunftwesens als der allgemeinen Erlahmung in Handel 
und Verltehr, welche der dreissigjährige Krieg noch für 
lange Jahre in Deutschland zurückgelassen hatte. 

testatem, non quidcni cum pleno iure, scd cxoncrandi saltem, 
luemorandi, soluendiquc \ecligal. Nicht einbegrififcii im Lindaucr 
Stapclrccht war >t;c( t-ssiias ^ cndt•ndi tnerces exoticas.« 

Interessant isi eine Heschreiluing der früheren R h e i n -Stapel- 
rechte, welclie sirh bei Lehman. IV. Chron. Spirens. C. 22. 
findet und die lindauischen vollkommen wiedergibt; ».S/> haben 
diese G ere chtigkeit , erstlich loelche Schiff auf- und ab' 
fahren und mit staffelbartn Gütern Inladen sind, dass 
sie daselbst auf kthrtnt dieselbe ausladen^ ins Kaufhattss 
führen^ niederlegen, und davvn die Schuldigkeit zahlen 
Müssen, welehe naeh entrichtetem gebührlichen Accis 
Ubersehlageut d* i, in andere Schiff oder auf die A» gt^ 
laden, und weiters verführt werden. Die andere Aigen- 
Schaft oder Gerechtigkeit der Staffel ist von Alters ge- 
wesen und noch, nemlich Kaufhauss, (in Lindau damals: 
Crdd-f Wein-, Salw-, Waag-, Kauf hau ss, Fiskal'Gew»lb) 
Kranen, Schiffer und Kar eher ^ desgleichen Kauf hau ss- 
Oberh erren, Kranen^ Meister und Kaufhauss^Knechte 
Lindau damals: Stübl insh err , Grodmeister , Zoller, 
G u ctf c )■ t i ger , Waagmeister, Jio/er^ Einzieher, Karrer, 
Trögel- und Spvd- Knecht etc.) die dritte, dass die Kauf- 
haus s- Ver or dn ete Uber die aufgeladene und niedergelegte 
Staff clwaar erkennen , und richten, und die. so unfertig 
verworfen, und den Falirten zu Schiff und der Ax- Ord- 
nung aussagen (in Lindau damals: Schiff- und Lödi; 
Staffel-, Waag-, Lad', Güter- und Zoll* Ordnungen), 
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Die Stadt Lindau sah sich daher genöthi«^4 , den 
schwäbischen Kreis um eine Subvention zur ferneren 
Ausübung^ der Sicherheitspolizei auf dem See anzugehen. 

Allein letzterer war keineswegs geneigt , durch eine 
derartige Unterstützung eine lange Reihe von Unkosten 
zu präjudtzieren ; der Kreis-Convent gab vielmehr mittels 

Dekretes vom 20. Dezember 1734, aus Ulm, der Stadt 
den undankbaren Bescheid: 

y Nachdem die RAchsUadt Ldndau bei gegenwaertigem CreysS' 
Convent um Refusion der angegebene» Creutsungs-Coesten auf 
dem Bodensee geÖetten, hingegen man von Creysses urgen sieh 
damit nm soweniger beladen kann , als dieses nicht res CircuH 
ist, sondti i; (L r ith Hic/wn Sttu/t lias Creutzen zur C< nst rvation 
ihrer eigenen jurium geretehet, als wird derselben solches pro 
resolutione hiemit angefüget.*. 

Dieser Bescheid ist zunächst hinsichtlich der Stel- 
lung des Kreises selbst zum Bodensee wichtig: der 
Kreis verleugnete damit offenbar seine Hoheitsrechte 
über den See, die er ein Jahrhundert vorher dem Hause 
Oesterreich gegenüber so energisch vertreten hatte, und 
suchte die aus den Rechten entspringenden Pflichten auf 
die Stände abzuwälzen. Er verzichtete darauf, weiter- 
hin als völkerrechtliche Einheit der deutschen Sonder- 
territorien am See zu gelten und die Rechte des deut- 
schen Reiches am See zu wahren: Von Seiten des 
Kreises aus mochte über den See nunmehr heiisfik^ 
und wachen , wer es in seinem Interesse fönde , »res 
circulic ist es nicht mehr. 
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Die Stadt Lindau aber mochte nunmehr ebenso 
kalkulieren ; war ihr ja doch das leitende Princip durch 
den Bescheid deutlich genug gewiesen worden. Sie gab 
ihre Rechte, die ihr mehr Kosten verursachten^ als sie 
Nutzen brachten, gleichfalls preis. Denn welche Vor- 
theile konnte es ihr schaffen, etwa Ausfuhrverbote zu 
bewahren, die nicht sie, sondern eine andere öffentliche 
Autorität, der Kreis, erlassen hatte, und die keineswegs 
immer in ihrem speziellen städtischen Interesse lagen? 
Oder was luitte sie schliesslich davon , auf dem See 
einen Malefikanten abzufangen, der die ötadt selbst wahr- 
scheinlich nie durch seine Gegenwart geschädigt hätte? 

Kurz , die Stadt beschränkte sich In den letzten 
Zeiten ihrer Selbständigkeit darauf, soweit in den See 
hinein Hoheitsrechte auszuüben, resp. Polizei zu halten, 
als das bequem vom Ufer aus und ohne Kosten möglich 
und zur Sicherlieit ihrer Bürger unumgänglich nöUiig 
war, d. h. lediglich in der unmittelbarsten Umgebung 
der Mauern. 

So gieng Lindau schliesslich in den bayerischen 
Staat auf. 

Bayern selbst aber dachte niemals daran, den an- 
getretenen Besitzstand durch ein bayerisches Seegebiet 

zu erweitern, resp. die früheren lindauischen Vorrechte, 



^ lin ilnuische dominium particulanssimum , auf irgend- 
eiche Ise wieder rur Geltung zu bringen. Es trägt 
'ine Hoheit auf den See soweit dies zum Schutz seines 
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Territoriums nöthig ist, betrachtet ihn im übrigen aber 
als eine res communis, als ein Kondominat, und theüt 
sich mit den anderen Uferstaaten in die aus dieser Stel- 
lung sich ergebenden allgemeinen Rechte und Pflichten. 

Es gibt somit heute auch kein ausschliessendes 
bayerisches Seegebiet. 

e. Württemberg. 

Während sich an die historischen Ufertheile der 

übrigen Bodensee-Staaten mehr oder weniger merkwür- 
dige Thatsachen knüpfen , die über die frühere hoheit- 
liche Zugehörigkeit des Sees Aufklärung zu verschaffen 
geeignet sind, ist die Geschichte des württembergischen 
Ufers, soweit unsere Absicht es erheischt, mit weni^^en 
Worten gegeben. Der See bezirk, welcher für Würt- 
temberg speziell in Betracht kommt, unterstand, bevor das 
Territorium') unter württembergische Souveranetät 

i) Die früheren Landes herrschaften waren das Priorat Ho f e n, 
die Reichsstadt Buchhorn (Friedrichshafen) und die gräflich Mont» 
fort'sche Herrschaft Langenargen. In Gemässheit der urkund> 
liehen Nachweise S. 33 f. konnte diesen Herrschaften eine Hoheit 
tiber die angrenzenden See theile nicht zustehen , im äussersten 
Falle, wie der Reichsstadt l'eberlingen (vergl. S. 34, Note «), 
in der Beschrankung auf »10 Rutheu in den See liinein«. Wahr- 
scheinlich dagegen ist, dass sie eine gewisse Po 1 iz e i Hoheit so weit 
in den See hinein ausübten, al«? dieselbe vom Ufer aus bcthatigt 
werden konnte. Dieses Recht war zur Erhaltung der öffentlichen 
Ordnung auf dem Lande nöthig und involvirte keineswegs eine 
YerletzuQg der fürstenbergischen Hoheitsrechte auf dem See« 
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kam, der ausschliessenden Hoheit des Hauses Fürstenberg, 
die sich vom Ufer und einer geraden, von der Mündung 
der Schüssen bis zur Konstanzer BrUcke gezogenen 
Linie begrenzt , über den See erstreckte Bei der 
Mediatbirung und Theilung des Fürstenthums gieng 
aber dieses ausschliessende, von den übrigen Ufermäch- 
ten respektierte Hoheitsrccht, ebensowenig wie auf Baden» 
keineswegs zugleich n^it dem Territorium auf Württem- 
berg über, die Nachfolger der fürstenbergischen Sou- 
veränetät begnügten sich mit der Hoheit über das feste 
Land, welclies sie, in einzelnen Bezirken, zu wiederholten 
Malen theiiten und tauschten. Von einer Souveränetät 
über den See war bei keiner dieser Theilungen die 
Rede, man theilte den See weder unter sich, noch auch 
sonderte man einen gemeinsamen Theil etwa der Schweiz 
oder Oesterreich gegenüber aus, und letztere selbst- 
verständlich hatten keinen Grund , etwa uar i-c^cn ihr 
Interesse, ein Recht fernerhin zu bemerken, dessen sich 
die Träger selbst begeben hatten. 

Dem entsprechend wurde bei der Landesvermes- 
sung, welclie das junge Königreich , naclidem es sich 
endgiltig ausgestaltet hatte, in den Jahren 1818 bis 
1848 durchführte, der Bodensee gänzlich ausser Be- 
tracht gelassen. Der topographische Atlas des König- 
reichs Württemberg in 55 Blättern , nach den Ergeb- 
nissen der Landesvermessung bearbeitet und herausge- 

1) VergL oben S. 33 f. 
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geben von dem Kgl. statistisch-topographischen Bureau 
1821 — 1855c kennt keine Bodensee-Grenzlinie ') , die 
künstliche Land-Grenzlinie wird durch die natürliche Ufer- 
linie des Sees weitergeführt, letzterer selbst ist ungetheilt. 
Freilich findet sich in der gleichfalls von dem statistisch- 
topographischen Bureau herausgegebenen Landesbeschrei- 
bung 'j in dorn Aufsatz »der Bodcnse(i* die in KlaiiinK;rn 
beigesetzte Angabe, dass »Württembergs Antheil an der 
Seefiäche« auf 115,5 berechnet werde. Allein 

diese Ausmessung erscheint lediglich als eine geomet- 
rische Combination , die jeder staatsreclitlichen Grund- 
lage entbehrt und überdies durch eine weitere Angabe 
in demselben Weike, worin hervorgehoben wird , dass 
bei der V'ermessung des Landes vom Bodensee nichts 
eingerechnet worden sei, hinlänglich berichtigt wird^)^). 

Auch Württemberg nimmt somit bezüglich seiner 
Territuricili-rcnze und 'I erritorialiiuheit auf dem Boden- 

1) Siehe zunächst das Uebersichtsblatt 

2) Das Königreich Württemberg. Eine Beschreibung von 
Land , Volk und Staat. Heiausgegeben von dem Kgl statistisch- 
topographischen Büieau. Stuttgart i88a. I. S. 316. 

3) Ebendas. S. 70. 

4) Von diesem Standpunkte aus sind auch die ziffermfissigen 

Angaben im Gothaer Hofkalender zu beurtheilen, welcher von 
einem deutschen und schweizerischen (sonderbarer Weise nicht auch 
von einem österreichischen) i-Jjodenscc-Anthcil ; redet. FA)cnso die 
detaillirtcn Angaben in Pete rm ans Mittheilungen, H'g. 69, und 
endhch in Hübners »statistischer Tafel aller Länder der Erdec, 
33. Autiage für 1884. 

ReltUh, BodoaMOi 7 
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see dieselbe Stellung ein, wie die übrigen Uferstaaten : 
Kein Theil des Sees ist seiner ausscblies- 
senden Hoheit unterstellt 

Halben \\ [ v s cnn i t erwiesen, dass kein 
Theil des Bodensees der au schliessenden 
Hoheit eines der fünf Uferstaaten unterwor- 
fen ist, so folgt daraus, dass er thatsächlich 
ein Condominat dieser Uferstaaten ist. 

Die im Grenzvertrag zwischen Baden und der Schweiz 
vom Jahre 1878 vereinbarte Grenzlinie, soweit sie den 
See betrifft , trennt also nicht nur nicht badisches von 
schweizerischem Gebiete, sondern sie trennt zwei con- 
dominale Gebiete von einander, welche beide einer 
und derselben 1 lohcit unterstehen , nLimlich der Ho- 
heit der Uferstaaten-Gesammtheit /\us diesem Grunde 
kann ihr die Eigenschaft einer völkerrechtlichen 
Gebietsabgrenzung nicht zukommen. Sie würde im Ge- 
gentheil vollständig überflüssig erscheinen , wenn sie 
nicht, wie wir unten sehen werden, zufolge einer gemein- 
samen Abmachung der Uferstaaten, eine gewisse Staats- 
bezw. verwaltungsrechtliche Bedeutung erliielte. 

f. Die unmittelbare Umgebung des Seeufers. 

In der bisherigen Untersuchung ist durch Feststel- 
lung der Üiatsächlichen Verhältnisse nachgewiesen wor- 
den, dass der Bodensee einer ausschliessenden Staats- 
hoheit nicht unterworfen, sondern dass er condominales 
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Gebiet ist. Mit diesem Ergebnis steht aber die Ansicht 
einer Anzahl von Publidsten im Widerspruch , zufolge 

welcher zwar nicliL der »weite See«, wohl aber die See- 
fiäche in der tunmittelbaren Umgebung des Ufers« zum 
Territorium der anliegenden Uferstaaten gehören, bezw. 
ihrer ausschliessenden Staatshoheit unterstellt sein soll. 

Bei den Einen beruht diese Meinung lediglich auf 
einer irrthümlichen Auffassung, bezw. oberflächlichen 
Benützung der Quellen, bei den anderen dagegen wird 
sie aus gewissen gemeinsamen Abmachungen der Ufer- 
staaten gefolgert, durch welche allerdings den einzelnen 
in der Behandlung gewisser, das öffentliche Eingreifen 
erfordernder Vorkommnisse, soweit sich di(:sc sin der 
unmittelbaren Umgebung« des betreffenden Uferbezirkes 
ereignen , ein ausschliessendes Recht vor den übrigen 
eingeräumt ist. Aber auch diese Schlussfolgerung, so- 
weit sie sich auf die angedeuteten Abmachungen stutzt, 
ist eine irrige. 

Und zwar zunächst schon aus einem ganz allge- 
meinen Grunde. 

Die Territorialhoheit des modernen Staates ist 
räumlich durch eine Schritt fiir Schritt genau fixirte, 
oder wenicTstens fixirl^are und \ on den Ndchbarn aner- 
kannte Grenzünic markirt'j. Die Staatshoheit des von 

i) Martens a. a. O. S. 345 sagt: »Wie wichtig eine genaue 
Bestimmung (vergl. dagegen den verschwommen cn Begriff der un- 
mittelbaren Umgebung 1) der Staatsgrenze ist, leuchtet ohne Wei- 
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solcher Grenze eingeschlossenen Gebietes zeigt sich äus- 
serlich und summarisch in dem attributiven Zusätze des 
Staatsnamens, es ist entweder schweizerisch oder deutsch, 
oder österreicliisch etc. Was ausserhalb dieser genau 
abgemessenen schweizerischen , oder deutschen , oder 
österreichischen Landesgrenze liegt, ist nicht mehr schwei- 
zcrisch, nicht mehr dculscii, nicht mehr österreichisch, 
mag es sonst in was immer für Beziehungen zu den 
einzelnen Gebieten stehen'). 

Nun ist aber nachgewiesen, dass auf dem Bodensee 
nirgends , weder in der unmittelbaren Umgebung des 
Ufers, noch sonst wo eine anerkannte Grenzlinie besteht, 
dass vielmehr seine Uferlinie selber Grenze bildet, näm- 

teres ein. Die Staatsgrenze bezeichnet den territorialen Umfang 
der Staatsgewalt und die Funktion der Gesetze des betreffenden 
Landes : Wo sie läuft» hört die Autorität des einen Staates auf und 
fangt die des anderen an. Folglich ist es schon vom Standpunkte 
der inneren Verwaltung aus nicht wttnschenswerth , dass über die 
Grenzlinien zwischen den Staaten Zweifel obwalten. Noch noth- 
wendiger erscheint die genaue Bestimmtheit derselben um derHer- 
Stellung eines geordneten Verhältnisses nach Aussen willen, daUn- 
sicheriieit der Grenzmarken einestheils Misshettigkeitea zwischen 
den Staaten hervorrufen, andererseits ein Hemmnis der interna- 
tionalen Geschäfte , die sich an den Grenzen abwickeln , bilden.« 
Und eben das. S. 349; uDic genaue Bestimmung der Grenze und 
insbesondere die Erhaltung der Grcn/zeichen ist recht wichtig, zu- 
mal ans der Unsicherheit der Grenzlinien zwischen den Bewoh- 
nern der ( Iren/striche und den dortigen Obrigkeiten Conflikte zu 
entstehen pllegcn.« 

i) Etw. unter ihrer Schutzhoheit, Zollhoheit etc. 
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lieh Grenze der anstossenden Staaten und dies zufolge 
ausdrückliche^ Anerkennung der Regierungen. Der See 

selbst ist somit , soweit er als solcher geologisch er- 
scheint'), in allen Theilen ausserhalb dieser Grenz- 
linie der anstossenden Staaten und in keinem Theile, 
auch nicht in der unmittelbaren UmL'X'bun<'' des Ufers, 
deutsch, oder schweizerisch, oder österreichisch, kurzum 
ein selbständiges Gebiet , dessen Hoheit , da es nicht 
räumliche Grundlage eines selbständigen besonderen 
Staatswesens ist , nach Völkerrecht der Gesammtheit 
der angrenzenden Uferstaaten in Gemeinschaft zusteht. 

Bevor wir nun von dieser allgemeinen Proposition 
zur speziellen Erörterung übergehen , möge ein kurzer 
historischer Rückblick gestattet sein. 

Die Unterscheidung zwischen unmittelbarer Umge- 
bung des Ufers und der übrigen Seefläche ist nämlich 
keineswegs aus neuerer Zeit. Schon ein Recess') des 
schwäbischen Kreises aus dem Anfange des i6. 
Jahrhunderts verbietet: 

Da/s mit anniytiu Siliißcn an dis anderen Gestad kein 
actus vorgenommen oder ausgeiibt werden solle, 7i>or unter gleich- 
wohl nickt begriffen, ivann iiergl. Schiff durch Ungetvitter oder 
andere mtiulringliche Zu/äUe angetrieben , oder ein mit verbot" 
tenen Früchten und Waaren beladenes oder verdächtiges Schiff 
dahin verfolget wird, so swar ohne praejudiz gegen einander 
gestattet sein solle, doch da/s demjenigen, deme die Bestraffung 

x) Im Gegensatz zu seinem Inundationsgebiete. 
a) Wegelin citirt denselben a. a. O. S. 39. 
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uttä Cot^skatum daselbst susteket, die amßscabU erfundene 
Früchten und Waaren samt den Mahersanten x^ en ^sUdtung 
der JCästen, auch die Hälfte der angekaUemn Früchten und 
Waaren aussulieffem seyen. 

Auch in den alten Bode nsee-Fischerei- Ver- 
trägen und Ordnungen wird diese Unterscheid 
dung gemadit. Statt des Ausdrucks »unmittelbare Um* 
gebun^« werden in denselben die analogen Worte 
»Gründt« und »Haidinen« gebraucht, und darunter der- 
jenige Theil des Sees am Ufer verstanden, wo das 
Wasser seicht ist , so dass man eventuell noch Fuss 
fassen » oder wenigstens den Grund sehen kann. In 
einem zwischen den Lindauer und Vorarlberger Fischern 
geschlossenen Vertrage vom Jahre 1536 heisst es: 

]\'i/ilu' Vischer oh ihren Grjindcn auf andere Griindt fahrt n, 
die sollen sieh alsdann derselben Gepreuch, Ordnung und Satzung 
halten und gebrauchen, ivie dieselben, denen solcher Grund zuge- 
höret. Ebenso in der Lindauer Fischerordnung 
und Satzung vom gleichen Jahre: Die Fischer sfdlen an 
den Feyertngen und NäcJiten derselben nit auf frenibde Gründt 
faren, da manfeyert. Ebenso vom Jahre 1537, § i '• Uff der 
Stadt Lindau Gründen und in derselben Gebieth und Obrigkeit ete» 
Ebenso im Fischervertrag von 1614, Art. 4: Da/s 

die Lindauische Fischer sich hinfüro auf der Hardter- , Fufs- 
acher- und anderen benachbarten Griinden ihre Saeginen^) von 
frühe Morgens an allein bifs umb 12 Uhr zu Mittag und länger 
nit SU gebrauchen schuld^ bey Straff 2, Pfund Pfennig. Ebenso 

i) Eine bestimmte Art Fischemetz, die noch heute mit diesem 
Namen bezeichnet wird. 
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die Garn, so 400 Masclu ti hand , sollen alUin auf dem Grund 
und an keiner Sckweb*) gebrancki werden. Sodann in einem 
Vertrag von 1554: Di^ Seinen saßen aüeniha&en im See 
am Schweb und Grttnd jeder Zeiten frey seyn. 

Diese und ähnliche Beispiele führt nun aucli We- 
gelin an, aber nicht um damit zu beweisen, dass die 
»Griind« dieser und jener Staatshoheit unterstehen, 
sondern dass sie P r i v a t - K i g c n i h u \\\ der betreffenden 
Uferbewohner seien. Wegelin sagt nämlich weiter : »In 
reltquo vero mari i. e. auf dem Schweb, oder in der Heffen weiu- 
und freyen See jus aequum ac liberum manet et seruatur pro 
indiviso ad usum scilicet promiscuum et communem, 
privata domin atione penitus exciusa; ita ut nec 
ptscatoribus') Occidentalibus, Niederlkndisehen Fischern, uti 
vocantur in chartis antiquis , in superiori Lacus parte, 
nec Orientalibus dm Oberländern in inferiori prohibitum 
Sit, in libero et alto man piscationes suas exercendi, 
modo non immittant retia in districtibus particularibus 
aliisque non impedimento vel damno sint auf ihren Griin- 
den, Fächern, Reyssem, Errachen, Hoffstetten und Ehehäfftinen* 
Hinc etiam factum est, ut piscatores illi Lindauenses , qui 
anno 1598 juxta pagum Imminstadiensem die quodam 
Catholicorum festo piscati erant , et in quos eius loci 
magistratus animaduertere volebat , animadversionem 

1) Das Wort »Schweb«, noch heute am See im Gebrauch, be- 
zeichnet im Gegensatz zu »Gründt« den weiten, tiefen See. 

2) Wegelin hält, undmitRcclit, die Ausübung der Fisch er ei 
fiüi ein Hauptkennzeichen des Eigenthums recht es an dem See« 
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intentatam effugerint, eo, quod non in Immenstadiensi di- 
strictu maritimo, sed in pleno ac libero mari in dem ge- 
freyten WeyU-See, piscati essent«. 

Der Kern der jranzen W e g e 1 i n 'seilen Abhandlung 
überhaupt ist folgender : 

Der See ist Eigenthum — dominium — der an- 
grenzenden Uferstaaten als Gesammtheit aufgefasst — 
dominium universale'). 

Dieses Eigenthum konunt nun unter den Uferstaaten 
dergestalt zur Nutzung, dass 

1) die »Griindt« (unmittelbare Umgebung) domi- 
nium pardculare der einzelnen kleinen Gesammtheiten 
am See (freie Städte, Herrschaften) , oder wie er sich 
oben ausdrückt, in privata dominatione, Privateigenthum 
der letzteren sind. 

2) Dass der »weite und freie See« dem Sonder- 
besitz (Tänzlich entrückt ist — privata dominatione pe- 
nitus exclusa — , dass er allen Uferstaaten gemeinsam 
angehört , dass er condominium pro indiviso der Ufer- 
staaten -Gesammtheit — dominium universale — im 
eigentlichen j^rivatrcchLlichcn Sinne ist. 

Die Staatshoheit über dieses ganze Eigen- 
thumsobjekt, sowohl über die dominia der Einzelnen, 
als über das conduminium pro indiviso aller, steht auf 
der einen Seite bis zur Mitte des Sees der schweizeri- 

1) Vergl. oben Seite 15. Note 2. 
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sehen Eidgenossenschaft zu, als der völkerrechtlichen 
Zusammenfassung der verschiedenen schweizerischen Son- 
derterritorien, und auf der anderen Seite bis zur Mitte 
dem schwäbischen Kreis bezw. dem deutschen Reich als 
der politischen Einheit der deutschen Sonderterritorien '). 

Damit hat Wegelin, wie wir durch unsere 
Untersuchung bestätigt, die damaligen Verhältnisse, we- 
nigstens soweit sie die völkerrechdiche Seite beschlagen, 
correkt wiedergegeben, freflich durchaus ohne System 
und Zusammenliang , in einer sorglosen Verquickung 
von Eigenthums- und Hoheitsrechten , dem Leser es 
Uberlassend , aus den einzelnen Notizen ein System 
sich zu bilden. 



i) Die Eidgenossenschaft stand zu ihren einzelnen Territorien im 
anal<^en staatsrechtlichen Verhältnis wie das alte deutsche Reich 
stt seinen verschiedenen Landeshoheiten. Sich selber gegenüber 
repräsentirten die Sonderterritorien geschlossene Einheiten. Auch 
dem Auslande gegenüber wahrten sie solange ihre Selbständigkeit, 
als sie dies vermochten. Nur wenn dies nicht der Fall, versteckten 
sie sich hinter den Verband , rcs{). riefen dessen Kinsrhreiten an, 
Kin treffendes Beispiel aus dem Rahmen unserer Abhandlung siehe 
oben S. 70; Als der schwedische Oberst in l'eberlingen dem Fiirst- 
abt von St. Gallen drohte, den Hafen von Rorsc hach m blokieren, 
wurde ihm Antwort in dem Sinne , dass wenn auch der Furstabt 
dies vielleicht nicht su verhindern im Stande wäre , »es doch die 
Herren Eydtgenossen nit zugeben würden«. — Ein analoges Ver- 
hältnis hatte statt zwischen den einzelnen Ständen des schwäbischen 
Kreises unter sich und in ihrer Stellung zum Kreise selbst und zum 
Ausland, 

7* 
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Durchaus irriger Weise nun haben alle diejenigen 
späteren Publizisten» welche aus We gelin schöpften, 
ohne seine Anjifaben kritisch zu sondern , den W e g e- 
1 in'schen Bcgriti des Privateigenthums, bezw. des 
exdusiven Fischereirechtes am Ufer in den der 
Staatshoheit verkehrt und den Satz aufgestellt: 

»Der offene See fällt nicht unter eine bestimmte 
Staatshoheit, dagegen ist die »unmittelbare Umge* 
bung« der Ufer Hoheitsgebiet der Uferstaaten«. 

Dies ist aber wie gesagt durchaus unrichtig. Zu 
Wege lins Zeit (um 1750) dehnte, wie wir gesehen 
haben, die Eidgenossenschaft ihre Staatshoheit bis in 
die Mitte des Sees aus , ebenso wie die Stadt Lindau 
und das Fiirstenthum Fürstenberg , um vom schwäbi- 
schen Kreis gar nicht zu reden , einen weit über die 
»unmittelbare Umgebung« des Sees hinaus sich aus- 
dehnenden Bezirk ihrer Hoheit unterstellten. W ege lin 
selbst hat dies an verschiedenen SteUen seiner Schrift 
ausdrücklich hervorgehoben. 

Schon gleich S c u 1 1 e r , der seine mehrmals ge- 
nannte Dissertation') im Jahre 1764 herausgab, wirft 
Eigenthum-dominium — und Staatshoheit-Imperium — als 
einen und denselben Begriff zusanmien. Wortgetreu nach 
Wegelin erörtert er zunächst, wie weit die dominia 
et imperia particulana der Völker sich in das Meer 
hinaus erstreckten und bemerkt dazu, dass diese Frage 

i) Siehe oben S. 16 in der Nöte. 



Digitized by Googl 



I07 

den Doktoren schon viel Schweiss aus^epresst habe'). 
Einige wollten tausend Schritte annehmen« sagt er, an- 
dere zwei Tagemärsche, wieder andere, soweit man die 
Stimme des Lautrufenden (exclamantis) höre, noch an- 
dere , soweit ein Pfeilschuss , oder endlich — seit die 
Feuerwaffen eiiunden — soweit eine Kanonenkugel 
reiche. Er setzt aber gleich bei, dass solcherlei Masse 
auf dem Mare Suevicum nicht gut anwendbar seien*), 
und zwar »ob inextricabilem jurisdictionum confusionem«. 
Mit der Hoheit auf dem Bodensee verhalte es sich ganz 
anders. Darüber habe schon genug Wegelin in sei- 
ner lobenswerthen Dissertation de dominio marisSuevici 
geschrieben , auf den er verweise , intlcni er keinen 
Zweifel hege , »quin lectoribus harum rerum curiosis 
satisiacturus sitt. 

Indem er somit auf Wegelin zurückgreift, begeht 
er dieselben Fehler, wie dieser, er wirft Eigentlium und 
Hoheit kunterbunt durcheinander , ohne sich darum zu 
bekümmern , ob es dem Leser gelingen werde , eine 
richtige Anschauung aus den systemlosen Notizen seines 
Citanden zu gewinnen. 

Günther, europ. Völkerrecht, Bd. II. S. 55 sagt: 

1) Multum sudoris doctoribus expressit. A. a. ü. S. 21. 

2) Vergl. dagegen oben S. 24. Punkt XIII in den rationes 
der Beschwerde des schwäbischen Kreises ! Von einer Kaiioiienschuss- 
weite ist übrigens in den angezogenen Verträgen zwischen Konstanz 
und der Eidgenossenschaft bezw. dem Thtugau nirgends die Rede. 
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tDie allsrememen völkerrechtlichen Grundsätze Uber 

die Hoheitsverhüluiisse der Meere finden auch zwischen 
den deutschen Landesherren untereinander') bezüglich 
des Bodensees statt. Jeder Landesherr behauptet das 
Eit!["enilui;n und diu I lerrscliaft über den an sein Land 
stossenden Theil des Sees und zwar nach den dort 
hergebrachten Grundsätzen, soweit vom Ufer in den See 
hinein , als man leicht Grund fasst , oder wie es dort 
heisst , auf dtn Grüniün umi Hahliiu-n. Der Schweb aber 
oder die tiefe, weite und freie See ist gemeinschaftlich. 
Da diese Gründe nicht überall gleichweit hineingehen, 
so erstreckt sich auch die Hoheit des einen Landesherm 
zuweilen weiter als die des andern. 

Ingl. B u d e r *) diss. de dominio mans Suevici etc. etc. 

Ingl. Moser, nachbarl. Staatsrecht S. 440. 

Ingl. V. Cancrin, S. 70 « 

Sodann K 1 ü b e r , europ. Völkerrecht, revidiert etc. 

1) Günther beschränkt somit seine Angabe auf die »deutschen 
Landesherrn untereinanderc Allein mit Rttcksicht auf Lindau und 

Ftirstenberg immer noch durchaus imrirhtig, abgesehen davon, 

dass er die SlcUung der Kid^^enossensch^^U gar nicht erwähnt. 

2) Vergl. oben S. 16 in der Note, (iünther ist der erste, wel- 
cher Wegelin um seine Autorrechte bringt. Der Irrthum scheint 
daher /.u rühren, dass der Name Buders, als damaligen Dekans der 
Jenaer hiristenfakultat , mit grossen Lettern auf den 'I'itclblattern 
der donigen Di.ssertationen prangt , während die Namen der Ver- 
fasser, so Wege lins, am Ende des langen Titelsatzes mit kleinen 
Buchstaben gedruckt, einem flüchtigen Blicke kaum begegnen. 
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von Mörstadt. Er verweist bezüglich der Hoheits- 
verhähntsse des Bodensees auf 

Günther, II, 55. 

Moser*s nachbarl. Staatsrecht, S. 440. 

R ö m e r 's Völkerrecht der Teutschen, S. 250. 

C. G. B u d e r , diss. de dominio maris Suevici etc. 

m 

p. 30 sqq. 42 sq. 

Martens sagt in seinem pr^ds du droit des gens 

moderne , liv. IV. chap. IV. > Quant au lac de Con- 
stance dilierents etats qui le bordent du cote de 
TAUemagne pr^tendent chacun k l'empire et ä la 
propri^^ k raison de leur territoire et dans Tenccinte 
des Haidt nes, soutenant qu'au dela de celles-ci 1 e lac 
est libre.« Er verweist dazu auf: 

B u d e r , de domimo maris Suevici etc. 

Moser, nachbarliches Staatsrecht p. 440 et suiv. 

Günther, E. V. R. T. IL p. 55 et suiv. 

Heffter in seinem europäischen Völkerrecht der 
Gegenwart 7. Aufl. 1881, begnügt sich mit der billig-en 
Bemerkung : »Besondere Regulationen (nemlich in Betreff 
der Staatsgrenzen) finden sich über den Bodensee. Siehe 
schon B u d e r f de dominio maris Suevici. < 

Endlich in neuester Zeit v. Sarwey in seinem 
Staatsrecht des Königreichs Württemberg'), I. Bd. S. 24 
und 25. Er sagt wörtlich: Die Territorialgrenze und 

i) Die Ansichten von P ö t z 1 undSeydel in ihren Bearbeitungen 
des bayerischen StsatsreclUs siehe am Ende dieses Abschnittes. 
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Territorialhoheit der Bodenseeuferstaaten auf dem Bo- 
densee ist weder gesetzlich noch im Wege von Staats- 

vertragen abgegrenzt. Sowohl die allgemeinen Grund 
Sätze als die bisherige Uebung sprechen dafür, dass sich 
die Territorialhoheit auf das Seeufer einschliess- 
lich seiner unmittelbaren Umgebung, insbe- 
sondere die Hafen- und Landungsplätze, Bad-, Schwimm- 
und Waschanstalten erstreckt.« Und in der Note: 
»Internationales Verkehrsgebiet ist der Bodensee 
insofern , als die verschiedenen Bodenseeuferstaaten auf 
dem ganzen See gleiche Rechte beanspruchen und aus- 
üben, ausgenommen die unmittelbare Umge- 
bung des Seen fers.« 

S a r w e y beruft sich nun nicht wie die andern auf 
Buder, resp. Wegelin, sondern einmal auf »die 
allgemeinen Grundsätze« , sodann auf die »bisherige 
Uebung«. Was zunächst diese allgemeinen Grundsätze 
betrifft, so ist zu bedauern, dass dieselben weder ein- 
zeln aufgezählt , noch auch nur im Allgemeinen ange- 
deutet sind. Denn es ist nicht klar , was unter ihnen 
zu verstehen ist. Allgemeine Grundsätze über die Ho- 
heitsrechte auf Binnenseen , welche von einer unmittel- 
baren Um^^ebung des Seeufers im Gegensatz zum wei- 
ten See reden , gibt es nicht. Für die Meeresküste 
freilich kennt das Völkerrecht einen solchen allgemeinen 
Grundsatz , nämlich , den vom Ktistensaum innerhalb 
Kanonenschussweite, der einer gewissen Hoheit des an- 
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grenzenden Staates unterworfen sein soll. Aber wie 
wenig man mit dieser Analogie auf dem Bodensee zu- 
rechtkommt , haben schon Wegelin und Seutter ausge- 
führt, die doch in der Verquickung der Rechte das 
Mögliche leisten. 

S a r w e y beruft sich dann auf die »bisherige Ueb- 
ungt, leider gleichfalls ohne sie zu präcisieren. Wenn 
nun diese »Uebung« — und etwas anderes ist nicht 
denkbar — in der Ausübung gt^wtsser verwaltungs- 
rechtlicher Befugnisse bestehen soll , so ist leicht nach- 
zuweisen, dass daraus in keiner Weise ein Schluss auf 
die territoriale Zugehörigkeit gezogen werden kann, ab- 
gesehen davon , dass die erste und letzte Bedingung, 
die Landesgrenzlinie , nach wie vor fehlt. 

Sarwey fiihrt zunächst selbst ein derartiges Ar- 
gument an, freilich zui^chst um damit die Internatio- 
nal ität des »übrigen Theiles* des Sees zu beweisen, 
nämlich das Ue hereinkommen der Bodenseeufer- 
staaten »betreffend das Verfahren bei Beurkundung von 
Geburts- und Sterbefällen auf dem Bodensee, oder wenn 
eine Leiche aus dem See aufgenommen wird.« Vom 
i6. März 1880'). Danach sollen diejenigen auf dem 

1) Aehnlich Gaupp in seinem »Staatsrecht des Königreichs 
WüTttember|;c im Handbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart, 
herausgegeben von Marquardsen 18S4. S. 27. Note 3. Es heisst 
da: Ueber die Ausübung der Hoheitsrechte auf dem Bodensee und 
folgeweise Reichsgreoze auf diesem See besteht unter den Ufer- 
staaten keine Uebereinstimmung. Dass die Grundsätze über die 
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liüdciisee eintretenden Geburts- und Sterbefälle, weldie 
in der unmittelbaren Umgebung des Seeufers sich er- 
eignen, durch den Standesbeamten des betreffenden 
Uferbezirkes, dagegen diejenigen Fälle, welche auf der 
Seefläche ausserhalb der unmittelbaren Umgebung des 
Seeufers sich ereignen, durch den Standesbeamten des- 
jenio^cn Uferbezirkes beurkundet werden, in welchem das 
Schifif oder Fahrzeug , aui dem der Fall sich ereignet, 
oder von dem eine Leiche aus dem See aufgenommen 
wird, seinen regelmässigen Standort inne hat. 

Das Recht der Civilstandsbeurkundung ist nun frei- 
lich ein integrirendes Hoheitsrecht, insofern jeder Staat 
innerhalb seiner Grenzen den betreffenden Akt nur durch 
seine eigenen zu diesem Zwecke btauitragten Beamten 
vollziehen iässt. Uebt ein Staat aber in einem belie- 
bigen Theüe eines Condominats eine solche Funktion 
aus, so beweist das eben nur, dass er Condoniinus ist, 

interoationate Freiheit des Meeres und die Hemchait des Ufer- 
staates über das sog. Kttstenmeer auf dem Bodensee keine Anirea- 
düng Boden, steht wohl fes^ auch ist darüber kein Streit, dass sich 
die Territorialhohelt auf das Seeufer und die an demselben be- 
findlichen Anstalten erstreckt. Ob aber das übrige Seegebiet in einem 
ungetheüten oder in einem getheilten Besitie der Seeoferstaaten 
sich befindet, oder ein internationales Verkehrsgebiet bildet, 
ist bestriUcn. Auf leuiereni Standi)unk(c sIlIicti , aber ohne Prä- 
judiz für die Hoheitsverhältnisse am See , die Bekannimachungen 
vonEayern (3. April), Württemberg (21. Juni), Baden (27. Marz 1881) 
i)etretieiul die standesamtliche Behandlung von Geburts- und Sterbe- 
fäUeu auf dem Bodensee. 
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nicht aber, dass der betreffende Theil seiner aiis- 
sch Ii essende n Hoheit untersteht. Die fünf Condo- 
minanten des Sees sahen sich vor die Frage gestellt, 
wie sie auf ihrem gemeinsamen Gebiete der verwal- 
tungsrechtlichen Pflicht der Civilstandsbeurkundung am 
besten genügen könnten, um die bisher vorgekom- 
menen räumlichen Competenzconflikte in Zukunft zu 
vermeiden. Sie verfielen zu diesem Zwecke auf die 
Bestimmungen der angeführten Vereinbarung , zufolge 
welcher jeder Uferstaat nach Massgabe der Ausdehnung 
seines Uferbezirkes an der Ausübung dieser besonders 
häufig benöiiiigten Funktion theilnehmen soll. Die ge- 
rechte Vertheilung dieses Zweiges der verwaltenden 
Thätigkeit der Condominanten in ihrem gemeinsamen 
Gebiete und damit die Vermeidung von Conflikten war 
der einzige Zweck der Vereinbarung. Durch sie aus- 
zusprechen, dass die unmittelbare Umgebung zum Terri' 
torium des I lintcrlandcs gehöre, lag keineswegs in der 
Absicht der Contrahenten'). 



i) In Ansehung dieses Uebereinkommens gewinnt der ba- 
disch- schweizerische Grenzvertrag vom 39. Juni 1879 bezüglich 
der Grenslinie im Konstanzer Tritter Grund und praktische Be- 
deutung. Im Konstanzer Tritter ist die Entfernung vom badischen 
bis zum schweizerischen Ufer so gering , dass der ganze Bezirk 
schliesslich als zur »unmittelbaren Umgebung« sowohl des einen 
wie des andern Ufers gehörig angesehen werden kann. Dass in 
diesem eng gedrängten, aber von Fahrzeugen etc. äusserst be- 
lebten Theile des Sees die verwaltenden Organe der beiden Nach- 
Rettich, BodoMC 8 
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Uebrigens hätte es dieser Deduktion gar nicht be- 
durft. Denn die Ufermächte selber schliessen jeden 
Gedanken an eine Absonderung der unmittelbaren Um- 
gebung des Ufers vom Condominate aus, indem äe in 
Artikel 3 üirer Vereinbarung ausdrücklich sagen: »Durch 
die vorstehenden Verabredungen soU in keiner Weise 
den Hoheitsverhältnissen auf dem Bodensee 
präjudiziert sein!« 

Sarweys Argument für die Richtigkeit seiner 
Anschauung war also keineswegs glücklich gewählt. 
Und doch staiidcii ihm andere zu Gebote , die weniof- 
stens nicht selber ausdrücklich das Gegentheil von dem 
besagen, was durch sie bewiesen werden möchte. 

Zunächst nämlich Artikel 5 einer älteren Verein- 
barung der Uferstaaten Württemberg, Baden, Bayern und 
Oesterreich') zum Zwecke gemeinsamer Zoll-Ueberwa- 
chung der Bodenseegrenze; es heisst dort: »die beider- 
seitigen Aufsichtsbediensteten werden ermächtigt, 
zum Behufe der gemeinsamen Uferbewachung Punkte des 

barstaaten des öfteren in Conffikt gerathen mochten, erscheint leicht 
begreiflich. In Folge dessen machte sich auf keinem Theile des 
Sees so wie hier das Bedürfnis nach einer genauen räumlichen Ab- 
grenzung der Competenzen geltend. Diese Abgrenzung wurde durch 
den Vertrag von 1879 in Gestalt einer den Tritter so ziemlich hälftig 
tfaeilenden Linie graben, die man um so weniger weiter zu ziehen 
für nöthig fand, je mehr mit der plötzlich zunehmenden Ver- 
breiterung des Sees jene Conflikte auq;eschlossen erschienen, 
i) Siehe Wärtt Keg.BL 1854 S. 57. 
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jenseitigen Ufers auch ausser dem in § 6 des Zollkartells 

vorgesehenen Falle*) zu begehen oder zu besetzen, und die 
am Ufer befindlichen Buchten zu durchstreifen 
und zu durchsuchen, wobei jedoch ein vorgängfiges Be- 
nehmen mit der Grenz Wachmannschaft des anderen 
Staates , sei es für längere Dauer , sei es in einzelnen 
Fällen, in welchen es ohne Beeinträchtigung des Zweckes 
geschehen kann, eintreten wird.« 

Hiedurch sollte indes lediglich der räumliche Wirkungs- 
kreis für die Zollbeamten der einzelnen Condominanten 
fixiert werden, soweit solche auf dem See ihres Amtes zu 
walten haben. Und dieser musste sich nothwendigerweise 
an den Uferbezirk desjenigen Landes anschliessend welches 
der betreffende Beamte vor dem Eindringen unverzollter 
Waaren zu schützen hat. Es wollte damit lediglich ver- 
hindert werden, dass nicht etwa ein allzu eifri<^er würt- 
tembergischer Zollwächter mit seinem ZoUschiffe nach 
Willkür vor badischem oder bayerischem Territorium 
kreuze, da er eben nur von seinem eigenen und nicht 
von dem Nachbarlande Contrebande fernzuhalten bestellt 
ist. Aus diesem Grunde hat er in der »unmittelbaren 

i) Nach dem gen. § soll es den Zoll- und Stcuerbeamten ge- 
stattet sein, bei Verfolgung eines Schleichhändlers etc. sich in das 
Gebiet des anderen Staates su dem Zwecke zu begeben, um bei 
den dortigen Ortsvorständen oder Behörden die zur Ermittelung des 
Thatbestandes oder des Thäters nöthjgen SchrittCp sowie die einst- 
weilige Beschlagnahme der Waaren und die Festhaltung der Thäter 
zu beantragen. Wttitt Reg.BL 1853 S, 351. 
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Umgebung'« seines Uferbezirkes und nidit in der eines 
fremden zu kreuzen. 

Ausdrücklich von einem Wassergebiete der 
Uferstaaten spricht Artikel 3 der internationalen Schiff- 

fahrts- und Hafenordnung für den Bodensee*): »Die 
Bodensee-Uferstaaten werden auch dafür Sorge tragen, 
und zwar jeder längs seiner Uferstrecke und auf dem 
d a z u Lj" c h ( ) r i <; c n W a s s e r 14- e b i c t c , dass nicht durch 
künstliche Anlagen etc. der Schifffahrt Hindernisse be- 
reitet werden.« 

Aber auch hiebet wurde zweifelsohne nicht an eine 
völkerrechtliche Grenzabmessung auf dem See gedacht. 
Die Bezeichnung idazugehöriges Wassergebiet« bezweckte 
vielmehr nur , den geographischen Umkreis der Ver- 
pflichtung der Contlominaiiteii zu fixieren, innerhalb dessen 
sie für Fernhaltung aller Hindernisse der Schifffahrt 
Sorge zu tragen haben. Und diese räumliche Begren- 
zung der contraktlichen Pflichten schloss sich selbst\''er- 
standlich am zweckmässigsten an die jeweiligen Uter be- 
zirke der Condominanten an. 

Endlich scheint Artikel i der oben erwähnten Ver- 
einbarung betreffs gemeinsamer Ueberwachung der 
Bodenseegrenze sogar eine genaue Abmessung dieser 
unmittelbaren Umgebung des Ufers zu geben. Es ist 
darin von ^ner 50 Fuss betragenden Entfernung vom 



1) Siehe Württ. Reg.Bl. 1868 S. 40. 
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Seeufer die Rede, deren zollgesetzwidrige Ueberfahrung 

mit beladenen Fahrzeugen als ein Vx-rsuch des Schleich- 
handels ang-esehen und bestraft werden soll'). 

Nach dieser Bestimmung würde also genau 50 Schritte 
vor dem Ufer das condominale Hoheitsgebiet enden 
und das partikulare beginnen. Aber abgesehen davon, 
dass dieser 50 Fuss breiten Zone die seitliche Be- 
grenzung, die Verlängerungen * der Landgrenzünien in 
den See hiiit^in , wovon nirgends die Rede ist, zum 
Begrifte des vollständig geschlossenen Sonderterritoriums 
fehlen würde, ist nicht recht einzusehen, weshalb die 
Uferstaaten, wenn sie einmal eine thatsächliche Ausmes- 
sung vornehmen wollten, gerade einen fün fzi g Schritte 
und nicht lieber einen hundert oder fünf himdert Schritte 
breiten Ring ausgeschieden, Uberhaupt ^weshalb sie sich 
mit einem solchen Ringe begnügt und nicht lieber den 
ganzen See in fUnf Ausschnitte, je mit den Ufergrenzen 
als Grundlinien, getheilt haben sollten. Die Wassergrenz- 
linien an und für sich hätten auch bei einer erschöpfenden 



i) Der betreffende Passus lautet : Längs der (fistenreicbischen) 
Grenze dürfen auf dem Bodensee beladene Fahrzeuge in einer, 
nicht SU einem erlaubten und als solchem kenntlich bezeichneten 
Landungsplatze führenden Richtung dem Ufer auf eine weniger als 
fünfzig Fun betragende Entfernung sich ohne besondere Erlaubnis 
des nächsten Zollamts nicht nähern. Uebertretungen des Verbots 
werden als Versuch des Schleichandels angesehen und geandet 
werden. Siehe oben S. 114, Note i. 
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Ausmessung des Sees nicht weniger inhärent werden 
können'). Indes' lag eine völkerrechtliche Abgrenzung 
ihrer Territorien auch hinsichtlich dieser Bestimmung 
durchaus nicht im Sinne der vertragschliessendcn Staa- 
ten. Der fünfzig Schritte breite Ring wurde vielmehr 
lediglich aus zolltechnischen Gründen , insbesondere 
deshalb ausgeschieden , um den Thaibestand der 
Schmuggelei schon mit dem blossen Anlanden complet 
und erwiesen zu machen und dadurch den Schmugglern 
den Aufenthalt in der Nahe des Ufers eines ihre La- 
dung mit Zolisperre belegenden Staates zu erschweren, 
resp. unmöglich zu gestalten. Anderenfalls läge es im 
Belieben des Schleichhändlers bis dicht an den Uferrand 
zu fahren , woselbst er den günstigen Moment leichter 
abzupassen und schneller zu benützen vermöchte, als 
ihm dies in Folge der Ausscheidung des Wassergürtels 
möglich ist , der ihn nöthigt , auf alle Fälle sich in re- 
spektvoller Entfernung vom Lande zu halten. 

Hiemit sind die Argumente , aus denen auf die 
SonderterritonaliLäL der uuniittelbarcn Umgebung des 
Ufers geschlossen worden ist und geschlossen werden 
könnte, erschöpft. Wir glauben nachgewiesen zu haben, 
wie wenig diese Auffassung im Allgemeinen und im Be- 



i) Falls man dieselben nicht durch Tonnen etc. hätte markiren 
wollen , was indes mit Rücksicht auf die Schifi!ahrt kaum thunlich 
gewesen wäre. 
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sonderen ^ soweit sie sich auf die angeführten Bestim- 
mungen beruft, gerechtfertigt ist. 

Wir können somit als Endresultat unserer Unter- 
suchung über die Hoheits Verhältnisse des Boden- 
sees den Satz aufstellen: 

Der ganze Bodensee ist bis zur Linie, 
welche Wasser und Land, bezw. dessen Per« 
tinenzen — Hafen-, Wasch- und Badeanstalten 
— scheidet, condominales Gebiet der üier- 
staaten. 



Eine erfreuliche liestätigung vorstehender Ausfüh- 
rungen über die völkerrechtliche Natur des Bodensees 
gieng dem Verfasser während der Drucklegung seiner 
Schrift 7AI, und zwar in dem soeben erschienenen 1. Bande 
des Werkes von Max Seydel , Bayerisches Staats- 
recht, S. 631 f. Der Verfasser führt daselbst ak Bei- 
spiel eines Condominates den Bodensee an und sagt, 
indem er sich insbesondere gegen die Ausführungen 
Pözl's wendet: »Ein solcher Condominat ist die ge- 
meinsame Hoheit der Bodensee-Uferstaaten Über den 
Bodensee. Dieselbe ist eine Territorialhoheit über ein 
in keinem Privateigenthume stehendes Gebiet. Nur im 
civilrechtlichen Sinne ist der Bodensee res communis, 
im staatsrechtlichen Sinne dagegen ist er ein Territorial- 
gewässer der sanimtlichen Uferstaaten (condominium pro 
indiviso). Die Befugnis zur allgemeinen Benützung des 
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Sees ist Folge jener civilrechdichen Eigenschaft des- 
selben. In staatsrechtlicher Beziehung dagegen kann 
letztere Kigensclialt kciiu: Wirkung aussL'rn. Staatliche 
Verfügungen, welche auf die TerritoriaJhoheit sich grün- 
den, können also fiir den Bodensee nur in Gemässheit 
eines gemeinsamen Willensaktes aller Uferstaaten er- 
lassen werden. Staatliche Anordnungen, welche sich 
auf die Personalhoheit stützen, kann dagegen jeder Staat 
fiir sich allein treffen. Die Grenze des Gebietes der 
Uferstaaten gegenüber dem gemeinsamen Gebiete wird 
mangels anderweitiger Festsetzung das Ufer sein Die 
Häfen*) gehören selbstvers^dlich zum Gebiete des 
betreffenden Uferstaates * 

t) Nach PökI, die bayer. Wassergesetxe , i. Aufl. S. 41 sott 
auch »der unmittelbar an das Land stossende Thetl des Sees und 
zwar soweit als man noch leicht Grund fasst — oder auf den Grün- 
den und Haidinen — noch der ansschliessenden Herrschaft des 
angrenzenden Staates unterworfen sein, was jedenfalls eine etwas 
unsichere Grensbestimmung ist. 

2) Vgl. Annalen des Reichsgerichts T. S. 545. 

3) Die hier vertretene Auffassung über das staatsrechtliche Ver- 
hältnis des Bodensccs steht mit der von Püz.1 entwickelten An- 
srhaiumg im Widerspruche. Vöil sagt in der I. Auflage seines 
Coninientars über die bayerischen WassergesetTie (S. 41), aufweiche 
er in der II. Auflage (S. 59) /urüi kverweist : >l)er Botlensce . . . gilt 
analog dem Meere als frei von der Herrschaft eines Kinzelstaates; 
er steht der allgemeinen Benützung der sämmtliclien angrenzenden 
Staaten und ihrer Angehörigen offen.« In seinem Lehrbuche des 
bayer. Verf. Rechts § 22 Anm. 6 äussert Pözl, der Bodensee sei 
res communis. Nach dem Zusammenhange scheint es, dass leta> 
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III. Die Neutralität des Sees. 

Nach privatrechdtcher Analogie muss daran fest- 
gehalten werden, dass das condoniinale Gebiet von den 
einzelnen Condominanten nicht willkürlich als räumliche 
Unterlage solcher Werke und Vorkehrungen benutzt 
werden darf, welche dem betreffenden Condomtnanten 
im Falle eines Conlliktes im Voraus vor den iibri«;en einen 
Vortheil sichern und damit sofort seinem Mitrechte oder 
wenigstens seinem Mit besitze eine gewisse Intensiv i- 
t ä t verleihen wurden, %velche sich mit dem Charakter des 
condominalen Rechtsverhältnisses nicht vereinbaren lässt. 

Unter diesen Werken und Vorkehrungen sind in 
spezieller Beziehung auf das politische Condominium, 
das wir Condominat nennen, insbesondere militärische 
Massregeln zu verstehen. Kein Mitherrscher hat das 
Redit, das condominale Gebiet nach Willkür zu be- 
festigen und die Festungswerke mit seinen Truppen 
zu besetzen. Ein solches Vorgehen würde nicht nur 
das Eigenthumsrecht des condominus, sondern zugleich 

terer Ausdruck nicht privatrechtlich gemeint ist , sondern gleichfalls 
andeuten soll, der Bodensee sei tanalog dem Meerec zu behan> 
dein. Ich wüsste indessen in der That für eine derartige Analogie 
keinen Anhaltspunkt zu finden; denn, was Pözl angibt» dass der 
Bodensee »wohl auch das deutsche Meer genannt wirdc, kann doch 
kaum als solcher gelten. ' Will man überhaupt dem Bodensee die 
Ehre anthun« ihn als Meer anzusehen, so kann er nicht mit dem 
offenen , sondern nur mit dem geschlossenen Meere in Vergleich 
gezogen werden. 

8* 
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auch das unendlich feinfühligere und empfindfichere 

politische Recht des Condominanten verletzen. Denn 
es ist klar, dass jeder Staat ohne Störung des völker- 
rechtlichen Friedens nur im aussch Ii essend eige- 
nen Gebiete Truppen und Kriegswerkzeujre stationieren 
kann. Dem condominalen Hoheitsrechte fehlt aber ge- 
rade das Merkmal der Ausschliesslichkeit 

Ist somit in Friedenszeiten, abgesehen von 
einer auf Uebereinkommen beruhenden militärischen Mass- 
nahme, für das condominale Gebiet ein Freisem von allen 
militärischen Belastungen gegeben , so folgt daraus nicht 
auch die Eigenschaft der Neutralität, der zufolge das 
neutrale Gebiet nicht Schauplatz oder Faktor des Krieges 
werden kann. Im Falle eines Krieges wird vielmehr selbst- 
verständlich jeder Condominant aus Kriegsrecht nach 
Möglichkeit und Belieben das gemeinsame Gebiet 
ebensowohl besetzen, wie das unter der aussch lies- 
senden Hoheit des Gegners stehende. 

Dagegen ist im Falle eines Krieges die Neutralität 
des condominalen Gebietes rechtlich dann zu fordern, 
wenn der eine Condominant während des Kriegszu- 
standes der Uebrigen neutral bleibt. Dann würde 
jede kriegerische Verletzung des Condominates zu- 
gleich auch eine solche des neutralen Condominanten 
bedeuten. Denn das q anze condominale Gebiet ist von 
den Territorialrecht('n jedes Condominanten , also auch 
des neutralen in allen Theilen erfüllt. Kein Theil des 
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Gebietes könnte von einer fremden Macht weggenom- 
men werden , ohne dass der Verlust alle träfe , kein 
Theil könnte aber auch von einer , von irgendwelcher 
Seite ausgehenden kriegerischen Invasion betroffen wer- 
den, ohne dass dadurch auch der neutrale Condominant 
verletzt erschiene. 

Wurde nun des öftem in deutschen Blättern der 
Plan diskutiert, den Bodensee deutsclicrseits mit Kanonen- 
booten zu armieren, so ist zunächst klar, dass dies nur 
im Einvernehmen mit den übrigen völkerrechtlichen Mäch- 
ten des Budensees , mit Oesterreich und der Schweiz, 
geschehen könnte. Für den Bodensee trifft aber ausser- 
dem die Besonderheit zu, dass dem einen Condominan- 
ten, nämlich der Schweiz, die ewige Neutraliiat i^^a- 
rantirt ist. Daraus folgt mit rechtlicher Notliwendigkeit, 
dass auch der Bodensee als ewig neutrales, 
weil unter s chweizerischer Mithoheit stehen- 
des Gebiet betrachtet werden muss, und dass 
er aus diesem Grunde niemals als Mittel zu kriegeri- 
schen Zwecken von irgend einer andern Macht , sei 
sie Bodensee -Uferstaat oder nicht, ohne Bruch der 
schweizerischen Neutralität benützt werden darf'). 

i) Insbesondere wäre im Kriegsfoll der Transport von Truppen, 
Waffen, Munition, Lebensmitteln lur die Armee auf Bodenseeschiffen 
nicht nur eine Gebiets Verletzung des unbetheiligten Condomi- 
nanten, sondern auch zugleich eine offenbare Verletzung der ewigen 
Neutralität der Schweiz. 



124 



Die condominale Staatshoheii erstreckt sich aller- 
dings nur bis an die Hafenmauem, nicht auch Uber die 
verschiedenen Hafenanlagen selbst , welche nach den 

allg-emeinen völkerrechtlichen Grundsätzen zu dem bc- 
treffenden Staatsgebiet gehören und thatsäcliüch von 

■ 

den Bodensee-Staaten als solches behandelt werden'). 
Könnte daher auch vom rechtlichen Standpunkte aus 

gegen die Stationierung von Kanonenbooten in den 
Häfen des Sees , ebenso wie gegen die Fortiükation 
seiner Ufer, nichts eingewendet werden , so wäre doch 
für den Staat, der einmal seine Verpflichtung als Con- 
dominant und zum andern die völkerrechtlichen Conse- 
quenzen der ewigen Neutralität für immer zu respektieren 
gedenkt, die Erbauung von Kanonenbooten insofern ohne 
jeden Zweck , als mit dem Auslaufen des Schiffes aus 
dem Hafen in Friedenszeiten die Verletzung des condo- 
minalen Rechtes sämmtlicher anderen Uferstaaten, 
in Kriegszeit aber insbesondere die Verletzung der 
ewigen Neutralität der Schweiz voll- 
bracht wäre. 

Ist nun allerdings aus dem Rechte der Condomi- 
nalität eine Armienmg des Bodensees in Friedenszeiten 
iur die Schweiz ebensowohl ausgeschlossen wie iUr die 

andern Uferstaaten, so erscheint doch erstere vermöge 
ihrer Eigenschaft als ewig neutrale Maclat vorzüglich 



2) Siehe unten S. 135. 
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geeignet, auch über die Neutralität des Sees zu wachen 
und denselben eventuell in Vertheidigungszustand zu 
setzen. Würde sie zu diesem Zwecke die Bereitschaft 
armierter Schilie schon in Friedenszeiten für wiinschens- 
werth erachten, so wird keiner der übrigen Condomi- 
nanten anstehen, diese defensive Präventivmassrc- cl der 
ewig neutralen Macht aus dem Grunde gut zu 
heissen , weil von i h r allein ein aggressiver , gegen 
die condominalen Rechte der Übrigen gerichteter Miss- 
brauch kriegerischer Mittel niemals zu befürch- 
ten ist. 

Nach menschlicher Voraussicht werden wir freilich 
nicht in die Lage kommen , diese Ausführungen auf 
ihre praktische Stichhaltigkeit zu prüfen , wenigstens 
nicht für den Fall , dass die beiden politisch aktiven 
Ufermächte, Deutschland und Oesterreich, selber feind- 
lich zusammenstossen würden. Immerhin ist es aber 
eine Lücke des Wiener Vertrages, dass die ewige 
Neutralität der Schweb nicht auch zugleich auf ihr 
Condominat , den Bodensee , ausL(cdehnt wurde. Mine 
nachträgliche Ergänzung würde den herrlichen, durcli- 
aus von deutschem Volke umwohnten See , des- 
sen Naturschönheit und wirthschaftlichen Nutzungen so 
recht nur zu triedlichem Genüsse geschalten scheinen, 
für immer vor kriegerischem Lärm und Wehe bewahren, 
ohne einem der Uferstaaten irgend welchen Nachtheil 
zu bringen, hisbesondere würde im Kriegsfalle der 
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SchilTfahrtsverkehr auf dem neutralen See von den krieij. 
führenden i^arleien im wesentlichen unbelästigt bleiben 
können'). 



i) Ucher die Rechte des neutralen Gebietes veigl. Bluntschli 
a. a. O. § 7S3 iS: 
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III. Abschnitt 



Die staatsrechtlichen Verhältnisse des 

Bodensees. 



Vorbemerkung. 

Vermöge seiner mannigfachen Nutzungen, insbeson- 
dere seiner Eigenschaft als ein den lebhaftesten Ver- 
kehr vermittelndes Gewässer zwischen dicht bevölkerten 
und zahlreich besuchten Geländen , bt das Bodensee- 
Condüüiinat die naiurliche Bedingun^if verschiecltncr 
Rechtsverhältnisse , welche zu ordnen und zu schützen 
Recht und Pflicht der Condominanten ist. 

Mit dieser Voraussetzunir ist sofort die Frairc nach 
der Z u s t ä n d i ir k e i t der einzelnen Condominanten ee- 
geben. Genaue Bestimmungen darüber, in wie weit 
jeder Uferstaat zum ordnenden und schützenden Ein- 
greifen in diese durch das Condominat bedingten Ver- 
hältnisse berechtigt, bezw. verpflichtet sein solle, erschei- 
nen für die Sicherung des Zweckes ebenso nöthig*, wie 
die VeriiK^idung unliebsamer Conlliktc /wischen den 
Condominanten wünschenswerth. Als positives Recht 
Stellen sich in dieser Beziehung die Bestimmungen dar, 
welche durch gemeinsame Uebereinkommen der Ufer- 
staaten i;eL;eben sind. Soweit indes solche Vereinba- 
rungen fehlen und auch eine bisherige rechtsgültige Ge- 
wohnheit nicht zu eruieren ist, kann es sich nur um eine 

R«|tUh, BodoMe. 9 
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theoretische Ergänzung des Systems der staatsrecht- 
lichen Competenzen im Cündoiuiiiü.Lc iiandeln. 

I. Die Beurkundung von Geburt«- und SterbefUlen 

auf dem See. 

Ueber das Verfahren bei Beurkundung von Ge- 
burts- und Sterbe&Uen auf dem See , oder wenn eine 
Leiche aus dem See aufgenommen wird , ist «wischen 
dem schweizerisclien Bundesraüie und den Regierungen 
von Baden, Württemberg , Bayern und Oesterreich- 
Ungarn im Jahre 1880 ein Uebereinkommen getroffen 
worden 

Danach soll die standesamtliche Behandlung der- 
jenigen auf dem Bodensee eintretenden Geburts- 
und Sterbefälle , welche in der unmittelbaren Um- 
gebung desSeeulers sicli ereignen, durch den Standes- 
beamten des betreffenden Uferbeztrkes vorgenommen 
werden. 

Diejenigen Geburts- und Sterbefälle dagegen, welche 
auf der Seefiäche ausserhalb der unmittelbaren Um- 
gebung des Seeufers sich ereignen , sollen durch den 
Standesbeamten di sjenigen Bezirkes beurkundet werden, 
in welchem das Schi£f oder Fahrzeug, auf dem der Fall 
sich ereignet, oder von dem eine Leiche aus dem See 

i) Bekanntmachuog von Bayern vom 3. April 1880, von Baden 
vom 27. Mäns 1880, von Württemberg vom i. Jtdi 1880» von der 
Schweiz vom 16. März 1880. 
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aufgenonunen wird , seinen regelmässigen Standort 
inne hat 

Die gegenseitijje Mittheilunj^ der Civflstandsurkun- 
den über die auf dem Bodensee vorgekonunenen Ge- 
burts- und Sterbefalle richtet sich nach den unter den 
Uferstaaten diesfalls bestehenden oder noch zu treffen- 
den allgemeinen Verabredungen 

Damit ist die staatsrechtliche Behandlung dieser 
Art von Rechtsfällen auf dem See formaliter geregelt. 
Für die Praxis würden sich j(xloch nicht unerhebliche 
Schwierigkeiten ergeben , wenn der Wortlaui der \*er- 
einbarung genau beachtet werden wollte. Die Unzweck- 
mässigkeit der räumlichen Begrenzung, der Unterschei- 
dung') zwischen der Seefläche innerhalb und ausserhalb 
der unnuttelbaren Umgebung, deren Umfang überdies 
nirgends fixiert ist, springt nämlich sofort in die Augen, 
wenn wir einen gegebenen 1 all Uanacli zu erledigen 
versuchen. 

Nehmen wir an , dass auf einem Dampfer , nach- 
dem er eben den Hafen verlassen hat, plötzlich ein 

Geburts- oder Todesfall sicli ereignet. Soll nun die 
Ausdehnung der unmittelbaren Umgebung, was keines- 
wegs ausgesprochen ist , nicht lediglich auf die Häfen 

selbst beschränkt werden, so wird durcli die Bestimmung 

1) Die diesbezügliche Uebung entspricht der allgemeinen Staaten- 
Praxis und enthält keine Rcsondcrhcitcn. 

2) Ueber die grenzrechtliche Bedeutung siehe oben S. 98 ff. 
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das Schiff entweder gezwungen, seine Fahrt zu unter- 
brechen und in den Hafen zurückzukehren, um den be- 
treffenden Fall von der Behörde des Uferbezirkes cognos- 
cieren zu lassen. Das aber verträgt sich mit der Prompt- 
heit und Minutenmässigkeit modemer Verkehrsmittel 
nicht. Oder aber der Dampfer mag unbehindert seine 
Reise fortsetzen und die betreffe ncUn Personen im näcli- 
sten Hafen an das Land geben. Dann aber sind letztere, 
resp. ihre Angehörigen genöthrgt , zum Zwecke der 
standcbanulichen Beurkundung sofort mit dem nächsten 
Dampfer zurückzufahren, da zufolge der angezogenen 
Bestimmung die Behörde des eben erreichten Uferstaates 
einen Fall nicht beurkunden darf, der in der unmittel- 
baren Umgebung eines andern Ufers sich ereignet hat. 

Womöglich noch unzweckmässiger ist der zweite 
Theil der Bestimmung, welcher den Fall vorsieht, wenn 
ein derartiges Vorkommnis ausserhalb der unmittelbaren 
Umgebung des Ufers sich ereignet. Dann soll die Be- 
urkundung von demjenigen Staate geschehen , in wel- 
chem das betreffende Fahrzeug seinen regelmässigen 
Standort inne hat. Setzen wir nun den P'all, dass etwa 
in der Mitte zwischen Friedrichshafen und Konstanz auf 
einem österreichischen Dampfer ein Todes- oder Ge- 
burtsfall stattfindet, während das Schifl' etwa nach Kon- 
stanz fahrt. Dort könnte aber der Fall nicht beurkundet 
werden , weil er sich nicht in der »unmittelbaren Um- 
gebung« des Ufers ereignete, und weil der österreichi- 
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sehe Dampfer seinen »regelmässigen Standort« doch 
wohl in Bregenz hat. Das Objekt des zu beurkunden- 
den Falles, resp. die betreffenden Angehörig^en würden 
denmach über den ganzen See nach Bregenz zurück- 
fahren müssen, um die Begebenheit amtlich beglaubigen 
lassen zu können. 

Und doch konnte derartigen Missständen sehr leicht 
dadurch vorgebeugt werden, dass man ohne besondere 
Unterscheidung der unmittelbaren Umgebung des See- 
ufers einfach die Bestimmung traf: 

«_> 

Alle Geburts- und Sterbefälle, welche auf der See- 
fläche sich ereignen , sollen durch denjenigen Standes- 
beamten beurkundet werden, zu dessen a int lieh er 
Kenntnisnahme sie zuerst gelangen. 

Diese Ordnung würde auch dem völkerrechtlichen 
Qiarakter des Condominates an und fUr sich am ehesten 
entsprechen, während besondere Gründe für die räum- 
liche Competenzierung der Verwaltung, vorausgesetzt, 
dass sie nicht den Vorzug der Zweckmässigkeit flir sich 
hat, kaum aufgefunden werden können. Die Ausdehnung 
der Uferstrecke als natürliches Mass für die Vertheilung 
der Rechte und Pflichten der Condominanten und da- 
mit die besondere Bedeutung der unmittelbaren Umge- 
bung des Ufers , insofern diese wohl am häufigsten 
Schauplatz gewisser Rechtsialle ist*) und ohne Zweifel 



i) Insbesondere von Unfällen bei Vergnügungsfahrten mit klei> 
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vom jeweiligen Ufer aus in angemessenster Weise be- 
wacht werden kann^ kommt bei dem Modus der Prä« 
vention ganz von selber zur Geltung. 

a. Der Rechtsschutz auf dem See. 

Wäre der Bodensee, wie dies Sarwey') meint, 

IctliL^'-lich > iiiLcrnationalcs W-rkclirsoebict* und nicht viel- 
mehr ein Condominat der Ulcrstaaten , so wäre keiner 
dieser letzteren veranlasst und berechtigt, sich weiter 
um die Erhaltung des Rechtszustandes auf dem See zu 
kümmern, als dies zum Schutze und zur Walirung der 
Interessen seiner eigenen Unterthanen unumgänglich noth- 
wendig erschiene. Würden nur gerade diese nicht ver- 
letzt, so könnte vom Standpunkt der einzelnen Mächte 
aus jeder thun und treiben, was ihm beliebte, wie auf 
dem freien internationalen Weltmeere. Von solchen 
Verhältnissen kann aber auf dem Bodensee-Condominate 
keine Rede sein. Vielmehr ist jeder Condominant als 
solcher nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet» 

neu Ruder- und S^lschiffen , die sich immer mehr oder weniger 
in der Nähe des Ufers su ereignen pflegen. 

i) A. a. O. S. 35. Sarwey will übrigens selbst die Interaatio- 

ualität auf die fünf Uferst.uitcii lieschränkt wissen. Dann aber findet 
das Wort »international« eine wenn auch vielleicht philologisch 
richtige , so doch dem heutigen Sprachgebrauch zuwiderlaufende 
Anwendung. Zum Regriflfe der Internationalilät gehört zum min- 
desten die Möglichkeit der Ausdehnung über alle Natio- 
nen, ohne jede ziffermässige Einschränkung in Bezug auf letztere. 
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jede Störung des Rechtszustandes auf demSee^ welche 
zur Kenntnis seiner Bt:lK)rdcn gelangt ist , mit allen 
Mitteln seiner sonderstaatlichen Gesetze in*s Gleichge' 
wicht zu bringen. 

Es kann sich also für uns nur darum haiidcln , zu 
untersuchen, nach welchen Grundsätzen die gerichtliche 
Zuständigkeit im gegebenen Falle zu ermitteln ist^ falls 
zwei oder mehrere Condominanten zugleich zur Verfol- 
gung einer Rechtsverletzung sich berufen linden. 

Ein gemeinsamer Vertrag der Uferstaaten ist nicht 
geschlossen worden und somit die Möglichkeit von 
Competenzcüiiflikten mit jedem Tage gegeben. 

Zweifellos zunächst ist, dass die Ahndung von Rechts* 
Verletzungen, welche auf einem im Hafen festliegenden 
Schifte oder überhaupt im Hafen stattgefunden liaben, 
zur Competenz des betreffenden Uferstaates gehört. 
Und zwar schon nach dem anerkannten Grundsatz des 
Völkerrechts, wonach Handelsschiffen') in fremden Häfen 
die HxterritoriaHtät niclit zukommt, und die Mannschaften 
derselben ebensowohl unter die Gesetze des betreffen- 
den Landes gestellt sind, wie die Inwohner beliebiger 
Nationalität eines einem Ausländer gehörigen Hauses 
auf dem Festlande, und zwar aus dem Grunde, weil der 
Hafen Bestandtheil des Hinterlandes ist*). Wenn nun 

i) Als solche sind, im Gegeosats zu Kriegsscliiffeii, sämmtUcfae 
Fahrzeuge auf dem Bodensee aufzufassen. Vergl. unten S. 136. 
s) Veigl. oben S. 5. 
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auch mit diesem Satze zunächst nur die Meerhäfen in*s 
Auge zu fassen sind, so liegt doch kein Grund dagegen 
vor , denselben in analoger Weise auf die Häfen von 
Binnenseen auszudehnen, die von fremden Flaggen be- 
sucht werden. 

Unzweifelhaft gilt dasselbe auch von den Halen 
des Bodensees. Speziell die übereinstimmende Auffas- 
sung Bayerns ist durch eine Entscheidung des Reichs- 
gt^richts vom 22. April 1880 publik geworden'). 

Zwei schweizerische Staatsangehörige aus Romans- 
hom, F. und R., waren nämlich vom bayerischen Land- 
gericht Kemjiten we^^^en Widerstands gegen die Staats- 
gewalt und gruben Uuiugs verurtlieilt worden. Diese 
Delikte wurden im bayerischen Bodenseehafen zu Lindau 
auf dem der schweizerischen Nordostbahnaktiengesell- 
schaft uchöriofen l)ami)fbuulc »St. Cjallcii - , aut welchem 
F. als Schiffscapitän, R. als Steuermann angestellt wa- 
ren, an dem bayerischen Polizeirottmeister M. begangen, 
als dieser nach Ankunft des Schiffes dasselbe zum 
Zweck der Voriialime polizeilicher Funktionen betreten 
hatte. 

Die Revision der Angeklagten wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 

Die Revisionsbeschwerde der beiden Angeklagten 
macht zunächst geltend, das Landgericht Kempten sei 

zur Aburdieiiunir der mit Strafe: beleiJ^ten HandluiK^ea 

i) Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen. 2. B. S. 17 ff. 
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aus dem Grunde nicht zustandig gewesen, weil dieselben 
von Schweizern auf einem schweizerischen Schiffe be- 
gangen worden und weil nach einer Bekanntmachunsf 
vom 4. März 1868 (bayerisches Regierungsblatt S 383) 
für die Häfen des Bodensees ebenso wie für den Boden- 
see selbst eine internationale Ordnung geschaffen 
worden, wonach Schifte, welche sich auf dem liodensee 
oder in einem Hafen desselben befinden, stets der Com- 
petenz der Gerichte des Landes, welchem sie angehö- 
ren, untervvorfen seien. 

Diese Rüge ist unbegründet. 

Nach § 3 Str.G.B/s finden die Strafgesetze des 
deutschen Reiches auf alle im Gebiete desselben be- 
gangenen strafbaren I lantllungen Anwendung, auch wenn 
der Thäter ein Ausländer ist. 

Diese Bestimmung findet im vorliegenden Falle An- 
wendung, weil der llalen von Lindau, wie das Land- 
gejicht festgestellt hat, ein liestandtheil des Kgl. 
bayerischen Staatsgebietes ist. 

Die behauptete Exterritorialität des schwei- 
zerisclien Dampfbooies >St. Gallen« ist nicht und auch 
dann nicht begründet, wenn man die völkerrechdicheh 
Grundsätze über den Schiffsverkehr auf dem Meere auch 
auf dem Bodenscc anwenden wollte. Denn nach jenen 
Grundsätzen sind fremde tiandels jKhilfe , welche in 
den Häfen eines Staates sich befinden, der Staatshoheit, 
sonach auch der Gerichtsbarkelt des letzteren unterworfen. 
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Bluntschli, das moderne Völkerrecht, 3. Aufl. §§319, 
321 ; Heffter, das europäische Völkerrecht, 6. Aufl. 
S, 162. 

Hiervon abweichende Bestimmungen und insbeson- 
dere die von den Beschwerdeführern behaupteten Vor- 
schriften sind in der von den Königreichen Bayern und 
Württemberg, dem Grüssh<_rzügthum Baden, dem Kaiser- 
thum Oesterreich und der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft vereinbarten internationalen SchifOfahrts- und Hafen- 
ordnung fiir den Bodensee vom 22. September 1867 
(bayerisches Regierungsblatt von 1868, S. 385 ff.) nicht 
enthalten. 

Das erkennende Gericht hat festgestellt , dass das 
Dampfschiff >St. Gallen« als Handelsschiff zu be- 
trachten sei. Da dasselbe zu der Zeit, in welcher auf 
ihm die abgeurtheilten Handlungen begangen wurden, 
sich im Halen von Lindau, sonach im GerichtssprenL^'-e] 
des Landgerichts Kempten , belarid , so hat sich «das 
letztere auf Grund des § 3 St.G.B.'s» des § 73 Ziffer i 
G.V.G.*s und des § 7 St.P.O. mit Recht als zuständig 
erachtet. 

Die Revisionsbeschwerde der Angeklagten behauptet 
sodann event. : der Thatbestand des § 113 St.G.B.*s 

Hege hier nicht vor, weil der Polizeirotlmeistcr M. nicht 
befugt gewesen Sei, ohne Einwilligung des Schiffskapt- 
täns F. das schweizerische Dampfschiff zu betreten; 
wenn sich derselbe gleicliwohl i^cgen den Willen des 
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F. auf dem Schiffe aufgehalten , so habe er sich nicht 
in der rechtmässigen Ausübung seines Amtes befunden, 

sich vielmehr eines Ucbergriffes in die Rechte des Ka- 
pitäns schuldig gemacht , welch' letzterer nach seinen 
Dienstvorschriften ausschliesslich berechtigt gewesen sei, 
die Polizei auf dem Schiffe auszuüben. 

Allein auch dieser Einwand ist ein irriger. Soweit 
dersdbe aus der angeblichen Exterritorialität des Dampf- 
schiffes »St. Gallen < hergeleitet werden will , ist der- 
selbe schon durch das oben Ausgeführte widerlegt. 
Wenn auch , wie behauptet ist , dem Schiffscapitän F. 
nach seinen Dienstvorschriften die Ausübung polizeilicher 
BL'fugnisse auf dem Schifte an sich zusteht, so ist dieser 
Umstand unerheblich, weil jene Befugnisse, solange das 
Schiff im Hafen von Lindau sich befand , sonach der 
bayerischen Staatshoheit unterworfen war, L^efrenüber 
der letzteren wirkungslos gewesen sind. Es lässt viel- 
mehr die in den Urtheilsgründen enthaltene Feststellung, 
der Polizeirottmeister M. habe sich in der rechtmässigen 
Ausübung seines Amtes befunden, einen Rechtsirrthum 
nicht erkennen.« 

Die in der vorstehenden reichsgerichtlichen Ent- 
scheidung entwickelten rechtlichen Gesichtspunkte dürften 
auch für die beiden ausserdeutschen Uferstaaten bei 
Fällen derselben örtlichen Voraussetzung massgebend 
sein. Es bleibt dann nurmehr die Frage zu erörtern 
übrig , welcher Staat zuständig sein solle , wenn die 
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strafbare Handlung ausserhalb der Hafenmauern 
begangen worden ist? 

In Ermangelung besonderer Vereinbarungen könnte 
auch in dieser Beziehung die Unterscheidung zwischen 
unmittelbarer und niclit unmittcll)arer Umgebung des See- 
ufers zur Geltung konunen. Allein diese Unterscheidung 
würde auch hiebei dieselben Unzuträglichkeiten im Ge- 
folge haben, wie bei der Civilstandsbeurkundung. Wa- 
rum soll etwa der Taschendieb, der auf einem Fried- 
richshafen eben verlassenden, also in der unmittelbaren 
Umgebung des württembergischen Ufers befnullichen 
Schilfe, auf frischer That ertappt wird, erst nach Ror- 
schach geführt und von da wieder nach Friedrichshafen 
zum Zwecke der Verurtheihmg zurückgebracht werden? 
Möge man ihn ruhig derjenigen richterlichen Behörde 
überlassen, die in der Möglichkeit ist, zuerst die Unter- 
suchung zu erheben, bezw. des Verbrechers habhaft zu 
werden, ob er nun sein Dehkt auf einem schweizerischen 
oder württembergischen Schiffe, in der »unmittelbaren 
Umgebung« des Ufers, oder auf dem weiten See be> 
gangen hat; die öffentliche Ordnung sämmtlicher Ufer- 
staaten bürgt für prompte und gerechte Justiz. 

Das forum praeventionis ist die logische Folge der 
Condofninalität des Sees und zugleidi die einfachste 
Art der Competenzverthcilung für die richterliche Ver- 
waltung desselben. Dagegen muss das forum facti 
commissi natürlicher Weise überall da als ein Unding 
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erscheinen, wo jede Grenzbestinimung zum Zwecke der 
Fixierung des Ortes der That fehlt. 

Aus der Condominaütat des Sees ergibt sich auch 
das Recht der Uferstaaten, jedem ihnen aus irgend 
einem Grunde verdächtig- scheinenden Fahrzeug von 
ihren Polizeiorgajien in allen Theilen des Sees naclicilen 
und dasselbe event. zum Zwecke der Durchsuchung oder 
Festnahme der verdächtigen Personen anhalten zu lassen. 
Dagegen erstreckt sich das Recht der Nacheile nicht 
in die fremden Häfen, welche zum Gebiete des betref- 
fenden Uferstaates gehören, und ebenso nicht auf die- 
jenii^ren Schiffe, deren Befehbhaber vermöge ihrer Dienst- 
vorschriften als Poiizeior^ane ihres Heimathsstaates er- 
scheinen') und denen kraft stillschweigenden Ueberein- 
kommens der Uferstaaten die ausschliessliche Handha- 
bung der Polizei auf ihrem Fahrzeuge , insofern es sich 
nicht in einem fremden Hafen befindet vorbehalten ist. 

3. Ffskallsche Rechte. 

Der See, beziehungswebe das Seebecken, und zwar 
in derjenigen Ausdehnung, welche durch den ordent- 
lichen, d. h. nicht durch ungewöhnliche^) Ereig- 



I) £s sind dies die Kapitäne der den regelmässigen Schifffahrts- 
verkehr bewerkstelligenden Dampfer. 

3) Vergleiche die angef. Entscheidung des Reichsgerichts oben 
S. 137 

i) Nicht als ungewöhnliches Ereignis ist das Schmelzen des 
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nisse herbe ii^e führten höchsten') Wasserstand bedingt 
wird, ist ein öffentliche.s Gewässer (res publica) und als 
solches dem Privatrechtsverkehr entzogen"). 

Sämmdiche Nutzungen aus dem See stehen daher 
den Finanzverwaltungen der einzelnen Uferstaaten zu. 

Als solche Nutzungen sind insbesondere hervorzu- 
heben : 

i) Die Nutzung zu Zwecken der Schifffahrt. 
Die Ausübung der Schiftfahrt ist vermöge Uebereinkom- 
mens der Uferstaaten freigegeben^); die finanzielle 
Nutzung für die einzelnen Verwaltungen, sofern letztere 



Schnees und Eises in den Alpen anxusehen, welches regelmässig 
jeden Sommer den Wasserstand des Sees während einiger Monate 
je nach der jeweiligen Temperatur mehr oder weniger erhöht 

1) Nicht der sog. mittlere Wasserstand, welcher sich bei einer I 
Durchschnittsberechnung aus dem verschiedenen Wasscrstanil wah- 
rend eines längeren Zeitraums ergibt, ebendeshalb mit dem jewei- 
ligen wirklich vorhandenen Wasserstand nicht übereinstimmt und 

somit auch eine sichere Grenze fiir das Wasserbett gegenüber dem 
Ufer nicht bilden kann. — Die durch den ordentlichen höchsten 
Wasserstand bedingte Ausdehnung des Seebeckens entspricht auch 
dessen natürlicher Zweckbestimmung» weiche dahin geht, das Wasser 
vollständig, folgeweise auch dann, wenn es seinen höclisten ordent*- 
liehen Stand erreichti in sich aufzunehmen. VergL En de mann, 
Wasserrecht S. 12. Seuffert, Archiv IX. 258. XXII. 115, XXIII. 
au, XXIV. 189. 

2) Veigl Entsch. des O.Trib. in Seufferts Archiv XXII. 
Nr. 2X2. 

3) Das Bodenseeschifffahrtsrecht siehe unten. 
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nicht selbst als Unternehmer') erscheinen, erfolgt so- 
mit nur im staatsrechtlichen Wege der Besteuerung bezw. 
sportelmässigen Concessionierungf des Schifflfahrtsgewer- 
bes, dergestalt, dass die genannten Abgaben von jedem 
BodenseeschifTer seitens desjenigen Staates erhoben wer- 
den, in dessen Gebiet er an^issig ist> 

2) Die Fischerei-Nutzung. Diese beruht zu- 
folge historischer Vorgänge durchaus auf ausschliessen- 
den Rechtstiteln auf mehr oder weniger scharf abge- 
grenzte Bezirke , deren Inhaber entweder die Staats- 
ünanzverwaltungen, oder Gemeinden, oder Private sind. 
Soweit erstere nicht selbst EigenthUmer sind , erzielen 
sie Einnahmen aus der Fischereinutzung des Sees durch 
die Besteuerung und sportelmässige Concessionierung der 
in ihrem Gebiete ansässigen Fischer. 

3) Die Nutzung von Binsen und Röhricht etc. 
an den seichten Stellen des Sees , insbesondere dem 
Ufer entlang. Die einzelnen Staaten nehmen zufolge 
stillschweigenden Uebereinkommens an dieser Nutzung 
theil nach Massgabe der Ausdehnung ihres Uferbezirkes 

1) Die Kgl. Württembergische Bodensee-DampfschifiTahrtsver» 
waltung hat pio 1884/85 eine Einnahme von 266 728 M. vorgesehen, 
der eine Ausgabe von 336728 M. gegenübersteht Hauptfinanz- 
etat mr das Königreich WOrttembeig für x. April 1883 bis 31. Märs 
1885, S. 121. 

3) Ueber das Bodensee-Fischereirecht siehe unten. 

3) Intcrcs.^anl ist bezüglich der Grenze zwischen dem fiskali- 
schen Nutzungsgebiet und dera an den See slossenden Eigenthuni 
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4) Anfall von herrenlosen Gütern, Schätzen, 
Alterthümern etc. aus dem See. Die sondergeseiz- 

der privaten Adjacenten eine Entscheidung des Königl. Obertri- 
bunals in Stuttgart vom 14. Januar 1873 in der Berufungssache 
eines Bürgers in Friedrichshafen, Berufungsklägers , nnd der KgL 
Württ Staatsfinanzverwaltung, BerufungsbekUigten , Anerkennung 
eines Eigenthumsrechts, eventuell eines SchilfnutEungsrechts im Bo- 
densee betreffend. 

Der Thatbestand war folgender: Der Kläger war Eigenthtimer 
und Besitzer eines Grundstücks auf Friedricbshafener Markung xwi- 
sehen der Strasse nach Eriskirch und dem Bodensee in der Nähe 
des Hafens gelegen. 

Den Ufergrundstücken entlang wachsen nun in dortiger Gegend 
von dem Hafen an zahlreiche Schilfrohre, so auch am klägerischen 
Grundstiu k, welche Rohrplätzc »Rohrschachen* genannt werden. Eine 
vermarkte Grenze zwischen dem Seebett und den Ufergrundstücken 
existiert nicht, auch sind die Rohrschachen weder im Primärkataster 
noch im Güterbuch eingetragen. 

Als nun im Jahr 1862 das Hauptzoliamt Friedriclishafcn den 
dortigen Gemeinderath im Hinblick auf eine etwaige künftige Aus- 
dehnung des Hafens darum angieng , zur Feststellung der Grenze 
zwischen dem See als Staatseigenthum tmd dem Eigenthura der an 
den Hafen angrenzenden Gttterbesitzer die klägerischen Grundstücke 
neu vermessen und gegen den See mit Marken versehen zu lassen, 
verwahrte sich hiegegen der Kläger, welchen der Gemeinderath, 
»da nach den Akten für die Guter am Bodensee der steten AUuvion 
undDelttvion wegen keine festen Grenzen bestehen«, zur Bezeichnung 
der Grenzen angefordert hatte. Der Gemeinderath, nunmehr selbst zur 
begutachtenden Aeussening aufgefordert, gab die Erklärung ab, »dass 
es eine Markungsgrenze zwischen See und Land nicht gebe, sowie 
dass auf Friedricbshafener Markung und in den Nachbargemeinden 
die Besitzer der Ufergrundstucke ihr Eigenthumsrecht so weit in 
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liehen Bestimmungen der Uferstaaten stimmen darin 
überen, dass sie einen grösseren oder kleineren Werths- 

den See hinaus ausbeuten, als irgend ein Ertrag als Grund eigenthum 
zu haben sei Die Rohrpflanzungen seien theils selbst entstanden, 

theils von den Besitzern künstlich angelegt und es sei von Seiten des 
Staates, von dessen Besitzthum im Bodenseebecken sich nirgends in 
öffentlic hen Buchern etwas eingetragen finde, nie Reklamation da- 
gegen erhoben worden. Da man den Staat als Grundbesitzer und 
Nebenlieger an den üfergrundstucken nicht kenne, bo könne auch 
keine Vermarkung zwischen denselben vorgenommen werden.« 

Von Seiten der Finanzverwaltung wurde aber ein Anspruch 
des Klägers auf den ara See liegenden Schilfplatz und den Bezug 
des Schilfes nicht anerkannt, demselben vielmehr ausdrücklich Wi- 
derspruch entgegengesetzt und sich hinsichtlich der Angelegenheit 
die weiteren V^-fÜgungen vorbehalten. Hierauf erhob der Kläger 
im Juli 1870 Klage bei der Civilkammer des Kgl Kreisgerichtshofs 
in Ravensburg gegen die Kgl. Staatsfinaozverwaltung auf Schutz im 
Besitz der an sein Grundstück anstossenden Rohrschachenfläche. 

Es handelte sich nun darum, festzustellen» ob die streitige 
Fläche einen Theü des Seebetts bilde, oder aber als Ufer des Bo- 
densees anzttsdien sei. Im ersten Falle konnte von einem Eigen- 
thumsrecht des Klägers an der fraglichen Fläche nidit die Rede 
sein, da ein solches an einer dem Privatrechtsverkehr entzogenen 
Sache rechtlich unniüglich ist, wogegen im zweiten Fall die «.rlio- 
bene Klage bei der Lage der streitigen Fläche, die an das im Ei- 
genthum des Klägers stehende Grundstück angrenzt, als begründet 
sich darstellte. 

Indem nun in Gemässheii der oben Seite 141 f. entwickelten 
Rechtsanschauung über die Grenze zwischen Ufer und Seebecken er- 
mittelt wurde, dass die bestrittene Fläche zum Seegebiete gehöre, 
rousste der Kläger wie in erster, so auch in der Berufungsinstanz 
abgewiesen werden. 

x«tti«h, BodoniM, 10 
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antheil') solcher Objekte, bei qre wissen Voraussetzungen 
letztere selbst'), dem Fiskus vorbehalten, falls dieselben 
aus staatseigenthümlichem Grund und Boden eruiert 
worden sind. 

Da nun der See öffentliches Gewässer ist, so er- 
gibt sich zunächst, dass derartige Funde nicht volles Eigen- 
thum des Finders werden, sondern dass derselbe einen 
Thefl des Werthes dem Träger des Hoheitsrechtes über 
den See , d. h. der Gesammtheit der Condominanten 
auszufolgen hat 

Da aber eine Erwerbsgemetnsdiaft der Uferstaaten 
nicht existiert , so kann in jedem Falle audi nur der 
eine oder der andere von ihnen in Frage kommen, 
welcher zugleich auch den fiskalischen Andieil nach den 
eigenen gesetzlichen Vorschriften bestimmen wird. Für 
Funde im Bereiche der Hafenmaueni ist dies uime weiteres 
der Fiskus des betreffenden Staates, da der Hafen Be* 
standtheil des jeweiligen Staatsgebietes ist. Kein Ueber- 
einkommen aber besteht darüber, wer Antiieilseigner an 
Funden aus dem offenen See sein solle. Um dem con- 
dominalen Charakter des Sees gerecht zu werden und 
Conlliktc mot:flichst zu vermeiden, müsste es der Fiskus 
desjenigen btaates sein, dessen zuständigen Behörden 

1) In Württemberg x. B. die Häme» Wttrtt. Reg.BUtt 
1H20, S. 96. 

a) Wenn die Funde In Münzen oder AlterthOmero von knltur- 
bistorischem Werthe bestehen. Ebendas. 
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zuerst zur amdichen Keimtnis des Fundes gelangen. 
Die Möglichkeit dieser Kenntnisnahme steht aus natür- 
licher Ursache in erster Linie bei den Behörden des 
nächstgelegenen Ufers. 

Dabei ist vorausgesetzt, dass auch diese Nutzung 
des Sees als eines EiEfenthuiiisgewässers , wie jede an- 
dere, auf die üferstaaten, bezw. deren Angehörige be- 
schränkt ist, wenn sie im einzelnen Falle nicht als zu- 
ßilb'ger Fund, sondern als Ergebnis systematischer Nach- 
forschungen (etwa Baggerungen nach prähistorischen 
Alterthümem etc.) erscheint. 

4. Das Schififahrtswesen auf dem See* 

Das Recht, auf dem Bodensee Schiffe zu halten 

und dieselben iur die Zwecke des Personen- und W'aa- 
rentransportes zu gebrauchen , war nicht nur nach na- 
türlichem Rechte von Alters her allen Uferstaaten ge- 
meinschafdich*), dergestalt, dass ein Schifffahrtsmonopol 
der einen oder anderen Macht niemals auf dem See 
bestand, sondern auch fremde Schiffer, insbesondere 



i) Quoad rationem vero maris Stimüi , vel Lacus Bodamici 
specialem, accolac quidem omnes singiili Übertäte naturali gau- 
dent, quaquauersum et in singulis maris partibus nauignndi trans- 
iretandique, nisi quatenus per leges et conaentiones restrictum re- 
periatur ius illud nauigationis. Wege Ii n a. a. O. S. 39. Ebenso 
Seutter a. s. O. S. so. 
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solche vom Untersee und Rhein mochten denselben auf 
Grund geschlossener Verträge zum Zwecke der Beüuhr 
ihrer Waaren ungehindert durchkreuzen'). 



i) Hauptsächliuh solche aus Stein und Schaffhausen* 
Zwischen den Schiffern dieser beiden Städte und denen der BodeO" 
seeplätse war es gegen Ende des 16. J. wegen der bisher üblichen 
Ausübung der Frachtfahrten zu ernsten MisshelUgkeiten gekommen, 
welche durch einen Vertrag vom Jahre 1580 beseitigt wurden. Oer- 
selbe gibt eine authentische Schflderung von der Ordnung des da- 
maligen SchtfiTahrtsverkehrs zwischen den einzelnen Städten am See 
und Rhein; der Eingang lautet: j^NaeMem sieh at^O» tüieke Jar 
und uühero twüscfunt den hemchbartm Erbarm Stetten , Als nemUch 
Costanz, Lindau, Buchhorn, Sehaffhausm und Stein, SehiffUuthen Spenn 
und Irrung zugetragen; also dass sie sich von und aber ain andere 
erklagt, je ain Thail dem andern wider alt Herkomtnen an den gemei- 
nen Sehiifarten zu vil Irrung, Jnntrag, Verhinderung und Ahbrueh zu 
thun fürgenornmen. haben sieh bevieJte Sfetf einer nachbarlichen Zusatn^ 
mcnkunfft verglichen und ire Raths- Potschafjten gen Steckborn abgesandt. 
WeUiche sich daselbst der Sachen Nachparltch und Jründtlich miU und 
gegen etnander bespracht, underredet, und uff hinder sich bringen und 
G/allen irer Herrm und Obern Tolgendcrmassen i*er abschiedet: 

Anireffendt die ScAiffarien beider Stetten Lindau und Schaffhmm, 
deren sie sieh gegen einander geärtteAent, hevbeni aek ders^m beidtr 
Statten Gesandte mttt ainandem niti vereinen weh ver^hen khidndin 
oder Wffäen, besonders der Stadt Lindau Gesandte dieses Mitsei und 
begehren ßirgeschlagen: Wann sween Lindauer Sehiffmawt tu Schaff- 
husen tmammen anJkhemen, seUe nit mm aHein dem ersten ankkammm- 
den vää^ mu laden , sonders aueh dem andern alles , was weh UMg, 
das der ersU nit laden ndigen, Vorhemden, dein Andern Lindauer Seh^' 
mann tu laden tugdassen und vergönnt sin, damit derse&ig ander Schaff" 
mann von lindw nit leer widerumb hmuff faren möehit. So ahtr 
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Diese Freiheit schloss indes keineswegs aus , dass 
die einzelnen Städte und Herren am See durch Stapel- 

zwaiig'j, Durchgangs- und Hafenzölle') etc. die Schiff- 



iVaartH und Güätr su Schaffkusm und km Lindauer Schiffwwm dth 
ieMtt wärm, s^Um Sekaffhmer Sck0»Uk hm0 förm und sie die 
Scka^^ktuer su Lindau aueh vor den Lindauer ScA^dUhen was da- 

idbtt vorhanden t hinabnifüren geJaden werden Demnach der 

Stadt Stain Gesandte sieh anhören und vememmen iassen, dass uf saSü' 
chtm Weg' und A fasse es snHlschent iren und der Stadt Lindas: . Schi ff- 

lUthen auch ^e/talten, geiibt und gebrtulit rvcrdc/i soltc.^ Dem 

sodann zu Stande gekommenen Verlrag zwischen Lindau und Schaff- 
hausen entnelimen wir: ^ Zwüschend häden Stdtcn lAndaw und Schap- 
husen solU es bi Schaffhusischcn crpicttcn dt rgestali verglybcn : Was am 
Zinsta^ und MithvorhfH alhir hiss umb lo Uhren TormtttiV^ crkattfft 
ist, und sonst für waren Im /Jaf liegen . und uß selbige Stund der 10 
Uhren an der Mittwoch su Schaffhusen sindi. Das der Lynndowisch 
wochen-Schiffmann mit seitiem ussgehdnen leeren schiff an/ahen Inladen 
hhihmde und möchte. Sollte es uff denselben Lynndmver Schiffmann und 
Sana hörnern anderen Lyundtnaer dienen, Was aber nach seWiger lo, 
säindf erhauffit und dem Sahhoff »ahmen wurde, das seämf ditSch^" 
huser SekiffHUk laden, Were aber an der Mittmeh und die to, Uhr 
der Lynndawiseh Schümann mit smem ussgeiadenen leren Seh^ niä 
varhandm , Säße und nUfehie es alsdann der Sehe^ffhusiseh Schiffmann 
aHes laden, was vorhanden. Deck dass dt^egw die Schaff husiuhSe^- 
äuh e^ahen tu Zjntndaw, durch du ganu Wochen auch alles was vor^ 
handen laden und hercUffüeren soUint und mögmi, 

1) Ueber die Stapelgerechtigkeit der Stadt Lindau vergl. oben 
S. 91 f. Wie die Stadt Konstanz, nachdem sie unter österreichi- 
sche Hoheit gekommen, bemüht war, ihr Hafenprivileg z\x erhalten 
vergl. oben S. 44. 

2) Die Stadt Konstanz erhob Zoll von jedem Schifi, das unter 
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fahrt für ihre finanziellen Sonderinteressen nach Mög- 
lichkeit auszunützen suchten. Das entsprach jedoch durch- 
aus der mittelalterlichen Verkehrsordnunsf und wurde von 
Niemanden als aussergewöhniiche Last oder gar als 
Unrecht empfunden ') , zumal wenn es die Sanktion 
langjähriger Gewohnheit iür sich hatte'). 



der Rheinbrttcke durchfuhr ; NuUum aliud illis (sc. Lindauensibus) 
incumbebat onus» quam ut vectigalia CM^antiens^us soluerenl^ 
cum ibi per pontem Davigarent Und weiter: Sivacuiredires^ 
pennissum ipsis erat, CffnsImUiae mercibus Z m A t uum destinads 
naues suas onerare, ita tarnen, ut portorii pars nautis C^m- 
stantiensibus cederet Seutter a. a. O. S. 85. 

t) Wegelin 2. B. findet die Schifflahrts^Abgaben ganz selbst^ 
verständlich: Non coguntur domini territoriales in suas terras quosuia^ 
peregrinos et mercatores aut naves in sua flumina suscipere , sed 
id faciunt bona cum gratia vel ex induku , comiuorciorum foedere, 
aut communi humanitatis lege, modo quae debent vectigalia 
exsoluant A. a. O. S. 38. 

2) Neue Abgaben und Belästigungen wurden allerdings mit 
Widerstreben aufgenommen , und man suchte ihnen unter Umstän- 
den durch Retorsionen zu begegnen: Addideiunt Qmstanticnsa 
vectigal novum , quod nomine restis , qua ad naues per pontem eo 
tutius ducendas utebantur exegerunt. Gubematorem vero , qui eo 
usque ad naues ex superiori in inferiorem lacum ducendas a Con- 
stantiensibtts constitutus liierat» abroganmt Utrumque hoc factum 
eo aegrius tulenint iMidanunm, quo et resds et gubemator ad peri* 
culum in transitu ex uno in alterum lacum euitandtmi requirebantur: 
acquievissent tarnen, si Comkuäknses verisimilem quandam iuris 
spedem, cur ita agerent, praetendere valuissent Quoniam vero hoc 
non poterant omnes potius drcumstantiae contra ittos pugnabant. 
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Die polizeiliche Ordnung des SchiflSahrtswesens 
auf dem See war in den einzelnen Stödten , immer im 
engsten Zusammenhang mit den damaligen zünftischen 
Institutionen, schon frühe zur Ausbildung gelangt. Ins- 
besondere das L i n d a u e r Schifferrecht') , welchem 
Seutter seine umfangreiche Abhandlung wiedmet, um- 
fasste, ceteris paribus und abgesehen von den charak- 
teristischen zünftischen Besonderheiten % alle Details einer 
modernen Schiflfahrls-Ordnung : Ausbildung der Sciuficr 

iustas Limiaumsiims conquerendi retorquendique dederant causas. 
Incumbebat enim ipsis obligatio restem seruondi et gubernatorem 
alendi» quam quoque sub anitiam facto ipso agnouerant. Ex post 
fkcto autem, ut nostrates vexandi occa&ionm haberent, iUius obliti 
craat Seutter a. a* O. S. 87. 

i) lieber den Geltungsbereich desselben vergl. oben & 87. 

3) Vor allem die Beschränkung des Rechts auf die Mit- 
glieder der fest geschlossenen Schifferzunft : Jura omnibus nautaium 
ordinibus in genere compet<»tia compr^aiduntur sub iure navali, 
quippe quod est potestas cum exclusione omnium cutus* 
übet generis civium» naues actu habendi, mercibus illa one- 
randi, et spedes ad loca destinata per lacum Bodamicum secundum 
normam in Statutis praescriptam transportandl Seutter a. a. O. 
S. 40. 

3) Lindauer Schifferordnung vom Jahr 1750. Art. i: IVird 
geordnet und festgesetzt, dass gleichwie von Alters hero, also auch ins- 
künftig ninrsatid mehr zu einiger Ladin-Gerechtigkeit (i. e. das Recht, 
ein Schiff von bestimmter Grösse, >Lädin<, zu führen) gelassen wer- 
den sölk, der nicht expresse darzu erzogen, und von dtnen andern Lädin^ 
SeMffUulhm für tüchtig, seine Fahrt als Meister ^elher m versehen, er^ 
hmmt muh von R R Jtaih dorm äestüH^ worden. 



152 

(Schifferpatent) , Grösse') , Tragföhigkeit (Messbrief)*) 
und Seetüchtigkeit^) der Schiffe, Verantwortlichkeit^) 

1) Lindauer Schifibchau-OrdnttQg vom Jahre 1746. i. Absch. 
Art. I : Eku ganze Lädm sali seyn ärea ito Sekuh latig und mi Fkn- 
damtnt 1^ Schuh brdt, im übrigen tiath properÜon de, äc, 

2) Lindauer Schifferordnung vom Jahre 1683, Art 10 u. rr: 

Die weyl einem jeden Schiffmann von denen verordneten , ein ordent- 
licher '/Mtul zugestellt wird, wass und wie viel er in sein Schiff laden 
solle, welchem aber z>on etlichen Schiff Icuthen bisher nicht nachkommen, 
sondern sie etwan ihres Gefallen den Leuten geladen, so ist eines Fhrs. 
Raths Befehl und Gehott, dass nun hinfüro kein Schisma n mehr, also 
seines aigenen Willens handeln . sondern des verordneten Zettuls gemäss 
laden solle, weUher alter hinwider handelt, der soU um j U £*f, ge- 
strafft tverden. 

I-nd in Artikel 4 der Ordnung vom Jahre 1746: Ist der 
ScMffladuMg halber geordnet , dass in em LMdin bey grossem Wasser 
140 Fass, hleinem Wasw 130 Fass und gar UemUem IVasser 
120 Fass mebtsiue der JSm^masmS'G&er gdaden werdm soBe» 

3) Lindaaer Schifferordnung vom Jahre 1683, Art. t: WU 
dann ein fedo' tuegdassener Schümann , mit gutm Wehrhe^ten Seh^ 
und Gesdurrt Se^ge^ Saitem, Sehaden und Fudern, sam/tguthen wM 
kund^en erfahrnen Sehiffkneeklen vtrfast und wohlgerukt seyn und 
setner Sel^ffarih treuUeh und fieiwg ^äwarUen sollen, 

4) Ordnung vom Jahre 1751, Art 2 : SdUe nun eine Fahrt tm- 
giUchßeh sein u$id erwiaen werden Jtönnen, dass ein Schiff mann oder 
Steuermeister in seiner Fahrt etnjos verwahrloset, oder versäumet hohe, 
und die KaufU'utc durch seine Verwegenheit, Liederlich" oder Um>orsichtig- 
keit zu schaden gekommen seyen. so solle der Läditneiser oder der Meister- 
kneeht den Schaden zu vergüten zunächst soweit sein Vermögen reichet, 
principaliter gehalten seyn. etc. etc. Und ebenda: Jedoch sollen von soUhtr 
Schadloshaltung diejenige Falle ausgenommen werden, wo ein Schiff 
durch Gattes Gewalt und Kriegs^ oder anderer uwoermetdUehe Gefahr 



Digitized by Coogl 



153 

des SchifTsführers , Verhalten') der SchlfTer während 

der I^'ahrt und auf dem Lande, Strafbestimmungen etc. 
waren aufs Genaueste vorgesehen. 



N&tik Uiden, und tu Schaden kmmm s^Ble äe. tk. Für den Fall der 

UncinhringUchkeit der vollen Ersatzsumme war die ganze Zunft 
verhaftet; ll'eäai die sämtliche Lädin Schiffleuti tu solidum und einer 
für alle, und alle Jiir einen auj tt7i>ann aus l'er'nui/irlosung entstehenden 
St/hjden , so Gott verhüten wolle, um JÖOO fi. ßiir^scltafi zu leisten 
halfen Ebend. Art. 4. 

i) Charakteristisch ist die Thatsache, dass sich die Fürsten von 
Konstanz und St. Gallen , sowie die Magistrate von Ueberlingen, 
Buchhorn, Lindau, Schaffhausen u. a. genötfaigt fanden, auf einem 
Convente zu Steckborn im Jahre 1580 am 14. November ein ge- 
meinsames Edikt ^bdrifend die Absehaffimg des wmässigen Wem- 
irmkens der ScM^Mhe^ m erlassen. Das interessante Schriftstück 
lautet an besüglicher Stelle : 

ifDass nemäch aßeMei^, äü sieh det Seh^mih entf demBodeth 
see und Rhein pon Sehaffhausen üs gen Lindau üug und hUn^^er 
Zeiten gehremehen und eines j^kn Meiäff^'Kneehis ^der gewachsener 
S»hne, S0 sie fy der Sch^arth hohen wurden, von iren arden^hm 
Obrigkeiten, auf oöeruüe gifundm und andere Mängel, die Sie im jeden 
Ort zutrage» m9eht, beaydigi . und ihnen mit höchstem Ernst eingebun- 
den werden solle, dass sie für sicli selber weder in dm Scliiffen noch 
auf dem Land, an dem aus- oder einladen, aus den Fassen , die ihnen 
w füren aufgegeben. Keiner Wein weder ii>enig noch viel trin- 
k e n noch lassen . noe/i ihren Knechten noch ander Leuthen solches zu 
thun gestatten, und ob das wider iren Willen i'on andern und fronbden 
Persohnen heschehe und Inen in Wissen kerne, den oder die der Obrig" 
keit seltner Enden anzeigen , und nii verhaUm , auch die Wein , wie 
luM die oitfgeben, gäreuUeh versorg, und an ihre gehörige Ort un- 
gesekweehi und umermiHdert , ordenäieh führen , anfworUen und sieh 

IQ* 
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Im Anfange unseres Jahrhunderts erfuhren jedoch 
die politischen Verhältnisse am See eine vollständigfe 

Umwälzung^ , welche nicht ohne Einfluss auf die alten 
socialen Institutionen der Uferbewohner bleiben konnte. 
Gleichzeitig war die öffentlich-rechdiche und sociale Macht- 
Stellung; der Ziintte nach langem Zersetzungsprozesse 
bis auf ein Minimum verschwnnflen und damit die poli- 
zeiliche Organisation des Schiifergewerbes aus den Fu- 
gen geLjano en. Dagegen nahm wenige Jahrzehnte nach- 
her der Verkehr auf dem See, insbesondere in Folge 
Einfiihrung der Dampfschifffahrt und der Zuleitung der 
Eisenbahnen an die Ufer, nicht nur einen stetig wachsen- 
den Aufschwung, sondern er erhielt auch zugleich durch 
die Verwendung der Dampf kraft eine technisch wesent- 
lich veränderte Form. Aus diesen Gründen mussten 
sich die alten SchifiTahrts-Ordnungen, bezw. ihre Ueber- 
reste, in jeder Beziehung als unzureichend erweisen, um 



aUer ohineüer furg^ickener Saekm und Unlrm gmulkh euum imd 
etMaltfn , ob aber ainiger htenineier handlm und unrecht erfunden 

wurde, dass der oder dieselben alsdann darumben an Ehren, Leih 
und Leben, a ti c It Hab und Gut oder mit Vertveisung des Lands 
und Nai/isi/iiekunx^ ll'eib und Kinder, ie nach Gestalt des Uebertretiens 
und Erkanndtnuss seiner Obrigkeii gestraft und von allen Obrigkeiten 
mit Ernst dnrob gehalten werden solle, und wenn ainer oder nur i>or 
einer Obrigkeit dahin erkennt, dass er des Landes venviesen, so sollen 
der oder dieselben in der gamen Bodenseeischen Landes-Arl von keiner 
anderen Obrigkeit geduldä, smdem auf berichter Saeken, tugUieh cUleni- 
Aaiöen verueft, eatfgeba^ und vertrieben werdai** — 
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auch nur einigermassen die Sicherheit und Leistungs- 
föhigkeit der Bodensee-Schifffahrt garantieren zu können. 

Es lag nun in der Natur der Verhältnisse, dass eine 
dauernde Abhilfe nur durch ein gemeinsames Vorgehen 
der Uferstaaten erreicht werden konnte. Die Anregung 
zu einer solchen Vereinbarung gicng von schweizerischer 
Seite aus und Mirte im Jahre 1853 zu einem Vertrage ') 
dieses Uferstaates mit Bayern »über die Regelung der 
DampfschiffTahrtsverhältnisse auf dem Bodensec und 
Rhein«. Gleichzeitig setzte sich die Schweiz mit den 
übrigen Uferstaaten in*s Benehmen , um eine allge- 
meine Ordnung festzustellen, und es kam thatsächlich zu 
einem lebhaften Notenaustausch, welcher aber ohne Re- 
sultat blieb. 

Inzwischen waren die Misssüinde immer dringender 

geworden und eine Reihe zum Theil schwerer Unfälle 
auf dem See verlangte gebieterisch übereinstimmende 
cautorische Massregeln. Endlich, im Jahre 1867 sandten 
die Ret^ierungen sämmtlicher Uferstaaten ihre Vertreter 
zu einer Conferenz in Bregenz , aus deren Berathungen 
der »Vertrag zwischen den Bodensee • Ufer- 
Staaten, betreffend eine internationale 
Schifffahrts- und Hafenordnung für den Bo- 
densee« hervorgieng, weicher im Januar 1868 von 



i) Gesetzsammlung für den Kanton Thurgau Bd. i. 1865. 
S. 133 flf. 
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sämmtlichen Regierungen ratifiziert wurde und mit dem 
I. Marz desselben Jahres in Kraft trat'). 

Aus den detaillierten Bestimmungen des Vertrages 
ist zunächst Artikel I , die »Rechtsverhältnisse» be 
treffend, hervorzulieben, wonach die SchifKIahrt auf dem 
Bodensee unter Beachtung der im Vertrage festgesetz- 
ten Bestimmungen zum Transport von Personen, Waa- 
ren und anderen Gegenständen Jedermann") gestattet 



1) Im gleichen Jahre wurde von der Schweis und dem Gross- 
herzogthum Baden ein Vertrag geschlossen »betreffend die Schiff- 
fahrts- und Hafenordnung für den Untersee und Rhein zwi- 
schen Konstanz und Schaffhauscnc 

2) Also aiirh Solchen, die nicht Angehörige eines derfunfUfer- 
staatcn sind. Zwar könnte für das ausübende Schift'ergcwerbe 
die Bedingung der Staatsangehörigkeit zu einem Uferstaatc aus 
Artikel lo des Vertrages gefolgert werden, worin es heissi: >Die Be- 
fugnis zur Führung eines Segel- oder eines Dampfschiffes auf dem 
Bodensee steht nur denjenigen zu, welche von der Regierung des 
Uferstaates, in welchem sie di e Eigenschaft als Staats- 
angehörige besitzen, zur selbständigen Ausübung dieses Gc» 
werbes zugelassen und hierüber mit einem Patente versehen worden 
sind.« Allein es ist nicht einzusehen» weshalb gerade für das 
Schiffergewerbe auf dem Bodensee die Staatsangehörigkeit voraus- 
gesetzt sein sollte, wfthrend doch die heutigen Gewerbeordnungen 
sämmUidier Uferstaaten das Recht des Gewerbebetriebs im Allge- 
meinen fiir Ausländer nicht an die Erwerbung dieser Eigenschaft 
knüpfen. Anderenfalls müsste die Erlaubnis schliesslich audi einem 
Preussen versagt werden, daPreussen im Sinn der vertragschHes- 
senden Mächte von 1867 ebensowenig ein Bodensee-Uferstaat ist, 
wie etwa Frankreich oder Belgien. Dagegen kann selbstverstand- 
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sdn soll und keine anderen als die in der vereinbarten 
Ordnung bestimmten Abgaben und Gebühren jeder Art 

erhoben werden dürfen'). 

Die vertragenden Staaten verpflichten sich gegen- 



ließ die polizeiliche Concession, welche auch in den beutigen 
freiheitUdien Gewerbeordnungen Bedingung für die Ausübung de> 
Schiff er gewerbes ist, nur von einem der Condominanten ertheilt 
werden , da dieser polizeiliche Akt ein Ausfluss derStaatsho* 
heit ist 

i) Und als Ergänzung dazu Art i des S. 156 Note i genannten 

Vertrages, sowie dessen Schlussprotokoll i zu Art. i , wonach na- 
mentlich auch keine Urückcndurchlassgebühren , selbst dann nicht 
erhoben werden dürfen , wenn etwa Schiti brücken sollten errichtet 
werden. Vergleiche dazu oben S. 150 Note 2. 

Ferner letzter Abschnitt an derselben Steile, weicher lautet: 
»An verschiedenen Ueberfahrten des Untersees und der dazu ge- 
hörigen Rheinstrecke besteht noch der Gebrauch, dass die schwei- 
zerischen Fährleute bei Transporten von dem badischen an das 
schweizerische Ufer an die betreffenden badischen Fährleute , und 
umgekehrt die letzteren bei Transporten von dem schweizerischen 
an das badische Ufer an die betreffenden schwtizerischen Fährleute 
Abfuhrgebühren zu entrichten haben. Man erachtet eine mOgVchst 
baldige Abstellung dieser unzeitgemässen und den beidersdtigen 
Ufenrerkehr hemmenden Einriditung für dringend wünschenswerth, 
weshalb zu diesem Behufe durch die beiderseitigen Bezurksbehörden 
bezitgliche Verhandhu^en gepflogen werden sollen. Dabei wird 
schweizerischerseits schon jetzt die Erklärung abgegeben , dass die 
von schweizerischen Schiffern bezogenen Abfuhrgebühren sollen 
alsbald beseitigt werden, sobald badischerseits an den l)ctreffenden 
Uferplätzen volle Reziprozität geübt werden wird.« Vergleiche dazu 
oben S. 150 Note 2. 
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seitig, die snir Bodenseeschififahrt gehörigen Schiffe und 
deren Ladungen ebenso zu behandeln, wie die eigenen 
Bodenseeschifife und deren Ladungen. 

Die Schiffe dürfen nirgends gezwungen werden, ihre 
Ladungen ganz oder theilweise zu löschen oder an Bord 
eines anderen Schiffes zu bringen. 

Alle Stapel' und ümschlagsrechte sind und bleiben 
aufgehoben. 

Nacli An. 4 dürfen für die Benutzung der I lafen- 
anstalten, sowie der sonstigen Landungsstellen , ausser 
Magazin- und Lagergebühren, deren Feststellung jeder 
Regierung überlassen bleibt, keinerlei Gebühren ent- 
richtet werden. Die hiernach zugelassenen Gebühren 
sollen für Inländer und Ausländer gleich sein. 

Die Sicherheit des Verkehrs im Allgemeinen und 
insbesondere die Vermeidung von Zusammenstössen etc. 
wurde durch eine Reihe ausfuhrlicher Besdmmungen iiber 
Hafenanstalten {Art. 2) , Beseitigung von Schiffiahrts- 
hindernissen (Art. 3), Bodenseeschiffe und deren Erfor- 
dernisse (Art. 5 — 9) , Befähiguncr zur Ausübung des 
Schiffergewerbes') (Art. 10), Befugnisse der Hafenbe- 

i) Siehe oben S. 156 Note 2. Die Form des Schiflferpatentcs wurde 
im besonderen vereinbart und den Vertragsprotokollen allegiert als 
»Muster eines internationalen Schifferpatentes.« 
Vorzeiger dieses .... aus .... hat nach Nachweisuog seiner 
Befähigung die Erlaubnis zur Führung jedes auf dem Bodensee 
fahrenden Segel- oder Ruderschiffes jeder Grösse oder von X.Cent- 
nem LadupgsfÜhigkeit erhalten. 
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hörden (Art. 1 1), allgemeine Verpflichtungen des Schiffs- 
fiihrers (Art. 12), Verpflichtungen bezüglich des Per- 
sonentransportes (Art. 13), besondere Vorschriften hin- 
sichtlich des Transportes gewisser \\ aarenartikel, Pulver, 
Petroleum etc. (Art. 14), Haftbarkeit des Schififahrts- 
Unternehmers (Art. 15), Verhalten des SchiffsfUhrers 
insbesondere während der Fahrt (Art. 1 6), Verhaltungs- 
massregeln bei drohenden Gefahren (Art. 17), Vor- 
schriften beim Einlaufen in die Häfen (Art. 18, 19), 
Ausladung (Art. 20), Nachenfahrten (Art. 21), ausser- 
gewöhnliche Landungsplätze (Art. 22) etc. etc. — in 
umfassender Weise vorgesehen. 

Welche Behörden und Orq-ane mit der Handhabung 
der SchitifaJirts- und Hafenordnung , mit der Ueberwa- 
chung der Häfen und der Schiffe, mit der Untersuchung 
und Bestrading der Uebertretungen der Ordnung beauf- 
tragt werden sollen , ist nach Art. 26 den einzelnen 

Nach vorgMngiger Angelobutig von seiner Seite, das seiner 
Leitung anzuvertrauende Fahrzeug mit aller Sorgfalt und Umsicht 
zu führen , von demselben Schaden und Unglttck oder Gefahr , in 
welche es mit den darauf befindlichen Personen und Waaren ge- 
raAen könnte, nach allen Kräften und bestem Fleisse, soweit mög- 
lich, abzuwenden, auch bei seinen Fahrten die Bestimmungen der 
allgemeinen Sci;iHKihi L-,- and 1 lafenordnung , sowie die in jedem 
Ufeistaate noch besonders geltenden Vorschriften genau zu befolgen, 
ist ihm hierüber gegenwartiges Schitferpatent ausgestellt worden. 

...... den .... 1 8 . . 

(L. S.) Namen der Behörde. Unterschrift. 
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Uferstaaten anheimgestellt'), welche sämmtlich inneriialb 
des Rahmens der internationalen Ordnung für ihre Staats- 
angehörigen noch spezielle Hafen- und SchiftYahrtsord- 
nungen erlassen haben'). 



i) Die Hafenverwaltung, sowie die Handhabung der Ordnung 
iui Hafengebiet ist z. B. in K o n s t an z dem Hauptsteucramt, in Ueber- 
lingen , Mersburg und I.udwigshafen , Immenstaad und Unteruhl- 
dingen den Ncbcnzollaintcrn unter Leitung des Hauptsteueramts 
Konstanz ubertnic^cn. Uebertretungen der Bestimmungen der 
Hafenordnungen werden nach § 155 des badischen PoHzcistraf- 
gesetzbuches durch die ordentlichen Polizei- und Gerichtsbehörden 
bestraft. Die Schifferpatente werden auf Grund der ertheilten 
Genehmigung des Bezirksraths durch das Bezirksamt ausgestellt. — 
Die behördliche Organisation und Competenziening der Übrigen Ufer- 
staaten für die Zwecke der Bodensee-Schififthrt ist der badischen 
entq>rediend getroffen. 

3) Als Muster einer solchen Spesial-Schifi&hrtsordnung folgen 
nachstehend die von der KgL bayerischen Regierung von Schwaben 
und Neuburg, Kammer des Innern unter dem 4. Juni 1869 erlassenen 
Oberpoliseil. Vorschriften für die Segel- und Ruder- 
schifffahtt auf dem Bodensee. 
Im Namen Seiner Majestät des Königs. 

Im Vollzuge des Artikel iS des Gewerbegesetzes vom 30. Jan. 
V. Js. und der Artikel 5, 6 und 10 der internationalen Schifffahrts- 
und Hafenordnung für den Bodcnscc werden hiemit auf Grund des 
Art. 164 d. P.St.G.B. und der Art. i und 100 des Gesetzes vom 
28. Mai 1852 über die Benützung des Wassers nachstehende ober- 
polizcil. Vorschriften erlassen: 

§ I. Die Befugniss eines bayer. Staatsangehörigen zur selbstän- 
digen Führung eines Segel- oder Ruderschiffes auf dem Bodensee ist 
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Art 24 endlich, über Contraventionsfälle, 
bestimmt, dass die Nichtbefolgung der in gegenwärtiger 



durch den Iksitz eines Schifferpatentes nach dem in Bei). T vor- 
geschriebenen Formulare bedingt, gleichviel, ob der Fuhrer zugleich 
Schiffseigner ist, oder in dessen Diensten steht. 

Der Schiffer hat sein Patent auf jeder F'ahrt mit sich zuführen, 
und xnuss solches den mr Handhabung der Hafenordnung aufge- 
stellten Organen auf Verlangen vorweisen. 

§ 2» Die Ausstellung dieser Patente steht dem K. Beztrksamte und 
dem Stadtmagistrate Lindau fUr die in deren Verwaltungsbezirken 
domizilierenden Bewerber zu. 

Den auswärts domizilierenden Staatsangehörigen steht die Wahl 
unter den beiden genannten Behörden frei. Vor Aushändigung des 
Patentes hat die ausstellende Behörde das Handgelöbnis des 
Schiffers nach der im Patente vorgeschriebenen Formel entgegenzu« 
nehmen. 

§ 3. Jeder Bewerber um ein Schifferpatent hat sich 

1) über guten Leumtmd und 

2) über die Befähii^Minp zum Srhittcigcwcrbc auszuweisen und zwar 

a) (iui( h (it n N;u hwi iN einer mindestens zweijährigen be- 
friedigenden Dienstleistung als Gehilfe auf einem Boden- 
seeschift'e und 

b) durch ein Zeugniss über bestandene Fähigkeitsprüfung. 
§ 4. Diese Prüfung ist von der hiezu in Lindau bestellten Comrais- 

sion vorzunehmen und hat sich über den Besitz der nöthigen Kennt- 
nisse und Uebung in Behandlung und Leitung der Schiffe und in 
Behandlung der Ladung, dann entsprechender Kenntniss vom Fahr* 
Wasser und von den am Bodensee und dessen Häfen geltenden 
SchiffTahrts- und hafenpolizeilichen Vorschriften zu erstrecken. 

§ 5. Bevor ein Schiff eines bayerischen Staatsangehörigen seine 
erste Fahrt auf dem Bodensee antritt, hat der £igenthümer oder Führer 

R«ttich| Bodeaac«. XI 
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Schifjfiahrts- und Hafenordnung gegebenen Vorschriften 
und die Uebertretung der darin ausgesprochenen Ver- 



eine Bescheinigung über die Tauglichkeit und genügende Ausrttstui^ 
und Bemannung desselben zu erwirken. 

Die Prüfung des Normalzustandes eines Schiffet steht der oben- 
erwShnten Prüfungskommission zu. 

Dieselbe ist nach einer jeden wesentlichen Veränderung oder 
Reparatur des Schiffes zu wiederholen und das Ergebniss auf der 
PrOlungsarkunde su verzeichnen. Diese Urkunde muss sich während 
der Fahrt jederseit an Bord des Schiffes befinden, und ist dem Be- 
frachter! sowie den Hafen> und Polizeibehörden zu Lindau auf Ver* 
langen vorzuzeigen. 

Die ttber die Prüfung der Schiffe und SchiffsfUhrer vorstehend 
getroffenen Bestimmungen finden auf die z.ur K. Bodensec-Dampf- 
schifffahrt gchöngcu Dampf- und Schleppsrhiffe keine Anwendung. 

§ 6. Jedes Fahrzeug muss mit einer von Weitem lesbaren Schrift 
zur Bezeichnung des Schiffes den Namen oiler die Numtuer des- 
selben enthalten . auch soll seine Tragfähigkeit in Zentnern an der 
Aussenseitc angegeben sein. 

' Der Name oder die sonstige Bezeichnung des Schiffes, sowie 
seine Tragfähigkeit sind in die Prüfungsurkunde aufzunehmen. 

Zur Bezeichnung des Freibords muss jedes Segelschiff auf bei- 
den Seiten mit einer wohlbefestigten Leiste oder einem auf einer 
festen Platte (dem sogen. Thaler) deutlich angebrachten Striche 
versehen sein. 

Die zur gehörigen Ausrüstung der Schiffe erforderlichen Ge- 
genstände sind in Beilage II vorgeschrieben. 

Im Uebrigen bleibt die Bemessung und Beurthetlung der dem 
Umfange des Schiffes entsprechenden Anforderungen an dessen 
Normalzustand der Prüfungskommission überlassen, welche hiebet 
auf die entsprechende Solidität und Zweckmässigkeit derConstruk- 
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böte ausser dem von dem Schuldtragenden zu leisten- 
den vollen Schadenersatze mit einer nach der grösseren 



tion und die gute Qualität des gesuumteti Schifft- und Aunftotungs- 
materials strenges Augenmerk zu richten hat 

§ 7. Die unter § 4 und 5 bezeichnete Prtkfungskommission wird 
gebildet aus dem jeweiligen K. Hafenkomroissir zu Lindau und zwei 
Sachverstindigen als Bcisitsem, wovon einen das K. Besirksamt, 
den andern der Stadtmagistrat Lindau abzuordnen und fttr den 
Dienst in Pflicht zu nehmen hat 

Die von der Kommission gefertigten Befühigungszeugnisse sind 
von sämmtUchen Mitgliedern derselben zu unterzeichnen und mit 
dtr Fertigung und dem Siegel des K. Hafenkommissariatä zu ver* 
sehen. 

Im Falle eines ungenügenden Befundes ist sofort mündlicher 
Bescheid darüber zu crthcilen. 

Die technischen Mitglieder der kommissioii haben für jede 
Prüfung eines Schiffers oder eines Schiffes eine Gebuhr von je 2 H. 
30 kr. anzusprechen, welche im Gesammtbetrsge von 5 fl. von dem 
Betheiligten beim K. Uafenkommissariate zu erleben ist 

Die Prülungszeugnisse sind taxfrei, die Schifferpatente aber 
unterliegen der einfachen Zeugnisstaxe. 

§ 8. Die Wiederetnziehung eines Schifferpatentes durch die aus- 
stellende Behörde soll erfolgeup wenn ein Schiffer wegen mehrfacher 
grober Verletzung der die Sicherheit und Ordnung der SchifiTahrt 
betr. Vorschriften gestraft worden ist 

Die Berufung an die K. Regierung von Schwaben undNeuburg 
bleibt vorbehalten. 

% 9. Die Führung 

a) eines Schiffes ohne den Erwerb eines gültigen Patentes, 

b) eines nicht vorschriftsmässig vor der ersten Fahrt approbierten 
Schifies, 
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oder geringeren Absichtlichkeit, Schädlichkeit oder Ge- 

faJirlichkeit des Vcii^chcns zu bemcssciidcii Strate ge- 

c) eines nach einer wesentlichen Aenderang oder Reparatur nicht 
wiederholt approbierten und 

d) eines zwar approbierten, aber dem hierauf bezüglichen Zeug* 
nisse in Ausrüstung und Bemannung nicht entsprechenden 
Schifies, endlich 

e) die Unterlassung des vorgeschriebenen Mitfuhrens von Patent 

und SchilTszeugnis auf der Fahrt 
ist nach Art. 164 des Pol.Str.Ci.H. und § 100 des (»esctxcs über die 
Benützung des Wassers vom 28. Mai 1852 nut Gckl bis iu 100 fl. 
und mit Arrest bis zu einem Monaie strafbar. 

Im Ik'brigen bleibt die Srireb tmd KudcrsrhiftTahrt auf dem 
Hodensee den Vorschriften der internationalen Schititfahrts- und 
Hafenordnung , soweit solche weder in vorstehenden obcrpolizcil. 
Vorschriften, noch in der Hafenordnung für Lindau Aufnahme ge- 
funden haben, unterworfen und deren l^ebertretung auf Grund höch- 
ster ministerieller Bekanntmachung im Regierungsblatte (pag. 385) 
vqin 4. MäTZ v. J. strafbar. 

Betlage I 

enthält das »Muster eines internationalen SchifTerpatentes«. Siehe 

oben S. 15^, Note i. 
Beilage II. 

Verzeichnis s der vorgeschriebenen SchifTsrequisiten. 
Bei einem mit ganzem Verdeck versehenen Getreide* 

schiffe. 

i) Ein Mast mit vollständigem 'l'au- und Tackelwcrk , 2) ein 
Anker mit Tau, vier Wurf- und Anbindseile, 4) eine Nothi'umpe 
saniuU Zugehör, f^) sechs Schäker, 6) sechs Ruder, 7) ein Hacken, 
8) eine Laterne nebsl Feuerzeug, 9) ein Kompass sammt Zugehör, 
10) ein Wa&sereimer , Ji) ein Beil, eine Zange, ein Hammer, eine ' ^ 
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ahndet werden solle^ und zwar von den Behörden und 

nach den Gesetzen desjenigen Landes, »auf dessen 



Säge und ein Bohrer nebst den erforderlichen Nägeln , 12) Werg 
zum Kalfatern nebst Schoppeisen» 13) eine Steuerilasche , 14) eine 
starke Flasche tum Flottmachen des Schiffes beim Auffahren, 

15) eine Nothflagge, 16) eine aufgesteckte Laterne am Schiffsvorder- 
thcil, 17) ein Signalhorn, iSi einige Rettungsringe. 
Bei Segelschiffen erster Klasse von mehr als 1200 
Centnern Ladungsfähigkeit. 
Ein Mast mit vollständigem Tau- und Tue kclwerk , 2) ein 
Konii>a.ss- . 3I sechs Lichte , 4^ zwei Laternen nebst Feuerzeug, 
5) Zange, Beil und Säge, 6) ein Anker, 7) Zwei Ankerseile, 8) zwei 
starke und vier kleinere Anbindstricke, 9) neun Ruder, 10) acht 
Schalter, ii) ein Hacken, 12) vierundzwanng Stück Wieden zum 
Einlegen der Ruder, 13) 15 Stück Helmnägel, 14) 4 Drillerbengel, 
25) 6 VVasserschapfen , 16) eine Nothflagge, 17) eine aufgesteckte 
Laterne am Schiffsvordertheil , 18) ein Signalhorn, 19) einige Ret- 
tungsringe. 

B. Bei Segelschiffen zweiter Klasse von 800 bis 1200 
Centnern Ladungsfähigkeit 
1) Ein Mast mit vollständigem Tau- jind Tackelwerk, 2) ein 
Kompass mit Zugehör, 3) 4 Lichte, 4) 2 Laternen nebst Feuerzeug, 
5) ein Anker, 6) « Ankerseile, 7) ein starker und 2 kleinere An- 
btndstricke, 8) 7 Ruder, q) 5 Schalter, 10) ein Hacken, 11) 20 Stück 
Wieden zum Einlegen lier Ruder, 12) 15 Helmnägel, 13) 3 Driller- 
bengel, 14) 5 Wasserschapfen , 15) eine Nothflagge, 16) eine auf- 
gesteckte Laterne am Schiftsvordertheil, 17) ein Signalhorn. 
Bei Segelsch i tfe n dritter Klasse von 300 bis 800 
Centnern Ladungsfähigkeit. 
1) Ein Mast mit vollständigem Tau- und Tackelwerk , 2) ein 
iCompas», 3) 2 Lichte, 4) 2 Laternen mit Feuerzeug, 5) ein Anker 
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Gebiete die strafbare Handlung begangen 
ist«. 

Es ist einleuchtend, dass mit dieser Bestinunung 
die Möglichkeit von G>mpetenzconflikten zwischen den 

• einzelnen Staaten mit jedem Augenblicke gegeben ist. 
In den Häfen freilich ist das forum facti genau mar- 
kiert, aber die folgenschwersten Unfälle in Folge Nicht- 
beachtung der vereinbarten Vorschriften werden sich 
wohl auf dem offenen See ereignen, und hier g i b t es 
eben keine Sondergebiete, abgesehen davon, dass selbst 
eine Theilung des Sees vorausgesetzt der Thatort, ins- 
besondere bei Nacht und Nebel , gleichwohl unmöglich 
genau zu bestimmen wäre , da die Grenzlinien doch 
immer nur ideale, unsichtbare sein könnten. 

Der Mangel an einer klaren , den thatsächlichen 
Verhältnissen entsprechenden Bestimmung darüber, wel- 
cher Uferstaat fiir die Untersuchung von SchiiTsunfällen 

mit Ankerseil, 6) ein starker und 2 kleinere Anbindstrickc, 7) 5 Ru- 
der, 8) e; Schalter, 9) 12 Stück Wieden zum Einlegen der Ruder. 

10) 10 Helmnägcl, 1 1) 2 Drillerbengel, 1 2 ) 3 Wtisserschapfen, 13) eine 
Nothflagge, 14) eine aufgesteckte Laterne am Schiffsvoidertheii, 
15) ein Signalhorn. 

Bei Segelschiffen vierter Klasse (Kähne), 
i) Ein Kompass, 2) 2 Laternen nebst Feuerzeug, 3) Zaoge, 
Beil, Süge, 4) ein Anbindstrick, 5) 3 Ruder, 6) 4 Stttck Wieden mm 
Einlagen der Ruder, 7) 6 Helrnnügel, S) eine Wasserschapfe, 9) eine 
Nothflagge, 10) ebe aulgesteckte Laterne am Schif^ordertheil» 

11) ein Signalhorn. 
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zuständig sein solle , hatte schon früher , vor dem Zu- 
standekommen des internationalen Vertrages, mehrmals 
zu ärgerlichen Verwickelungen Anlass gegeben. Als im 
Jahr 1861*) nächtlicher Weile der Zusammenstoss eines 
tfaurgauischen und eines bayerischen Dampf bootes auf 
der Höhe der Rheinmündung sUitLgelunden hatte, sahen 
sich die St. Gallische Regierung , wie die bayerische 
zur Anhandnahme einer Untersuchung veranlasst. Die 
Regierung von Thurau anerkannte dieCompetenz des 
St. Gallischen Gerichtsstandes, nicht aber diejenige von 
Bayern. Letzteres verzichtete schliesslich auf die Unter- 
suchung. Als einige Jahre später (1866) ein ähnlicher, 
wenn auch ohne ernstere Fok;en gebliebener Zusammen- 
stoss zwischen dem Rorscliacher und einem badischen 
Dampfboot in der Nähe von Horn stattgefunden hatte, 
bemächtigte sich die St. Gallische Regierung abermals 
der Untersuchung ; die grossherzogl. badische Regierung 
hieven in Kenntniss gesetzt , lieferte schliesslich , nach- 
dem sie gleichfalls eine Untersuchung erhoben hatte, 
die von ihr bereits über den Vorfall erhobenen Akten 
der schweizerischen Stelle aus. 

Dass durch die Bestimmung des Artikel 34 der- 
artigen Cunflikten für die Zukunft nicht vorgebeugt 
wird , ist klar. Nehmen wir an , dass etwa im sog. 
Bregenzer See, zwischen Bregenz und Lindau, der Zu- 



x) YergL Aepli, a. a. O. S. 154. 
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sammenstoss eines württembergischen mit einem badi' 
sehen Schiffe erfolgte. Nach der Meinung des Art. 24, 

dessen Redaktoren die T h e i 1 u n i( des Sees vor- 
schwebte, würde entweder die österreicliische oder die 
bayerische Behörde für die Untersuchung zuständig sein, 
aus keinem anderen Grunde als wegen des Ortes des 
Unfalls. Würde sich nun Mangels jeglicher Grenze 
zunächst ein Conflikt zwischen der österreichischen und 
bayerischen Behörde kaum vermeiden lassen, so läge 
es zugleich doch wohl sehr nahe, dass auch von Seiten 
der württembergischen und badischen Regierung bezüg- 
liche Schritte gethan werden wollten. Denn letztere 
beiden hätten doch vor allem Interesse an der rest- 
stellung der Thatsachen. 

Am angemessensten und zweckmässigsten würden 
darum fiir den speciellen Fall der Untersuchung von 
Schitisunlällen auf dem See zunächst nur diejenigen 
Staaten als zuständig vorauszusetzen sein , in deren 
Staatsangehörigkeit die Eigenthümer der Schiffe sich 
befinden , dann würde es sich nurniehr fragen, welcher 
von den hiemach zuständigen Staaten die Untersuchung 
zu flihren hätte. Und hier dürfte am einfachsten wie- 
derum lediglich die Präxintion entscheiden, welche 
auf Grund sofortiger gegensei ii;^(T Anzeige von der 
Uebemahme der Untersuchung sich unzweifelhaft sicher 
stellen Hesse. 

Eine Abweichung von dieser Regel würde bei 
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etwaigem Zutreffen von besonderen Zweckmässigkeits- 

q^ründen, die in Anbetracht der eigenthümlichen Even- 
tualitäten bei solclien Vorfällen mehr oder minder be- 
achtenswerth erscheinen, zuolge freundlichen Entgegen- 
kommens der einzelnen Regierunf^en keineswegs aus- 
geschlossen sein. Es kann sich hier nur um die Auf- 
stellung eines in jedem Falle durdifiihrbaren Princips 
handeln, das die Möglichkeit bietet, ärgerlichen Streitig- 
keiten im Voraus die Spitze abzubrechen. 

5. Das Bodensee-Pischereirecht. 

Wie di< Ernte eine l rucht des Eigenthiims an 
Grund und ßoden, so ist die Fischerei eine natür- 
liche Folge derjenigen Art von Grundeigenthum , die 
Gfeolo«^isch als Gewässer bezeichnet wird. Mit Rück- 
sieht auf seine Nutzung als Fischwasser ersclieint darum 
der Bodensee zunächst nicht als naturale Bedingung 
eines Objektes des öffentlichen Rechts, sondern als eines 
solchen des Privalrechts. Die Fischerei ist Ausfluss der 
Eigenschaft des Sees als eines dominium der Uferbe- 
wohner, bezw. deren Interessen- Verbände , im rein pri- 
vatrechtlichen Sinne ein integrierender und ausgezeich- 
neter'') Bestandtheil dieses dominium. 

1) Yergl. oben S. 103. Ebenso die wirthschaftUch übrigens 
unbedeutende Wasserjagd, insofera die Objekte derselben gleich- 
falls durch den See bedingt sind. Siehe unten S. 176, Note 2. 

2) Schon Seutter a. a. O. S. 11: Lacum propter commoda 

II* 
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Der See ist nun als schiffbares Gewässer dem 
Einzelbesitze entzojren , er ist ein öffentliches Ge- 
wässer , eine res publica. Seine Eigenlhünier waren 
in früherer Zeit die feudalen Herren der einzelnen Son- 
derterritorien am See, bezw. die reichssfödtischen Ge- 
meinwesen als solche. Ihre politischen Nachfolger, die 
heutigen L lcrstaaten,-succedierten auch ini Genüsse der 
fiskalischen Rechte ihrer Vorgänger. Ihnen steht daher 
auch die Nutzung^ des Eigenthums zu, welche durch die 
Ausübung clei !• ischerei realisiert wird. Die etwaige Be- 
lassung der früheren Inhaber ') im Genüsse des .Rechts 
aus Gründen der Billigkeit ist dadurch nicht ausgeschlos- 
sen , ebensowenig eine Entschädigung der vormals Be- 
rechtigten tür die Abtretung')^). 

piscationis et navigationis pruci ipue magnificiunt. Ut entm varii 
gcnciib pisces sup|)cditat etc. etc. 

1) Insbesondere vormals berechtigter Gemein d c n. Siehe ila/u 
unten Note 3. Auch die Stadt Friedriclishatcn erhielt keine 
Entschädigung für die Aluuihme iliie> frtihcren Fisrhcreircchtes. 

2) Vergl. batlisch es Cieset/, bctrcltemi das Ree lU /ur Fischerei, 
die Ausübung derselben und die Entschädigung der vormals Be- 
rechtigten, vom 29. Mär2 1852, 4, 6 — 13 (Regierungsblatt 1852, 
Nr. XV, S. III ff.). 

3) In einen interessanten Streit bezüglich dieser Rechtsnachfolge 
waren die Staatsfinanzverwaltungen der beiden Uferstaaten Baden 
und Württemberg verwickelt worden. Gegen dieselben war nämlich 
im Anfang der siebenziger Jahre ein Fischer aus Unteruhldingen 
mit der Behauptung aufgetreten, dass ihm Kraft eines Lehensbriefes 
der fürstlich Fürstenbergischen Herrschaft das Fischereirecht im 
ganzen Seegebiete von Konstanz bis zur Mündung der Schlissen 
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Bezüglich der Frage über die Art und Weise der 
thatsächlichen Nutzung, d. h. über ihre quantitative Ver- 
theilung zwischen den einzelnen Uferstaaten ist zunächst 

zustehe. Für die behauptete Ausdehnung dieses Fischereirecbtes 
berief sich der Betreffende auf einen Lehenbrief des Kaisers Franz II. 
über die Grafschaft Heiligenberg vom 8. April 1805 , worin unter 
Bezugnahme auf eine frühere Belehnung durch Kaiser Karl V. 
(siehe oben S. 33) dem Grafen zugeschrieben wurde: 

Grafs€kitft und Schioss J&iUgei^&g mit LaOm und GiUem 
und dessen n(uMes€hrubentn GatSrhen und Xritsen vom ScJibss HtM- 
genberg , , , in dii Schüssen und die Schüssen m den Bodensee und 
durch den Bodensee ab gen Petershausen . . . mit sammt oB ihren 
EJiren, Würden, Rechien Dörfern . . . Nutzen , /Fölsen , Güten Land» 
^trassf/K freien Leuten, Vogtrech tat. Voj^th-uftn , hoch und niederen Ge- 
rit Jitiii und dem Bann — Lundi^criihtc)!. forsten, ]\'tliil<aJincn . l'oi^el- 
wciden , Fischenzen, Wasser und Wasser lauf en, Gelatten, 
Zöllen, Märkten und allen Herrlichkeiten, f 

Während nun die badische Finanzverwaltung für ihren Antheil 
den Rechtsanspruch des Unteruhldinger Fischers anerkannte und 
denselben auf gütlichem Wege mit einer Entschädigung abfand, 
erhob die württembergischc Finanzvertvaltung mit Erfolg Klage 
gegen ihn wegen Störung im Besitze. Ohne die angebliche Aus- 
dehnung des Rechtes zu bestreiten, machte sie geltend, dass das- 
selbe dem Fürsten von Fürstenberg seinerzeit lediglich als ein lan- 
de sherrliches Hoheitsrecht zugekommen sei, das als solches 
mit der Mediatisierong des fürstlichen Hauses an Württemberg bezw. 
Baden übergegangen sei. In zweiter Linie berief sich die Finanz- 
verwaltung auf Erlöschung durch non usus , indem sie nachwies, 
dass seit der Adjacierung Württembergs an den Bodensee der Staat 
das Fischereirecht durch Verpachtung ausgeübt habe, ohne bis 
heute einem Einspruch seitens des Beklagten begegnet zu sein. — 
Aus amtlichen Quellen. 
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zu bemerken , dass hier wie überall , wo es sich um 
werthvoUe Einzelnutzungen handelt , eine condominale 
Ausübung des Rechts« wonach jeder in jedem Theile 
des Sees die \utziinii' zu pcrcipieren befiiq-t wäre, zwar 
niclit unmöglich ^ rschienc , jedoch otlenbar von den 
mamgfaltigsten Unzuträglichkeiten gefolgt wäre. Nur 
in vorurkundlichen Zeiten, bei dünner Bevölkerung der 
Uferbezirke einerseits und bei Ueberlluss des i'ischr< ich- 
thums andererseits mochte jeder wo und wie viel ihm 
beliebte, der animalischen Darbietung des Sees entnom* 
men halben; ein feindlicher Zusaininensio-^s mit Gleich- 
beL^ehrenden war ohne Schädigung der Eijizelinteressen 
leicht zu vermeiden'). 

Die zunehmende Verdichtung der Uferbevblkerung 
hatte jedoch zur Folge, dass die Fischer in der Ausübung 
ihres gemeinschaftlichen Rechts sich gegenseitig zu stören 
anfiengen. Dadurch entstand das Bedürfnis nach einer 
räumlichen T h e i 1 u n «: des «gemeinsamen Reclites 
auf Grund vertragsmässiger Ueberemkommen , welche 



i) Ohne Zweifel bestand in frühester Zeit arirh kein Inleressen- 
GcL^ensatz zwischen Uferbewohnern und Fremden. Erst als mit 
der Zunahme der Bevölkerung; und der entsprechenden Abnahme 
des Fischreichthums die Nutzung wertlivoller wurde, mochte sich 
zunächst eine defensorische AUianz der ITferbewohner gegen die 
Zureisenden, die Fremden bilden und damit der naturrcchtliche 
Begriff des ausschliessenden Anrechts an die Nutzungen des Sees 
als eines Eigenthums der ersteren sich entwickeln. 
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die Gesammtheit von der Duldung der unzuträglichen 
condominalen Ausübung des Rechtes entband , und da- 
für den Einzelnen das ausschli(-ssendt: Rt:cht in ihren 
zugeschiedenen Bezirken sicherte'). 

Die ältesten solcher Bodensee-Fischerverträge von 
denen urkundlich berichtet wird, stammen aus dem 14. 
Jahrhundert") ; ihnen folgten bis in die neuere Zeit eine 



]} Vergl. Seutter a. a. O. S. 12: Quod si porro ad expe» 
rienttam quottdianatn attendiinus, aut historiam in consilium voca- 
raus, utraque docct, quod ne singulae quidem societates aut collegia 

uno impetu orianlur, lu r de certis iiegotüs consilia coinnuuiia statim 
ixh iniüo ineant , sed bingul;i inembra [lotius usu et exercitio suo 
ansam praebeant , ut illa riu cessivc nasci ([ucant. Hinc maxime 
probaliilc est, iiuoil siiimiü ai t olaruui nostri larus i'ibcaliüntMn pa- 
rket ar pioimM 'U' u ntauerint, utilitas aatciu inde proueniens i>lurcs 
invitauerit ad negotium illud exercendum. Crescente hoc modo 
utilitate creuit quoquc numerus piscantium ita, ut tandcm integiae 
indc ortac sint societates, quae quoniam promiscuus usus non Sem- 
per fadt ad bonum publicum piommouendum, de statutis singulari- 
btts pangendis consilium ceperunt Ne vero vicinae ciuitates sese 
in exercido piscattonis lurbarent, oitae demum sunt conventiones 
plutium soctetatum» quibus libertas naturalis et arbitrarius usus 
restrictus est, ut salus communis eo melius obtineretur, partim vero 
rixae et lites ex indefinito exercitio facile oriundae evitarentur, 
et quies publica conseruaretur. 

3) W egelin a. a. O. S. 50 erwähnt: tabulae antiquissimae de 
anno 1393- quae continent conuentionem iniet Zntdauetisgs tribunos 
pro se et nomine omnium ac singulorum circumcirca Lacum habi« 
tantium piscatorum et intcr Brigantinos eorumque dominos Hugtmem 
et Willulmum Comites xMontfortemes initam. 
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Anzahl anderer'), meist zugleich in Verbindung mit 
Fischer Ordnungen"). 

In allen diesen Verträgen zeigt sicli nun die grund- 
legende , aus der natürlichen Ursache der Nähe und 
Bequemlichkeit entsprungene Bestinmiung, dass jede Ge- 
meinheit an ihrem Ufer, und zwar insbesondere an den 
fischreichen > Gründen und Haidinen« , d. h. an den 
seichteren, das Ufer begleitenden Theüen des Sees, aus- 
schliessHessüch befugt sein solle, das Fischereirecht aus- 
zuüben') oder doch wenigstens die Art und Weise der 



t) Ebenders. erwtthnt an vetschiedenen Stetten Verträge aus 
den Jahren 1536, 1537, 1554, 1592, 1596, 1624, 1714 etc. etc 

7) Der Fischervertrag vom J. 1393, Art. i, traf besäglich des 

Gang fisch- Fanges folgende Anordnung : Dass man alle Jahr tekHth 
vor der Ftistc/i vm Lindau aus den i^cnachbarten zu Jü ft^cntz , Feldt- 
kuih oder Fussoih, auch Argen und \i \ii,\crhurg luegen An/a/iieiis an 
die Gangfisi /i schrciln-n, und jt-dcs Orth einen Mann ordnen soll, wekht 
zu Lindau zu der FiseJier Obmann auf einat bestimmten Tai^ zusammen 
kommen und viti einander abreden, wie dann das Anfahren vermehret, 
und von Ii. JL Math zu Lindau, bet dessen Ratifikation es beivenden solle, 
gutgegeben ivird, dabey soüs verbletätn, und ntuh demselbm an die Clauss- 
oder Gangfisch miteinander augtfakrm und wieder geendet werden, 
Vergl. auch oben S. (>i, Note i und 2. 

3) So im Fischervertrag vom Jahre 1554 und 1596: *fVü 
es hi^Urü unter den Viuhem sw Lindau^ Brtgen», in do" An, Hsträi, 
Fkssach, Wasserhirgt Nmmenhom und Argm des FSsekens ha&er ob 
dem Rhein und Argtnhom gekedten werden seü: Mag ein /nfer Visdier 
in diesen Ifyrrsehafflen, doeh aHein an den Orihen, da er gesessen, und 
jeden Vrihes Grund ist, wohl treiben, h» Straf i Pfund J*f.€ 
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Ausübung in Gemässheit der eigenen Ordnung polizei« 

lieh zu coiUrolii^rcn '). 

War somit das Fischereirecht den Ulern entlang 
getheilt und abgegrenzt, so erschien es auf »derweitten 
und freien See« allen Uferbewohnem gemein und nicht 
an sonderpülizei liehe Vorschriften gebunden , so dass 
daselbst die Fischer sowohl von der einen wie von der 
anderen Seite des Sees ungehindert ihrem Geschäfte 
obliegen mochten*}. 

Die Grundbestimmungen , soweit sie die örtliche 

1) So im Fischer vertrag vom Jahre 1536: *lVelc/ie Vi- 
seker ob ihren Gründeft auf andere GrUndt fa/ircn, dit sollen sich alS" 
dann derselben Gebreueh, Ordnung und Satzung halten und gebrauchen, 
wie diese&en, denen sokker Grund zugehörel.€ Und in der *Vi$eAer 
Ordnung und Saimngt vom gleichen Jahr : Die JFiseker scäen an den 
Ryrtagen und Nikhkn derselben nU aitf frembde Gründt fahren , da 
man fey^rt 

Art. 4 des Fischervertrags vom Jahre 16x4 bestimmt: 
%Dass die LUtäaui^he ßtseher sieh hit^ro attf der ffardter-'f Fusuteher- 
und anderen benaehbarien Gründen ^e Seinen (eine bestimmte Art 
Fischernetze) von frühe Morgens an aäein biss umb 12 Uhr tu Mittag 
und länger nieht zu gebrauchen «huldig bei Straf 2 Ifund Pf. jedoch 
dass sie a^ ihren Gründen an solche Zeit nicht gebunden seyn soUen** 

2) Vergl. dazu oben S. 103. Wegelin föhrt dann fort: Hinc 
etiam factum est, ut piscalores \\\\ Lifniiiitcnscs. (jui .11.1101598. iuxta 
pagum Imtntnstadiensem die rjuodam Catholicorum Icslo pi^scali crant, 
et in (juos eins loci ina;,'i,stratu.s animadvertere volebat , animadver- 
sioneni intentaUun cttiii;crint , co , quod non in IrnfnemtaJumi di- 
strictu maritinio scd in pleno ac libero mari, Ui demgifreitUn Weilt-' 
See, piscati essent. 
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Begren/ung des Rechts im allgemeinen beschlagen, 
haben sich im Wesentlichen bis auf heute erhalten. 
Wäiirend auch heute noch für eine ausschliessende Be^ 
fugnis auf dem hohen See schon wegen der Intensivität 
der völkerrechtlichen Beziehungen irgendwelche geschrie- 
bene Rechtstitel nicht beizubringen sind und auch eine 
bisherige Uebung mit Sicherheit sich nicht ermitteln 
lässt sind am Ufer mehr oder weniger scharf abgegrenzte 
Sonder-Gcrechtigkeiten überall rechtlich nachweisbar*). 

So steUten sich z. B. die näheren Verhältnisse der 
von den Stadt Lindauer Fischermeistern heute in Anspruch 
genommenen iMschereirechte folgendermassen dar^j: 

i) Nur im sog. Ueberlinger See, insbesondere längs der Kon> 
Stanzer und Allmannsdorfer Gemarkung ist das Recht zwischen <len 
(badischen) Domänenverwaltungcn Konstanz und Meersburg derart 
getheilt, dass jede Verwaltung ihr Recht vom Ufer bis in die 
Mitte des Sees ausdehnt und in Pacht gibt Aus Akten des 
Stadtarchivs inKonstans. — Indessen handelte es sich hiebe! 
nicht um eine Theilung der Interessen» sondern lediglich der 
Verwaltung, während in den übrigen Theilen des Sees ver- 
schiedene Interessen sich gegenüber stehen. 

a) Dasselbe gilt auch von der Wasserjagd auf dem See. 

3) Nach einer Mittheilung des Bürgermeisteramts der Stadt 
Lindau. 
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1. Faktischer Besitzstand und Dar- 
ctelluDg der einschlägigen Rechts- 
▼erhSltnifise. 

s Das Fischrecht im liodonsce 
des Fischerconsortiums (früher 
der Fischerzunft} in Lindau, 
d. h. die ausschliessliche i>ri- 
vative Berechtigung der Fi- 
schermeister in Lindau , im 
Bndensee gewerbsmässig mit- 
telst Netzen, Körben, Reisern, 
Legen von Angeln u. dgl. zu 
fischen , als Koppelfischerei- 
rerhl xiwd jus in re aliena auf 
dem internationalen und neu- 
tralen Bodensee haftend'). 

Früher w.ir datTclicn n;ir ilie 
gewöhnliche Angelhscherei mit 
der Wurfangel freigelassen, 
selbst die Fischerei mittelst 
Schwebschnur oder Legan;:^e! 
und ähnlicher Fau^^arten Drit- 
ten untersagt. Seit ungefähr 
20 Jahren aber hat die Uebung 
IMatz gcgrift'en, dass nicht Mos 
das Auswerfen der Angel ruthe, 
sondern sogar die Legangel- 
und Turhinenfischerei als frei 
betrachtet wird , längs des 
bayer. Seeufers , aber auch 
dies nur für Uferbewohncr, 
nicht etwa für zugereiste Fi- 
scher von überall her. 

Die gewerbsmässige Netz- 
fischerei dagegen gilt nach wie 
vor als ausschliessliclie P>Lf'iL;- 
niss der real berechtigten unil 
darauf besteuerten Fischer« 
meister von Lindatt.c 



I) Interessant als Anschauung einer 
bayerischen Beli- rtk- liIm v 'Li' viil- 
kerrechüiche Natur Ue.^ UvUensees. 



II. Geographisches Gebiet de» 
von den Stach Lindaucr Fischcr- 
mei$lera in Anspruch genom- 
menen Pischereirechtes. 

»Der Üodcnsec(Obersee) 
von seiner Ostseite bis 
zur bayerisch - württemb. 
firenze bei Nonnenhorn 
und von da hinüber gegen 
dieRheinmündung. Längs 
des ganzen bayer. See- 
ulers und von da eine 
Viertelstunde see- 
einwärts bis zu den 
sorj;. Halden oder Ilal- 
tlinen, w o die grosse weile 
Seetiefe beginnt , haben 
die Lindauer Fischermei- 
ster ein exclusives Fisch- 
recht mit Ausschluss tler 
vorailberger und ebenso 

\vT württemb. Fischer- 
meisler. Auf der Breite 
des tiefen und weiten Sees 
üben sie das Fischrecht 
mit den Fisrhermeistcrn 
und nscherciberechliglcii 
Gemeinden Vorarlberg.^ 
gcivicinsam aus . welclie 
letzteren wiederum längs 
des ganzen üsterreicn. 
l'fers und von da eine 
V iertelstunde seeeinwiirt 
bis zu den Halden, wo 
die weite Seetiefe beginnt, 
ein exclusives Recht be 
nr.s]>rt!rhcn , mit Aus- 
schluss bayer. und schwei- 
zer. Fischermeister, c 



III. Urkunden 
bezw, 
Rechtstitel. 

3 1) Auszug aus 
d. alt enFisch- 
wasscT-Katnster 
les K. Rentam- 
tes Lindau vom 
ebr. 1837. 

2) Desgl. aus 
dem neuen 
vom Sept. 1857. 

3) Fischerord- 
nunp der Stadt 
^indau vom i. 
Mai 185s § I 
und 6. 

4) Magistr. 
Ausschr. V. 22. 
Oktbr. 1859. 

5) I>e>gl. V. 
19. Mai 1860. 

6) Bericht d. 
Magistrats Lin- 
lait V. 5. Juli 
16O1, Nr. 3539. 

7) Reg.-Ent- 
schlie<;?;un[; v. 
3. August i86i, 
Nr. 34192. 

8) Mag.Aus< 
schreiben vom 
13. Mai 1863. 
Die Nummern 

4 - 8, IG, 26, 28 
u. ■^i d. maq^istr. 
Akten über die 
Ausübung der 
Fischcri-i im 
Bodensee von 
1859—1875.« 



Rettich, BodcMC«. 



ti 
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Diese Angaben, soweit sie das österreichische 

Fischereigebiet betreiVen , finden Bestätigung durch eine 
Mittheilung der k. k. Bezirkshauptmannschaft in Bre- 
genz ') , wonach als ausschliessendes Österreichisches 
Fischereigel)i('t im liodensee jener Bezirk gilt, der zwi- 
sclien dem österreichischen Territorium und jener ge- 
raden Linie liegt, welche die sog. Rheinspitze und die 
AusmUndung der Laiblach verbindend gedacht wird. 

Bezüglich des württembergischen Fischerei- 
rechtes im Bodensee ist Folgendes feststehend ') : 

Die württembergische Finanzverwaltung besitzt das 
Fischereirecht im Bodensee längs des ganzen württem- 
bergischen Ufers, d. h. vom Einiluss der Lippach an 
der württembergisch-badischen Landesgrenze oberhalb 
Kressbronn bis zur bayerischen Landesgrenze bei Non- 
n( nhorn , und zwar als Reciitsnachfolgerin der früheren 
Landesherrschaften , nämlich .des früheren Priorats 
Hofen , der vormah'gen Reichsstadt Buchhorn und der 
Gräfl. MontforLschen Herrschaft Langenargen. Der 
ehemals Kloster Hofen'sche Fischereibezirk erstreckte 
sich von der Lippach an der Grenze gegen Baden bis 
zLun Kuhlbach, welcher zwischen dem Schlü.ss und der 
eigentlichen Stadt Friedrichshafen sich in den Bodensee 
ergiesst; von da an bis zur Schussenmündung reichte 
das Fischereirecht der ehemaligen Reichsstadt Buchhorn; 



i) Schreiben an den Verfasser vom 7. August 1884. 
3) Nach amtlidieQ Quellen. 
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das weitere bis an die bayerische Grenze sich er- 
streckende Fischereirecht endlich rührt von der früher 

Montfort schcn iind mehrmals uiucr i >csierreich und 
später unter Bayern gestandenen Herrschaft Langenar- 
gen her. 

W'iilircnd mm für this württembergische iMscherei- 
recht im l^odensee , sowohl im Ganzen als aucJi nach 
den drei Haupttheilen desselben genau feststeht « wie 
•weit sich dasselbe dem Ufer entlan«,'^ erstreckt , lässt 
sich über die A u s d eli n u n g des Fisclnvasscrs s e e- 
e inwärts mit Sicherheit nichts sagen. Nur von dem 
Fischereirecht, welches von dem Priorat Hofen herrührt, 
heisst es in älteren Pachtverträgen: 

»es solle sich erstrecken vom Kohlbach bis an den 
Lippbach und von da an seeeinwärts bis an die Schwei- 
zergrenze.« 

Die Finanzverwaltung hat jedoch den Pächtern 
gegenüber hinsichtlich der Ausdehnung des Fischerei- 
bezirkes seeeinwärts »bis zur Schweizergrenze« keine 

Haftung übernommen 

i) Wohl im Hinblick auf die fUrstl. Fürstenbergischen Ansprüche. 
Vcrgl. oben S. 170 Note 3. Ohne Zweifel erstreckte sich das Recht 
der Uferterritorien Hofen, Buchhorn und Langenargen nur auf die 
»Gründe und Haldtnem und wurde jenseits dieser, seeeinwärts, 

durch den von Fürstenberg prätendierten Bezirk begrenzt , der 
scincrbcits wieder auf der Karte bis zur Mitte des Sees reichen 
mochte , thatäa( hli( h aber wolil kaum zur Nutzung kam, Vergl. 
dazu Seite 171 am Ende der Note. 
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Sie hat aber auch nicht erklärt , Air wie weit sie 
überhaupt eine Haftiinof übernehmen wolle. Es fol^^t somit 
auch aus dieser I Jarstclluni^ der württembergischen Fi- 
schereirechte auf dem Bodensee, dass sich die Ausschei- 
dung von Sonderbezirken zum Zwecke der Fischerei- 
Nutzung nur auf einen an den Ufern sich hin/ichenden 
Gürtel erstreckt , über dessen Breite das geschriebene 
Recht uns ohne Aufklärung lasst. Dagegen herrscht 
sowohl auf der deutschen wie auf der schweizerischen 
Seite des Sei >. die volksthümliche Anschauung, dass die 
Grenze der beiderseitigen Fischereigebiete jeweils durch 
die Mittellinie gegeben sei. Diese Meinung entbehrt 
cill( rdings jeder thatsUchlichen Unterlage ; sie ist viehnehr 
lediglich jenem natürlichen Gefühle entsprungen, welches 
ein gemeinsames Gut für den Fall der Theilung bei 
gleichen V^oraussetzungen hiilftig geschieden haben will. 
Behufs Entscheidung von Streitigkeiten zwischen den 
beiderseitigen Fischern wäre sie jedoch der einzige 
rechtliche Anhaltspunkt. 

Indes ist ein solcher Cunrtikt , weniirstens in den 
breiteren Theilen des Sees kaum zu gewärtigen. Die 
Mittellinie des Sees als Grenze der beiderseitigen Fi- 
scherei Gebiete wird duiisachlich überhaupt nicht zur 
Geltung kommen, und zwar aus dem natürlichen Grunde, 
weil die gewöhnliche Ausdehnung einer Fisdierausfahrt 
seeeinwärts die Mitte des Sees nicht erreicht , sei es 
der räiunlichen Entfernung oder der Unausgiebigkcit des 
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tiefgründigen Wassers wegen. Dort ein ausschliessen- 
des Recht in Anspruch zu nehmen , wohin er , es zu 

nutzen , niemals kommen wird , läge ebensowenig im 
Interesse des einzelnen Fischers, als es zu wahren in 
seinem Vermögen. Thatsächlich ist somit die 
Fischerei auf dem See insoweit frei, bezw. 
gemeinsam , als sie ausserhalb der durch 
die regelmässige Ausübung des Fischerge- 
werbes tjeb il detcn Zone betrieben wird. Dass 
diese Grenzbestimmung eine ungenaue ist , liegt in der 
Natur der Sache, ebenso wie es in der Natur der Sache 
liegt , dass sie gleichwohl ihren Zwecken genügt. In 
dieser Begrenzung der ausschliessenden Fischereirechte 
zeigt das > schwäbische Meer« die einzige Analogie zum 
Meere 

Freilich , bis vor Kurzem und zum Theil noch 
heute eine zweite, nämlich die der gänzlichen Freiheit 
und Willkür in den Mitteln und Zielen der ausübenden 
Fischerei selbst. Eine fiirsorgende Fischereipolizei 
mit dem Zwecke, den Fortbestand dieser für die Ufer- 
bewohner so eminent wichtigen Nutzung zu sichern, 
fehlte gänzlich. Die einzelnen Uferstaaten vermochten 
nicht, es über sich zu bringen , sich in dieser Nutzung 
des Sees eine Beschränkung aufzuerlegen, die nicht auch 
zugleich die übrigen verpflichtete. Während sie für ihre 

i) Insofern nach heutigem Völkerrecht die Küstengewässer der 
nationalen Fischerei vorbehalten sind 
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Eigengewässer schon längst zweckmässige Fischereige- 
setze geschaffen hatten , war der See der schonungs- 
losesten Raiibfischerei preiscfegeben *). Freilich blieben 
die schlimmen Folgen nicht aus ; die Ijudcnseefischerei 
gieng von Jahr zu Jahr zurück und sie befindet sich 
heute auf einem Stande , der nicht im entferntesten den 
erreicht, zu welchem das gewaltige Becken voll gesun- 
den krystallkiaren Wassers die natürliche Bedingung 
darzubieten scheint*). 

Erst vor wenigen Jahren besannen sich die ITcr 
Staaten auf ihre staatsrechtliche Pflicht als Condomi- 
nanten des Sees. In lobenswerthester Weise giengen 
Baden und die Schweiz voran. Mit dem Zwecke, 
» um die werthvollen ischarlen im Rhein und seinen Zu- 
flüssen, sowie im Bodensee zu erhalten und zu vermeh- 
ren«, verständigten sich die Regierungen von Baden und 
der Bundesrath der sclnveizirischcn Eidgenossenschaft 
zu einer am 25. März 1S75 zu Basel unterzeichneten 
Vereinbarung ^) , deren Bestimmungen in den Gesetzen 

i) Wohl auch ein Beweis dafür» dass die Uferstaaten den See 
als ein ausserhalb ihres Staatsgebietes Hegendes Gewässer be« 
trachteten. 

3) Die württembergische Finanzverwaltung besieht aus der Fi- 
scherei längs des ganzen württembeigischen Ufers noch nicht 
200 M. jährlichen Pachtzins« eine ganz minimale Summe im Hin- 
blick auf den Umfang des Nutzungsbezirkes. 

3) Badisches CicbeUcs»- und Verordnungsblatt 1877, Nr. XXII, 
S. 165 flf. 
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und Verordnungen über Ausübung der Fischerei in den 
bezeichneten Gewässern zu Grunde gelegt wurden'). 

Abgesehen von den nur für die Fischerei im Rhein 
und seinen Zuflüssen in Betracht kommenden Bestim- 
mull^cn, ist zunächst Art. 2 dieser Vereinbarung her- 
vorzuheben , wonach Fanggerätlie jeder Art und Be- 
nennung nicht angewendet werden dürfen, wenn die 
Oeffnungen im nassen Zustande in Höhe und Breite 
nicht wenigstens folgende Weiten haben : 

a. beim Salmenfange, Geflechte (Körbe, Reusen) und 
Treibnetze 6 cm, das Innere der Reusen : 4 cm, b. beim 
l' ange andere r grosser Fischarten : 3 cm, c. beim Fange 
kleinerer Fischarten : xV^cm. Geräthe zum Fangen der 
Köderfische unterliegen diesen Bestimmungen nicht. 

Artikel 3 verbietet die Anwendung festlie^iender 
Treibnetze , Artikel 4 alle Mittel zur Betäubung der 
Fische, sowie die Anwendung von Fallen mit Schlag- 
federn , von Gabeln , Stangen , Garnen , Schiesswaffen, 
Spfentypatronen und anderen Mitteln zur Verwundung 
der Fische. Der Gebrauch von Angeln ist gestattet, 
verboten dagegen die Anlegung von Selbstföngen. 

Nach Artikel 5 dürfen die nachbenannten Fisdi- 
arten weder feilgeboten noch verkauft werden, wenn die 
Fische vom Auge bis zur Weiche der Schwanzflossen 
gemessen, nicht wenigstens folgende Längen haben: 

Salmen (Laclise) 35 cm; Seeforellen (Laclisforelien) 

i) Volteugsverordnung ebendas. S. 171 t 



1 
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20 cm ; Bachforellen , Ritter (Seiblinge oder Rötheli) 
und Eschen 15 cm. 

Werden Fische, welche diesss Maass niclu besitzen, 
gefangen, so sind dieselben sofort wieder in das Wasser 
zu setzen. 

Nach Artikel 7 ist vom 20. ( )ktobc'r bis 20. |an. 
der FaniT , das Feilbieten und dt^r Verkauf dt^r See- 
forellen (Lachsforellen), der Ritter (Seiblinge oder Rö- 
theli) und der Bachforellen verboten. 

Werden in dieser Zeit Irische solclier Art zulaiiig 
gefangen , so sind sie sofort wieder in das Wasser zu 
setzen. 

Zum Zwecke künsdiclicr l^schzucht darf für den 
Fang dieser Fischarten während der Schonzeit von der 
zuständigen Behörde Erlaubniss ertheilt, auch das Feil- 
bieten und der Verkauf der sfefancfenen Fische , nach 
deren i^enützung zur liefruchtung, unter den geeigneten 
Kontrolmassregeln gestattet werden. 

Vom 15. April bis Ende Mai ist nach Artikel 8 
üt r h ung aller l' ischurien , ausgenommen der Sahnen 
(Lachse) und Seeforeilen (Lachsforellen) mit Netzen und 
Reusen (Fachen) jeder Art verboten. Das Fischen mit 
Angeln wird von diesem Verbot nicht betroffen. 

Artikel 9 endlich bestimmt , dass der Fang von 
Fischen zur kilnsdichen Zucht und der Fang kleinerer 
Fische zur Ernährung von Fischen in Zuchtanstalten, 
ferner der Fang von sog. Hürlingen (Heuerlingen) auch 
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während der in Artikel 8 bezeichneten Schonzeit von 

den Staatsregierungen gestattet werden könne. 

Mit ähnlichen Schutzvorschriften folgte im Jahre 1880 
bezw. 1882 die österreichische Regierung nach 
und zwar durch Landesgesetz*) vom 27. Oct. 1880 
und durch eine Stattlialtereiverordnung') vom 8. Mai 1882. 

Eine mustergiltige Bodenseefischereiordnung endlich 
erliess unterm 26. Juni 1883 die K. bayerische 
Regierung von Schwaben und Neubur*' Tür div. bayeri- 
schen Staatsangehörigen , unter dem Titel : Oberpoli* 
zeiliche Vorschriften über Zeit und Art des Fischfanges 
im Bodensee'). 



x) Nr, II des Land'Verordnungsblattes von t88o. 

2) Nr. 12 des Land- Verordnungsblattes von 1882. 

3) Die Vcrordniinfi; lautet: 

Auf Grund des An. 126 /. 1, bezw. Art. 7 des Pol.Str.G.B. für 
das Königreich Rayern erlassl die unterfertigte Stelle fiir die Zeit 
und Art des I'^ischfan^es im llodensee und in ilessen auf k. bayer. 
Territorium befindlichen Zutln^isrn nachstehende olK-rpolizeil. Vor- 
schriften , welche für alle baycr. Staatsangehörigen , sowie für alle 
Nichtbayem , welche im Gebiete des Königreiches wohnen oder 
sich vorübergehend aufhalten, als bindend erklärt werden. 

§ I. In dem Thcile des Bodensees, welcher zwischen dem 
Eisenbahndamm und der Landthorbrücke in der Stadt Lindau ge- 
legen ist, wird das Fischen mit Netzen aller Art überhaupt verboten. 

% 2. In den übrigen Theilen des Bodensees dürfen Fangge* 
räthe jeder Art und Benennung nicht angewendet werden, wenn die 
Oeffnungeti im nassen Zustande in Höhe und Breite nicht wenig- 
stens folgende Weiten haben : 

n* 
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Nur Württemberg gestattet bedauerlicher Weise 
noch bis auf den heutigen Tag die Raubfischerei im 

a) beim Fangen grosser Fischaiten fönf cm, 

b) beim Fangen kleiner Fischarten zwei cm. 

GerAthe zum Fange vonKödeifischen und zu dem nur mit be- 
sonderer Erlaubniss derDistrikspolizetbehörde des Wohnortes znläs- 

filgcn Fange von Futlcrfischen für Züchter unterliegen dieser Be- 
schiaii^ung nicht; jedoch dürfen Stehnetze, welche hiefür verwendet 
werden, lediglich eine Länge und Tiefe von je 2 Meter haben. Bei 
der Kontrolle der (ieÜechte und Netze ist eine Abweichung von 
einem Zehntheil nicht zu beanstanden. Bereits vorhandene Geräthe 
und Vorrichtungen mit engeren Ocft'nungen und anderen Maschen 
dürfen nur noch bis zum £nde des Jahres 1S84 in Verwendung 
kommen. 

§ 3. Treibnetze dürfen nicht derart ausgesetzt oder befestigt 
werden, dass sie festliegen oder hängen bleiben. 
§ 4. Verboten ist beim Fischen : 

1) die Anwendung schädlicher oder explodierender Stoffe, insbe- 
sondere von giftigen Ködern oder von Mitteln zum Betäuben 
oder Vernichten der Fische, von Sprengpatronen und anderen 
Sprengmitteln u. dergl., 

2) die Anwendung grober Werkzeuge oder von Mitteln zur Ver- 
wundung der Fische, namentlich von Fallen mit Schlagfedem, 
Lege- und Schlageisen, Schlaghamen, Schiesswaffen, Speeren 
Stangen und Fischgabeln (Harpunen, Geercn). 

Der Gebrauch von Angeln ist gestattet. 

Bereits bestehende Selbstfänge für Fische müssen mit Oeff- 
nungen versehen werden, deren Dimensionen den für die Masrhen- 
weite der Fanggeräthe vorgeschriebenen entsprechen. Die Anlegung 
neuer derartiger Selbstfänge ist verboten. 

Während der Zeit vom so. Oktbr. bis 24. Dezbr. ist die An- 
wendung eiserner Reussen untersagt. 
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See. Artikel 14 des Fischerei-Gesetzes vom 27. Nov. 
1865*) besagt: Auf den Fischfang im Bodensee finden 

5. Die nacbbenannten Fischarten dürfen weder imBodensee 

gefangen , noch im Aratsgerichtsbezirke TJndau feilgeboten oder 
verkauft werden , wenn die Fisclic \ oni Au^l- l»is zur Weiche der 
SchwaiizHossen [gemessen, niclu wenigstens folgende Langen haben: 
Seeforellen (T.achsforellen, Rlieinlanken, Illanken) 25 cm, Bachforellen 
15 cm, Saiblinge (Ritter oder Rötel?) und Fsrhen 20 cm. Werden 
Fische, welrhe dieses Mass nicht besiti:en, e fangen , so sind die- 
selben sofort wieder in das Wasser zu setzen. 

^ür das Feilbieten und den Verkauf obenbezeichnetcr Fisch- 
arten in Bayern ausserhalb des Amtsgerichtsbezirkes Lindau bleiben 
die jeweiligen allgem. oberpolizeil. Vorschriften, z. Z. die vom 
37. Juli 1872, in Kraft. 

§ 6. Vom t. Oktbr. bis 3i.Dezbr. ist der Fang, das Feilbieten 
und der Verkauf der Seeforelten (Lachsforellen, Rheinlanken, Iiian- 
ken), der Saiblinge (Ritter oder Röteli) und der Bachforellen ver- 
boten. Werden su dieser Zeit Fische der bezeichneten Arten zu« 
fIlUig gefangen, so sind sie sofort wieder in das Wasser zu setzen. 
Die sogen. Silber- oder Schwebforellen sind von obigem Verbote 
ausgenommen. 

Zum Zwecke künstlicher Fischzucht darf fUr den Fang der in 
Abs. t bezeichneten Fischarten während der Schonzeit von der 

Distriktspolizeibehörde des Wohnorts ausnahmsweise Erlaubniss er- 
theilt, auch das Feilbieten und der Verkauf der ^efanijenen Fische 
nach deren IJenützunf; zur Ik-fruchtung unter den geeigneten Kon- 
trolmassregeln, jedoch ausschliessh'ch nur ini l'infanije des Amtsge- 
richtsbe/irkes Lindau gestattet werden. Diese ol»rigkeitliche Erlaub- 
niss ist stets wiederrutÜcli und sofort ztirück/.u/.iehen , sobald der 
Fischcode der Verpflichtung zur Verwendung der Fische zur Fisch- 
zucht nicht genauestens nachkommt oder die für das Feilhalten 
und den Verkauf gesetzten Bedingungen ausser Acht lässt 



i88 



die Bestimmungen hinsichtlich der Schonzeit der Fische, 
sowie die Vorschriften der Art. 6, S — 13 (gleichfalls 

§ 7. Vom 15. Novbr. bis 25. Dezbr. darf der Fang, das Feil- 
bieten und der Verkauf von Felcben (Blaufelchen, Weiss- oder Sand- 

felchen, Kropfielchen und (langfisohen) nur mit besonderer Erlaub* 

niss der Distriktsvcrwaltungsbehörde des Wohnortes stattfinden und 
diese nur dann crtlicill werden , wenn die wirkliche X'ciwcndung 
der Forti)i]aii/uni;stkmente der laichrcifen Fische (Sperma und Ro- 
gen^ für die l isrh/uchi genügend gesichert ist, und der Fischer, 
der die Krlaiilmish nachsucht , entweder seUisi tlie nolhigen Ein- 
richtungen lur kiinsthche Zucht tritlt und in geluirigeni Beiciebc 
hält, oder die regelmässige Ablieferung der Fort])flanzuügselemente 
an eine zweckmässig betriebene Anstalt für künstliche Zucht nach« 
weist 

Die Abs. a, 4 und 5 des § 6 finden bei den Felchen gleich- 
mässige Anwendung. 

§ 8. Vom 15. April bis Ende Mai ist der Fang aller Fisch- 
arten t ausgenommen die Seeforellen , Saiblinge und Felchen , mit 
Netzen und Reussen aller Art verboten. Das Fischen mit Angeln 
ist von diesem Verbote nicht betroffen. 

Felchen dürfen während dieser Zeit nur mit schwebenden 
Netzen an den tiefen Stellen des Sees und mit sorgfältiger Ver- 
meidung jeder Berührung der Halden (abfallenden Seeufer) , der 
Reiser (Fache) und der Wasserflora (Kräbs, Moos, Mies, Seetang) 
gefangen werden. 

Die Absat/e 2, 4 und 5 des § 6 tindcn auch auf die unter die 
Frulijahrsschon/cil fallenden Fische Anwendung. 

§ 9. Während der in ^ 8 bemerkten Schonzeit kann der Fan£r 
kleinerer l iie ?m Ernährung von Fischen in Zuchtnnstaltcn von 
iler Distrikt^verwaltungsbehürde des Wohnortes, jedoch nur rait 
Einhaltung der in § 2 und 5 gegebenen Vorschriilen , ausnahms- 
weise gesUttet werden. 
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Schutzbestimmungen enthaltend) keine Anwendung. Dem- 
entsprechend bestimmt die Ministenal- Verfügung betref- 

$ 10. Der Fang von Heuerliogen (Hürlingen) ist unbedingt 
verboten. 

§ XI. Die Nachtfischerei im Bodensee wird im Sinne des 
§ 296 d. R.Str.G.B. im Allgemeinen verboten; doch kann die Be- 
rechtigung hiezu durch die besondere Bewilligung t!cr Distriktsver- 
^valtungsl)ehorde des Wohnortes erlangt werden, wenn s[icziclle Ver- 
hältnisse die Lrlheilung einer solchen Bewilligung reciilfertigen. 

Das BeUissen von Stehnet7,en und Legangeln im See während 
der l^acht w ird als Naclitfischerei nicht betrachtet, sofcrne dieselben 
vor Eintritt der Nacht in den See gebracht und erst nach Ablauf 
der Nacht aus demselben herausgenommen werden. 

§ 12. Für die auf dem bayer. Gebiete befindlichen Zuflüsse 
des Bodensees gelten die jeweiligen allgemeinen oberpolizeil. Vor* 
Schriften, z. Zt die vom 27. Juli 1872. Ausserdem wird daselbst 
jede ständige Vorrichtung (Fischwehr, Fach), und jede Anwendung 
feststehender Netze (Sperrnetze) verboten, welche auf mehr als die 
HäUte des Wasserlaufes bei gewöhnlichem niedrigen Wasserstande, 
im rechten Winkel vom Ufer aus gemessen, den Zug der Fische 
versperrt. Die Entfernung zwischen den einseinen Pßlhlen, welche 
die zum Fischfange bestimmten und zulfissigen Fischwehren, Fache, 
bilden, sowie zwischen den Querverbindungen dieser Prähle müssen 
mindestens 10 cm im Lichte betragen. 

Mehrere ständige Vorrichtungen , sowie mehrere feststehende 
Netze dürfen gleichzeitig auf demselben oder auf verschiedenen 
Ufern nur in einer Entfernung angebracht werden, weh he mindestens 
das Doppelte der Ausdehnung der grösseren Vorrichtung licträgt. 

Auch das Trockenlegen des Wasserlaufes 2um Zwecke des 
Fischfanges ist in den Zuflüssen verboten. 

Die daselbst bereits bestehenden Selbstfange für Fische müssen 
mit Oeffnungen versehen werden, deren Dimensionen den in g s 
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fend den Vollzug des genannten Gesetzes über die Fi- 
scherei in § 6: Der Fischfang im Bodensee ist in Ge- 

mässheit des Art. 14 des Fischerei-Gesetzes den Vor- 
schriften der §§ I — 5 nicht unterworfen. Ebenso end- 
lich die Ministerial-Verftigiing vom 9. Juli 1877 § 6. 

Uebrigens hatte auf ßctrcibcn des deutschen Fi- 
scheret-Vereins das K. Ministerium des Innern schon im 
Jahre 1880 eingehende Erhebungen über die Fischerei- 
Verhältnisse des Bodensees anstellen lassen und es ist 
zu hoffen , dass dem ohne Zweifel wenig erfreulichen 
Befunde früher oder später geeignete Massregeln nach- 
folgen werden. Erst wenn auf solche Weise auch Würt- 
temberg der uneigennützigen und edlen Politik der üb- 
rigen Uferstaaten sich angeschlossen haben wird, kann 

für die Maschenweite der Netze im Bodensee vorgeschriebenen 
entsprechen. Neue Selbstfänge dürfen nicht angelegt werden. 
§ 13. Die in § 2, 6, 7, 8, 9 und 11 vorbehaltenen BewiUi- 

gungen der Distriktsverwaltungsbehördcn erfolgen gebührenfrei. 

(ic-gcn die Versagung solcher Bewilligungen ist binnen 14 Tagen 
unerstrecklicher Frist Berufung an die unterfertigte Stelle zulassig. 
Bei unbegründet erachteten Berufungen tritt die gesetzliche Ge- 
bührenpflicht ein. 

Wer eine ertheilte Bewilligung missbraucht oder die hiebei fest- 
gesetzten Bedingungen nicht erfüllt, kann von der Distriktsverwal- 
tungsbehörde des Wohnortes auf kürzere oder längere Zeit des An- 
Spruches hierauf als gänzlich verlustig erklärt werden. 

2) Württ. Reg.Blatt 1965, S. 499. 

2) Württ. Reg.B1att 1865» S. 504. 

3) Württ; Reg.B]att 1877, S. 194. 
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es möglich sein, nicht nur den Fortbestand dieser wich- 
tigen Nutzung des gemeinsamen Gebietes zu sichern, 
sondern auch durch eine rationelle Förderung, wie sie 
seitens der übrigen Uferstaaten und insbesondere des 
deutschen Mscherei - \'ereins schon seit Jahren ange- 
strebt wird , auf eine den natürlichen Verhältnissen 
entsprechende Höhe zu bringen. Der unzweifelhafte 
Erfolg eines solchen gemeinsamen produktiven Vor- 
gehens der Condominanten wäre eine würdige und schone 
Frucht des freundlichen Einvernehmens, dessen sie sich 
alle zur Zeit und hoffentlich für immer erfreuen. 
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